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SPD beschließt Kampagne 
gegen Kommunisten

Das SPD-Parteipräsidium gebärdet 
sich nicht nur staatstragend, sondern 
hat anläßlich des bevorstehenden 
Jahrestages des Zusammenschlusses 
von SPD und KPD vor 40 Jahren zur 
SED erklärt, die grundsätzlichen 
Unterschiede auf "einer Reihe von 
Veranstaltungen bekräftigen und die 
Ergebnisse "Anfang 1986 in eine 
Grundsatzerklärung münden" lassen 
zu wollen. Das kann nur be­
deuten, daß die SPD sich nicht nur an 
der Verfolgung von Kommunisten be­
teiligen will, sondern darauf Wert 
legt, daß ihr besonderer Beitrag in 
dieser Sache, wie z.B. die Berufsver­
bote, aber auch die zahlreichen Ge­
werkschaftsausschlüsse, der herr­
schenden Klasse vorgeführt und wie­
der einmal die Regierungsfähigkeit 
der SPD bewiesen werden soll. Die 
Form "Veranstaltungen" und "Grund­
satzerklärung" läßt erkennen, daß das 
SPD-Parteipräsidium auf sozialdemo­
kratische Schulrektoren und örtliche 
Gewerkschaftsfunktionäre Druck aus­
üben will. Der Zusammenschluß von 
SPD und KPD war ein Ergebnis der 
Lehren aus dem Faschismus. Für die 
SPD eine "Zwangsverschmelzung" 
durch die "Russen". Mit dieser Unter­
stellung verdreht die SPD auf beson­
dere Weise die Geschichte: Die DDR 
bildete sich angeblich nur unter 
Zwang und nicht durch das Bestreben 
vieler Antifaschisten, nie wieder 
unter kapitalistischen Verhältnissen 
leben zu wollen. — (jöd)

EKD und Vertriebene 
vertiefen Zusammenarbeit

Am 22. Oktober trafen in Bonn Ver­
treter des Rates der Evangelischen 
Kirchen unter Landesbischof Lohse 
und des Bundes der Vertriebenen unter 
Herbert Czaja zusammen. In einer ge­
meinsamen Erklärung stellten beide 
Seiten u.a. fest: "Teilnehmer beider 
Seiten legten in offener Gesprächs­
atmosphäre dar, bei welchen Themen 
Übereinstimmungen, aber auch unter­
schiedliche Auffassungen z.B. hin­
sichtlich der Denkschrift der EKD 
'Uber die Lage der Vertriebenen und 
das Verhältnis des deutschen Volkes 
zu seinen östlichen Nachbarn’ von 
1965 bestanden und teilweise noch be­
stehen. Im Hinblick auf die konstruk­
tiven Aufgaben für die Zukunft 
stimmte man darin überein, daß trotz 
bestehender Schwierigkeiten die ge­
meinsamen Anstrengungen dem Ziel 
zu dienen haben, ... alle sich bieten­
den Möglichkeiten des Zusammenwir­
kens zu nutzen." Die Denkschrift der 
EKD von 1965 bereitete von kirchli­
cher Seite die "neue Ostpolitik" des 
BRD-Impenalismus vor, also den Ver­
such, mit der Zusage einer zeitweisen 
Respektierung der bestehenden Gren­
zen den Einfluß und die Geschäfts­
möglichkeiten des westdeutschen Im­

perialismus in Osteuropa zu erwei­
tern, um soder "Lösung der deutschen 
Frage" näherzukommen. Die Vertrie­
benen wollen schon lange, daß auch 
dieses geringfügige Zugeständnis an 
die Staaten Osteuropas zurückgenom­
men wird und finden dabei bei der Re­
gierung und den Kapitalisten starke 
Unterstützung. Offenbar will sich 
nunmehr auch die EKD diesem Ziel 
wieder anschließen. In der gemeinsa­
men Erklärung heißt es: "Die Vertre­
ter des Bundes der Vertriebenen äu­
ßerten den Wunsch, die EKD möge

Schlesiertreffen— künftig auch wie­
derevangelisch gesegnet?

sich verstärkt für die Anliegen der 
Vertriebenen und der Aussiedler ein­
setzen und den Bindungen an Nation, 
Volk und Vaterland mehr Aufmerk­
samkeit schenken. Dazu gehöre auch 
eine repräsentative kirchliche Vertre­
tung besonders auf regionalen Veran­
staltungen der Vertriebenen ..." Eine 
Antwort der EKD auf diesen "Wunsch" 
der Vertriebenen findet sich in der Er­
klärung nicht. Offenbar rechnet die 
EKD-Führung mit Widerstand in den 
eigenen Reihen. Ihre Absicht, die ag­
gressiven Aufmärsche der Vertriebe­
nen wieder öffentlich zu segnen, ist 
aber unverkennbar.— (rül)

Interessen der Schlecht­
bezahlten nicht berücksichtigt 
Der 11. Bundes-Angestelltentag des 
DGB, der vom 17. bis 19. Oktober in 
Osnabrück stattfand, hat einen An­
trag an den nächsten DGB-Bundeskon­
greß beschlossen, in dem er den DGB 
auffordert, ein zwischen den Mit­
gliedgewerkschaften abgestimmtes 
Konzept für eine "Mobilisierungs- und 
Mitgliedergewinnungskampagne" zur 
Beschlußfassung vorzulegen. Ziel der 
Kampagne soll sein, bis 1990 300000 
Angestellte mehr in den Gewerk­
schaften zu organisieren, nämlich 
mindestens zwei Millionen. Das heißt 
statt bisher ca. 17% der Angestellten 
will der DGB mindestens 20% der An­
gestellten organisieren. Dem Be­
schluß des Angestelltentages zur Ta­
rifpolitik ist zu entnehmen, daß die 
DGB-Gewerkschaften dabei vor allem 
unter den besserverdienenden Ange­
stellten werben wollen. Zwar hat sich
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die Konferenz dafür ausgesprochen, 
daß alle Bestrebungen unterstützt 
werden sollten, die weitere gemeinsa­
me Tarifverträge für Arbeiter und 
Angestellte zum Ziel haben. Aus der 
Begründung für diesen Beschluß geht 
jedoch hervor, daß damit nicht beab­
sichtigt ist, z.B. die schlechte Bezah­
lung für Schreibmaschineschreiben 
und andere monotone Büroarbeiten zu 
beseitigen und eine Anhebung des ge­
samten Lohnniveaus durch Anglei­
chung zu erreichen. Die Delegierten 
wünschten ausdrücklich die Einbezie­
hung von Angestellten im außertarif­
lichen und Leitungsbereich in den Ta­
rif und erklärten, gemeinsame Tarif­
verträge würden nicht zu einer "Ni­
vellierung von individuellen Leistun­
gen und deren Vergütung" führen, was 
bedeutet, daß der rasanten Lohndiffe­
renzierung nichts entgegengesetzt 
werden soll. Eine Arbeitsgruppe der 
Konferenz wünschte ausdrücklich, 
daß der DGB seine Abwehr von Gleit­
zeit— die flexible Arbeitszeiteintei­
lung ermöglicht — beenden soll, weil 
mit Gleitzeit die individuellen Be­
dürfnisse besser zur Geltung kä­
men. — (uld)

Konferenz des 
Frankfurter Appell 

Ausländerpolitische Konferenz "Glei­
che Rechte für Ausländer und Deut­
sche": 23-/24. November 1985 
Fachhochschule Frankfurt— Nibelun­
genplatz— Aula Bau
Beginn Samstags: Arbeitsgruppen ab 
10.00 Uhr
Sonntags: Abschlußplenum zu den 
Perspektiven in der Ausländerarbeit 
um 10.00 Uhr
Arbeitsgruppe Ausländerbei­
rat: Rogelio Barroso (Ausländerbei­
rat Kassel), Marijan Batinic (Vorsit­
zender Ausländerbeirat Wiesbaden), 
Willy Mihm (Geschäftsführer der AG 
der Ausländerbeiräte Hessen), Frauke 

Postel (AL Berlin-West), Charalambos 
Kefalides (Vors. Griechische Gemein­
de), Armagan Konrat (Frankfurt), 
Galip Gökce (Frankfurt). Eingeladen 
sind die Ausländerbeiräte in der BRD, 
Initiativen für demokratisch gewählte 
Ausländerbeiräte und Kritiker.
Arbeitsgruppe Doppelte
Staatsbürgerschaft: Sevgi Ünlü 
(Stuttgart), Prof. Rainer Roth (Frank­
furt), Harald Heinzel (Die Brücke), 
Türkische Gemeinde Berlin, IAF, 
Prof. Ingrid Haller u.a.
Arbeitsgruppe Kommunales 
Wahlrecht: Eingeladen sind alle In­
itiativen für Kommunales Wahlrecht 
in den einzelnen Bundesländern. Prof. 
Dr. Manfred Zuleeg (Frankfurt), Diet­
rich Lohse (DAFI Dortmund), Betrof­
fene aus Frankreich und den Nieder­
landen, Detlev Lüderwaldt (Frank­
furt).
Arbeitsgruppe Niederlassungs­
recht: Harald Wolf (Westberlin), 
Heide Schmidt-Kops (Deutsch-Aus­
ländischer Gesprächskreis Bremen), 
Prof. Dr. Knuth Dose (Westberlin), 
Muzafer Tolalli (Die Grünen), Gabri- 
elle Witt (SPD, Büro Hertha Däubler- 
Gmelin), Klaus Henning Rosen (SPD, 
Büro Willy Brandt), Thomas Schroer 
(SPD, MdB).
Arbeitsgruppe Asyl: RA Hans- 
Peter Reckling (Marburg), Francoise 
Geiger (Gesellschaft für bedrohte 
Völker), Mitglieder von Flüchtlingsrä­
ten und Asylinitiativen.
Arbeitsgruppe Frauen: 
Deutsch-Ausländische Frauenkoordi­
nation.
Arbeitsgruppe Gewerkschaften 
und Ausländerpolitik: Hidir Gün- 
tas (Köln), Kostas Dimakopoulos, 
ran-Redaktion, Prof. Dr. Karam Khel­
la (Hamburg), Fried. Mühleisen (KO— 
Büro Frankfurter Appell)
(Die Liste ist unvollständig und wird 
laufend ergänzt.)
Auskünfte erteilt: 069/73 1092

um einen Tarifvertrag mit landes­
weiter Bedeutung..............................22
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Abrüstungsgespräche

Abrüstungsvorschläge der Sowjetunion: nützlich 
im Kampf gegen die Kriegsvorbereitungen

Bundeskanzler Kohl hat sich auf dem 
"Westgipfel" vergangene Woche in 
New York erneut dafür eingesetzt, 
daß bei dem bevorstehenden Treffen 
zwischen Reagan und Gorbatschow 
am 19. und 20. November in Genf "die 
deutschen und europäischen Sicher­
heitsinteressen gewahrt bleiben". Bei 
der Formulierung der deutschen Si­
cherheitsinteressen besteht entgegen 
des durch die bürgerliche Presse ge­
schürten oberflächlichen Eindrucks 
völlige Einheit zwischen Kohl, Wör- 
ner, Strauß und Genscher. Sie weisen 
nur auf verschiedene Gesichtspunkte 
derselben Sache hin. Kurz zusammen­
gefaßt sind die übereinstimmenden 
Positionen der Bundesregierung fol­
gende:

Die Bundesregierung ist gegen eine 
pauschale Ablehnung der sowjetischen 
Abrüstungsvorschläge. Wörner hebt 
hervor, SDI sei "nicht nur legitim, son­
dern notwendig", und will ein europäi­
sches "strategisches Raketenabwehr­
system, das in SDI eingebunden wer­
den kann". Kohl weiß, daß die Ent­
wicklung eines solchen Systems noch 
etwas Zeit benötigt, und möchte des­
halb Verhandlungen über die Welt­
raumrüstung mit der Sowjetunion, 
weil "man für die nächsten fünf Jahre 
wenigstens die Zeit braucht, um über­
haupt erkennen zu können, was mög­
lich ist und was nicht möglich ist". 
Und Genscher klärt in der unver­
schämten Debatte um die Auslegung 
des Raketenabwehrvertrages von 
1972, daß nach diesem Vertrag prinzi­
piell auch Tests und Entwicklung von 
Weltraumwaffen legitim seien, und 

holt sich von der US-Regierung dafür 
die Zusicherung, daß die USA solche 
Waffen ohne Zustimmung der Euro­
päer nicht entwickeln und stationie­
ren werden. Im Klartext: amerikani­
sche Weltraumwaffen und europäi­
sches Raketenabwehrsystem werden 
nur im Verbund aufgestellt.

Bei den Mittelstreckenraketen will 
die Bundesregierung auf die eben auf­
gestellten Pershing II und Cruise Mis­
siles nicht verzichten und verlangt 
von der UdSSR die Verschrottung aller 
ihrer Kurz- und Mittelstreckenrake­
ten.
Warum die USA SDI wollen
Weil ihnen dies die glaubhafte Dro­
hung mit einem strategischen Erst-

Wörner will ein europäisches strategi­
sches Raketenabwehrsystem.

schlag bei geringem eigenen Risiko 
gestatten würde. Die Einwände der 
politischen Opposition und von Wis­
senschaftlern gegen SDI, eine hun­
dertprozentige Abwehr von sowjeti­
schen Interkontinentalraketen sei gar 
nicht möglich, liegen daneben. Das ist 
gar nicht die Absicht. Nach einem 
Erstschlag wären nur noch 10 % der 
sowjetischen Raketen abzuwehren, 
weil der Rest schon zerstört wäre. 
Dies läge durchaus innerhalb der tech­
nischen Möglichkeiten von SDI. Die 
US-Imperialisten brauchten nicht 
mehr mit der Vernichtung ihrer ge­
samten Ressourcen zu rechnen, son­
dern allenfalls mit der Vernichtung ei­
niger Städte und allerdings weiter 
Teile Europas. Diese Aussicht ist eine 
wesentliche Ursache, warum die 
westeuropäischen Imperialisten so ve­
hement auf ein Mitspracherecht po­
chen und nach Möglichkeiten eines ei­
genen Raketenabwehrschirms suchen.

Diese Strategie der US-Imperiali- 
sten setzt darauf, daß es der Sowjet­
union nicht gelingen werde, sich 
rechtzeitig ein qualitativ gleichwerti­
ges Weltraumwaffensystem zu ver­
schaffen. Sie setzen damit die Politik 
des "Totrüstens" der Sowjetunion fort 
und hoffen diesmal, daß das Wirt­
schaftssystem technisch und wissen­
schaftlich dem ihren unterlegen sei 
und deshalb zur Entwicklung der nöti­
gen Waffen nicht in der Lage. Ginge 
diese Spekulation auf, könnten die 
USA nicht nur die UdSSR fast beliebig 
erpressen, sondern hätten auch ihre 
militärische Vormachtstellung in der 
NATO trotz ihrer relativen Schwäche

Richtlinien für Spitzel- 
Einsatz beschlossen

Am 17.10. setzte die Ständige Konfe­
renz der Innenminister die "Thesen 
zur Inanspruchnahme von Informanten 
und zum Einsatz von Vertrauensperso­
nen (V-Personen) im Rahmen der 
Strafverfolgung" und die "Thesen zum 
Einsatz verdeckter Ermittler im Rah­
men der Strafverfolgung" als Richtli­
nien für die Tätigkeit von Staatsan­
waltschaften und Polizei in Kraft. Da­
nach dürfen die Ermittlungsbehörden 
künftig sowohl Spitzeln wie auch als 
Spitzel wirkenden Polizeibeamten 
umfassende Vertraulichkeit zusi­
chern. Ihre Aussagen in Strafverfah­
ren können als Beweise herangezogen 
werden, ohne daß die Spitzel als Zeu­
gen auftreten müssen. Solche Ge­
heimeinsätze sollen im Bereich der 
"Schwcrkriminalität, der organisier­
ten Kriminalität, des illegalen Betäu­
bungsmittel- und Waffenhandels, der 

Falschgeldkriminalität und der 
Staatsschutzdelikte" legal sein. Ver­
deckt arbeitende Polizisten müssen 
nur dem Leiter bekannt sein, der den 
Einsatz befiehlt, und nicht— wie be­
zahlte Spitzel — auch der Staatsan­
waltschaft. Das öffnet polizeilicher 
Willkür weitere, nahezu unkontrol­
lierbare iMöglichkeiten. — (uld)

Kontaktsperre-Gesetz 
geändert

Am 17.10. beschlossen die Regie­
rungsfraktionen von CDU, CSU und 
FDP bei Enthaltung der SPD-Fraktion 
und gegen die Stimmen der GRÜNEN 
eine Änderung des Kontaktsperrege­
setzes. Danach soll Gefangenen und 
Untersuchungshäftlingen, die unter 
Kontaktsperre stehen, ein Anwalt zu­
geordnet werden, wenn die Gefange­
nen einen solchen "Wunsch" äußern. 
Der Anwalt wird vom für das jeweilige 
Gefängnis zuständigen Landgerichts­
präsidenten festgelegt, er tritt also 

als Vertreter der Gerichtsbehörde und 
nicht des Gefangenen auf. Er darf mit 
dem Gefangenen nur unter Umständen 
sprechen, die jeden Austausch von 
Schriftstücken oder ähnlichem ver­
hindern, d.h. mit Trennscheibe oder 
ähnlichen Vorrichtungen. Die SPD 
enthielt sich wegen geringer Diffe­
renzen mit dem Regierungsentwurf, 
die GRÜNEN verlangten die vollstän­
dige Abschaffung des Kontaktsperre­
gesetzes. (Bundestagsdrucksache Nr. 
10/3958 - uld)

Verfassungsänderung 
gegen Asylrecht?

Am 4.10. hat der Bundestag über den 
von den Unionsländern vorgelegten 
Entwurf zur Änderung des Äsylver- 
fahrensgesetzes beraten. Die Bundes­
regierung hatte den Entwurf nicht be­
grüßt. Im Bundestag klärte sich nun 
auf, warum. CDU-Sprecher Olderog 
sagte, man komme "um eine Diskus­
sion über Art. 16 Abs. 2 GG nicht her-
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SDI erhöht die Bedeutung der Landstreitkräfte. Bild: Bundeswehrinfanterie im 
Manöver.

bei den konventionellen Landstreit­
kräften erheblich gefestigt.

Europäische Interessen
Die meisten westeuropäischen Im­
perialisten teilen den Irrtum der ame­
rikanischen Regierung, die Sowjet­
union qualitativ totrüsten zu können, 
offenbar nicht. Aber obwohl sie damit 
rechnen, daß auch die Sowjetunion 
über Weltraumwaffen verfügen wird, 
haben sie reges Interesse an der Ent­
wicklung von SDI und Eureka bekun­
det. Welche strategischen Absichten 
verfolgen sie damit? Insbesondere die 
Bundesregierung sieht darin ein Mit­
tel, die Möglichkeiten, einen konven­
tionellen Krieg gegen die Staaten des 
Warschauer Paktes gewinnen zu kön­
nen, zu verbessern.

Ein wichtiges Ziel von SDI und Eure­
ka ist nämlich— auch wenn kaum dar­
über gesprochen wird —, Kommuni­

kations-, Navigations- und Auf­
klärungssysteme so weit zu verbes­
sern, daß "intelligente Munition" und 
andere Geschosse mit der gewünsch­
ten Treffsicherheit in weit entfernte 
Ziele gelenkt werden können. Diese 
Fähigkeiten setzen die Planer des 
"Airland-battle-Konzepts" und alle 
anderen Strategien zur Landnahme 
und Besetzung der osteuropäischen 
Staaten voraus.

Wenn beide Seiten über entwickelte 
Weltraumwaffensysteme verfügen 
sollten, würde dies nur die Bedeutung 
der Landstreitkräfte vervielfachen. 
Folge davon wäre nämlich, daß damit 
der Luftraum der Erde vollständig 
kontrolliert werden könnte. Luftbe­
wegungen könnten unmöglich ge­
macht werden. Der Wert der strategi­
schen Raketen wäre erheblich einge­
schränkt. Ausschlaggebende Bedeu­
tung hätten die Landstreitkräfte. Das 

Gewicht der BRD innerhalb der NATO 
würde noch einmal erheblich steigen, 
weil sie mit der Bundeswehr über die 
zahlenmäßig stärksten und schlag­
kräftigsten Landstreitkräfte an der 
Grenze zum Warschauer Pakt verfügt. 
Daß die Bundesregierung mit dieser 
Stärke Politik macht, zeigt das Auf­
trumpfen Genschers gegenüber der 
US-Regierung deutlich: "Wir haben 
uns, und auch das gewiß nicht leichten 
Herzens, für die Verlängerung des 
Wehrdienstes entschieden. Man wird 
gerade diese zweite Entscheidung in 
den Vereinigten Staaten hoch einzu­
schätzen wissen, weil dort überhaupt 
keine Wehrpflicht besteht. Sie bedeu­
tet einen starken Eingriff in das per­
sönliche Schicksal junger Menschen, 
gleichgültig, ob sie Wehrdienst oder 
Ersatzdienst leisten. Dieser Beitrag 
der Bundesrepublik Deutschland gibt 
uns ein Recht auf eine entscheidende 
Mitsprache bei der Gestaltung der 
Genfer Verhandlungen und der künfti­
gen West-Ost-Politik im Rahmen des 
Bündnisses."
Die AbrüstungsVorschläge 

der Sowjetunion
Die Sowjetunion will die Kriegsvorbe­
reitungen der Imperialisten stören. 
Um die innere Kriegsmobilisierung zu 
zersetzen, hat sie folgende Abrü­
stungsvorschläge unterbreitet: Sie 
fordert das vollständige Verbot von 
Weltraumwaffen und bietet die Hal­
bierungaller Kernwaffen, die das Ge­
biet des jeweils anderen erreichen 
können, an. Auf US-Seite würden dazu 
auch die gerade aufgestellten Mittel­
streckenraketen gehören. In bezug auf 
die SS20 teilte Gorbatschow mit, daß 
die UdSSR inzwischen alle Raketen 
zurückgezogen habe, die sie in Ant­
wort auf die Stationierung von Cruise 
Missiles und Pershing II aufgestellt 
habe. Die stationären Anlagen dafür

um". Der Bundestag solle eine "Kom­
mission namhafter und anerkannter 
Experten" mit einem "Memorandum" 
zur Überprüfung des Verfassungs­
rechts auf Asyl beauftragen. Dabei 
soll die SPD mitmachen. Kein SPD- 
Sprecher lehnte dies ab.— (rül)

Stoltenbergs Steuerreform: 
Mehr Steuern für Ausländer!

Stoltenbergs "große Steuerreform" ist 
nicht nur "leistungs- und familien­
freundlich", sie ist auch noch auf ganz 
besondere Weise national. Das hat 
jetzt der Abgeordnete der Grünen im 
Bundestag, Axel Vogel, enthüllt. In 
einer Presseerklärung Vogels heißt es: 
"Für ihre im Ausland lebenden Kinder 
ist auf der Lohnsteuerkarte der aus­
ländischen Arbeitnehmer für 1986 
kein Freibetrag mehr eingetragen. 
Das ist kein Versehen, sondern die 
neue Rechtslage — Für viele auslän­
dische Arbeitnehmer fällt hierdurch 
der Kinderfreibetrag, der Ausbil­

dungsfreibetrag und der Haushalts­
freibetrag weg. Statt nach Steuer­
klasse II werden viele künftig nach 
Steuerklasse I besteuert mit einer we­
sentlich höheren Steuerbelastung." 
Stoltenbergs Steuerreform führt also 
dazu, daß die sowieso rechtlosen und 
schon jetzt vieler Versicherungsan­
sprüche beraubten ausländischen 
Lohnabhängigen auch noch die "größte 
Steuerentlastung aller Zeiten" in den 
höheren Einkommenszonen finanzie­
ren helfen. Die Grünen haben alle Or­
ganisationen aufgerufen, "gegen diese 
Ungleichbehandlung zu protestieren". 
- (rül)

Zwangsarbeit 
bekräftigt

Der Staatssekretär Vogt in Blüms Mi­
nisterium hat die Zwecke bekräftigt, 
zu denen Empfänger von Sozialhilfe 
einerseits, von Arbeitslosengeld und 
-hilfe andererseits zu bestimmten 
Formen von Zwangsarbeit getrieben 

werden. Die Möglichkeit, Sozialhilfe­
empfänger zu gemeinnütziger und zu­
sätzlicher Arbeit zu verpflichten, 
schafft ein Recht des Staates, Arbeit 
ohne Lohn verrichten zu lassen. Wird 
diesen Personen die Alternative ange­
boten, bei den Trägern der Sozialhilfe 
oder durch ihre Vermittlung bei Kapi­
talisten gegen Lohn zu arbeiten, so er­
greifen sie meist diese Möglichkeit, 
um in die normale Lohnabhängigkeit 
zurückzufinden. Klagen von Arbeits­
losengeldbeziehern, daß sie keine ge­
meinnützige Arbeit verrichten dürf­
ten, seien nicht bekannt, sagt Vogt. 
Den Abscheu der Lohnabhängigen vor 
solchen Arbeitsverhältnissen will er 
nutzen, um den Zwang, unzumutbare 
ABM-Arbeit anzunehmen, zu verstär­
ken. Es komme darauf an, "im Einzel­
fall eine etwa fehlende Arbeitsbereit­
schaft eines Arbeitslosen festzustel­
len", d.h. öfter als bisher Arbeitslo­
sengeld zu streichen. (Handelsblatt, 
22.10.— anl)
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Auf einer Konferenz in New York berieten letzte Woche Kohl, Reagan, Thatcher, Craxi, Nakasone und Mulroney über 
ihre gemeinsame Haltung gegenüber den Abrüstungsvorschlägen der Sowjetunion.

würden abgebaut. Auf Grundlage die­
ser einseitigen Abrüstung bietet die 
Sowjetunion Frankreich und Großbri­
tannien direkte Gespräche zur Redu­
zierung der Mittelstreckenraketen 
an.

Mit diesen Vorschlägen will die So­
wjetunion eine Angriffskoalition der 
imperialistischen Staaten stören. Der 
Spielraum derjenigen Länder, die kein 
Interesse an den akuten Kriegsvorbe­
reitungen haben, erweitert sich da­
durch, und sie können sich jetzt besser 
äußern.

Die antimilitaristischen Bewegun­
gen und die Anti-SDI-Bewegung in den 
imperialistischen Staaten können sich 
darauf beziehen. Mit ihren Abrü­
stungsvorschlägen hofft die Sowjet­
union, den Aufbau eines Feindbildes in 
der Bevölkerung der imperialistischen 
Staaten zu stören. Das sieht sie offen­
bar heute als dringender an als noch 

1983, weil gerade im Laufe des letz­
ten Jahres vor allem in der BRD die 
Mobilisierung revanchistischer Kräfte 
Forschritte gemacht hat und nicht zu­
letzt deshalb die Gefahr eines militä­
rischen Überfalls immer unkalkulier­
barer wird.

Mängel der Anti-SDI- 
Kampagne

Die von Teilen der Friedensbewegung 
organisierte Anti-SDI-Kampagne be­
schränkt sich leider völlig auf den Wi­
derstand gegen das amerikanische 
Weltraumrüstungsprojekt. Die Mög­
lichkeiten zur politisch-ideologischen 
Zersetzung der Kriegsvorbereitungen, 
die ja tatsächlich durch die Vorschlä­
ge der UdSSR verbessert sind, können 
so nicht genutzt werden. Insbesondere 
die Kritik an der Bundesregierung, ih­
re Unterstützung der amerikanischen 
SDI-Pläne sei selbstmörderisch, ist 

völlig hilflos und unterstützt teilweise 
sogar deren europäische Pläne. Nötig 
ist eine Kritik der politischen Absich­
tender USA, der BRD und der ganzen 
NATO. Auf Grundlage einer solchen 
Kritik müßte dann eigentlich auch ei­
ne politische Zusammenarbeit zwi­
schen den Trägern der Anti-SDI-Kam­
pagne und den Kräften, welche sich 
jetzt gegen all die Feierlichkeiten 
zum Bundeswehrjubiläum wenden, 
möglich und nützlich sein.
Quellenhinweis: FAZ, Kieler Nach­
richten, Österreichische Militärische 
Zeitschrift, Europäische Wehrkunde, 
Wehrtechnik, lfd. Ausgaben; "Rake­
tenabwehr im Weltraum: Antwort auf 
eine moralische Frage oder Reform 
der Strategie? Yves Boyer, Europa- 
Archiv 15/85; Sowjetunion heute, 
10/86; Rede Michail Gorbatschows 
vor französischen Parlamentariern 
vom 3. Oktober 1985.— (clm)

Türkeihilfe: "Kohl ver­
spricht Panzerdivision"

Die NATO-Staaten haben sich auf 
eine umfangreiche Modernisierung 
der türkischen Truppen geeinigt, "bei 
der der Bundesrepublik Deutschland­
traditionell der wichtigste Verbünde­
te Ankaras — eine Führungsrolle zu­
fällt", meldete am 18.10. die "FAZ". 
Kohl soll der türkischen Regierung die 
Ausrüstung einer kompletten türki­
schen Division zugesagt haben, u.a. 
mit 150 Leopard I, Schützenpanzern, 
Artillerie, Fahrzeugpark. Kosten: 3,5 
Milliarden DM. Zusätzlich sollen die 
türkischen Panzer neue Kanonen und 
Feuerleitanlagen, die türkische Mari­
ne neue Fregatten und U-Boote— bei­
de nach westdeutschen Lizenzen, die 
türkische Luftwaffe 160 Jagdbomber 
des US-Typs F-16 sowie 40 Tornados 
bekommen. Mitte November beraten 
in Bonn westdeutsche und türkische 
Staatssekretäre über Einzelheiten. 

Das "Hilfsprogramm" soll weitgehend 
kreditfinanziert werden, was bedeu­
tet, daß die türkischen Schulden bei 
der BRD bedeutend steigen werden. 
Da für die westdeutschen Waffen auch 
westdeutsche Militärausbilder in der 
Türkei wirken werden, steigt der Ein­
fluß der BRD in der Türkei und ver­
mittels der Türkei im Nahen Osten 
noch mehr.— (rül)

Deutsche Bank: 1 Mrd. DM 
für die Kriegskasse

Die Serie von Kapitalerhöhungen gro­
ßer westdeutscher Monopole, mit de­
nen diese ihre Kriegskassen für den 
Konkurrenzkampf auf dem Weltmarkt 
weiter anfüllen, geht weiter. Hatte 
vor kurzem erst die BASF für 700 Mio. 
DM neue Aktien verkauft, Springer 
Aktien ausgegeben und Henkel die Ak­
tienausgabe vorbereitet, so kündigte 
nun die Deutsche Bank die Ausgabe 
neuer Aktien an. Das Grundkapital 
soll um 117 Mio. DM auf 1,586 Mrd. 

DM durch Ausgabe neuer Aktien er­
höht werden. Kurs der neuen Aktien: 
900%. Tatsächlich bekommt die Deut­
sche Bank auf diese Weise also 1 Mrd. 
DM in ihre Kassen, der Kurswert ihres 
Aktienkapitals steigt auf über 14 Mrd. 
DM. Das ist mehr, als die gesetzliche 
Rentenversicherung noch an Reserven 
für die Rentenzahlung hat— und inso­
fern auch ein sichtbares Zeichen da­
für, welchen Zwecken die von Kohl, 
Stoltenberg und Blüm verfolgte 
"Haushaltssanierung" dient.— (rül)

Gesetzentwurf der Grünen 
gegen Überstunden

Die Fraktion der Grünen hat im Bun­
destag einen Gesetzentwurf gegen 
Überstunden eingebracht (BT-Ds. 
io/3947)- Dessen entscheidende Pas­
sagen lauten: "Die gesetzliche Ar­
beitszeit darf im Regelfall acht Stun­
den täglich und 40 Stunden wöchent­
lich nicht überschreiten. Sie darf auf 
höchstens fünf Werktage in der Woche
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Daimler Benz/AEG
Das Finanzkapital rüstet 

sein Flaggschiff

In gut drei Jahren wurde die AEG auf 
den Knochen der Arbeiter und Ange­
stellten vom drohenden Konkurs zum 
schlagkräftigen Unternehmen "sa­
niert". 73200 Leute zählt die Beleg­
schaft heute, rund halb so viele wie 
1980. Vergessen sind die Klagen der 
Banken — Hauptaktionär Dresdner 
Bank — über Verluste bei der AEG; 
heute verkaufen sie ihre Aktienpakete 
für viel Geld an Daimler-Benz.

Daimler-Benz — Hauptaktionär 
Deutsche Bank — gliedert sich damit 
in diesem Jahr nach MTU (100 % Be­
teiligung) und Dornier (65,5 %) als 
drittes Unternehmen die AEG (bisher 
59 % so gut wie sicher ) ein. Es ist die 
größte Zentralisation von industriel­
lem Kapital, die in diesem Land je 
stattgefunden hat. Rund 300000 Ar­
beiter und Angestellte sind damit dem 
Kommando und dem hohen Ausbeu­
tungsgrad von Daimler-Benz unter­
worfen. Beim Jahresumsatz werden in 
der Summe der vier Unternehmen an 
die 60 Milliarden DM erreicht, mehr 
als bei Siemens und VEBA.

Expandieren will der Daimler-Benz- 
Vorstand nach den Worten seines Vor­
sitzenden Breitschwerdt "vor allem 
bei der Elektronik, der Automatisie­
rung, bei der Verkehrs- und Antriebs­
technik sowie bei der Luft- und Raum­
fahrt".(1) In der Automobilproduk­
tion, aber auch im sogenannten hoch­
technologischen Bereich holt der Kon­
zern weit aus, sowohl gegen Wettbe­
werber in der BRD, als auch gegen 
Konkurrenten in der EG, in den USA 
und Japan. Unter dem Eindruck, daß 
der PKW-Markt in absehbarer Zeit 
gesättigt sein wird wie heute schon 

der Nutzfahrzeugmarkt, wird die Pro­
duktpalette breit aufgegliedert. Im 
Mittelpunkt steht dabei Rüstungspro­
duktion in einem solchen Umfang, daß 
der Daimler-Benz-Konzern zum 
größten Rüstungsunternehmen der 
BRD wird. Er ist an der Ausrüstung 
des Leopard-Panzers ebenso beteiligt 
wie an Tornado und Alpha Jet, U-Boo­
ten und Hubschraubern. Er steckt in 
der Entwicklung von Waffentechnik, 
Raketen und Satelliten. Mit Dornier 
und AEG ist eine Beteiligung, an der 
Weltraumrüstung so gut wie* sicher. 
Dornier bewirbt sich um die SDI-Ein- 
richtungen für Zielerfassung und -Ver­
folgung, und auch von der AEG ist seit 
der Bilanzpressekonferenz im Mai die 
Absicht bekannt, an dem SDI-Projekt 
mitzumachen.

Daimler-Benz geht hier denselben 
Weg wie auch die führenden Automo­
bilkonzerne in den USA. So hat die Ge­
neral Motors Corporation u.a. den 
Luft- und Raumfahrtkonzern Hughes 
Aircraft Corp. für etwa fünf Milliar­
den Dollar übernommen, die größte 
Firmenübernahmealler Zeiten außer­
halb der Ölindustrie. Ähnliche Schrit­
te haben Ford und Chrysler unternom­
men.(2) Die Tendenz ist offenkundig: 
Führende Automobilkonzerne verfol­
gen die Erzielung von Höchstprofiten 
über die Rüstung, also über die Haus­
halte der jeweiligen imperialistischen 
Staaten.

Für die Belegschaft der Daimler- 
Benz-Gruppe bedeuten die Expansi­
onsvorhaben Anspannung der Arbeits­
kraft auf höchstem Niveau. Nicht zu­
fällig wird herausgestellt, daß mit der 
AEG auch Spitzentechnologie im Be­
reich industrieller Rationalisierung 
erworben wurde.

Der Daimler-Benz-Vorstand hat zu­
frieden bekanntgegeben, die Arbeit­
nehmervertreter in den Aufsichtsrä­
ten hätten der Übernahme zuge­

stimmt. In der Presse wird der Stand­
punkt von Herbert Lucy, Gesamtbe­
triebsratsvorsitzender und stellver­
tretender Aufsichtsratsvorsitzender 
bei Daimler-Benz, so wiedergegeben: 
Ja zur Übernahme, allerdings müsse 
die unternehmerische Führung von 
Daimler-Benz bei AEG durch Mehr­
heitsübernahme gesichert sein. Beim 
Management müsse einiges getan 
werden, Werksteile dürften nicht ab­
gestoßen werden.(3) Bestandsgaranti­
en für die Belegschaft aber hat der 
Daimler-Benz-Vorstand nicht gege­
ben. Lucie Mathis, Arbeitnehmerauf­
sichtsrätin bei AEG, wird mit der 
Stellungnahme zitiert, der Einstieg 
von Daimler-Benz sei ihr angenehmer 
als der eines anderen, vor .allem eines 
ausländischen Konzerns. Die Vorstel­
lung, die hier mitschwingt, daß die 
Stärkung des Daimler-Benz-Monopols 
und seine erfolgreiche weltweite Ex­
pansion für die Interessen der Lohnab­
hängigen eher vorteilhaft seien, ist 
freilich ein böser Irrtum.
Quellenhinweis: (1) Stuttgarter Nach­
richten (StN) 15.10.1985; (2) StN 
19.10.1985; (3) StN 16.10.1985— (rok) 

"Lage der Nation"
Kohl weiter nach rechts, 

SPD hinterher

In der bürgerlichen Presse wird die 
Auseinandersetzung in der Unions­
fraktion um die gemeinsame Resolu­
tion zur Deutschlandpolitik, die der 
CSU-Abgeordnete Lintner mit Ver­
tretern der FDP und der SPD ausge­
handelt hatte und die dann von CDU/ 
CSU und FDP am 23.10. im Bundestag 
verworfen wurde, zumeist als "Unge­
schicklichkeit" der Regierung darge­
stellt. Tatsächlich ist Kohl, sind die

verteilt werden ... Aufgrund kollekti­
ver Regelungen ... kann die wöchent­
liche Arbeitszeit um zwei Stunden 
verlängert werden, soweit dies zur Er­
ledigung unvorhersehbarer und unauf­
schiebbarer Arbeiten nötig ist ... 
Kein/e Arbeitnehmer/in darf gegen 
seinen/ihren Willen zur Ableistung 
von Mehrarbeit oder Überstunden her­
angezogen werden." CDU/CSU- und 
FDP-Sprecher lehnten den Entwurf in 
der ersten Debatte im Bundestag am 
17.10. entschieden ab. Ziemlich dreist 
führte sich auch die SPD auf. Ihr Spre­
cher Weinhofer erklärte, der Entwurf 
sei “ein reiner Schaufensterantrag, 
der in der Sache nichts bringt", das in­
dividuelle Recht auf Verweigerung 
von Überstunden sei sogar "antige­
werkschaftlich". Die SPD-Fraktion 
lehne deshalb den Antrag der Grünen 
ab. Ein unverschämtes Stück gegen­
über einem Antrag, der die 5-Tage- 
Woche und den 8-Stunden-Tag gesetz­
lich verlangt!— (rül)

Mehr militärische Zusammenarbeit der EG-Staaten hat Bundespräsident von 
Weizsäcker am 23.10. vor dem Europaparlament verlangt: "Erst wenn wir einig 
sind und einig handeln, werden die Kräfte spürbar, die wir objektiv haben. Dann 
aber, wenn uns dies gelingt, unterstützen wir unsere amerikanischen Freunde 
... und gewinnen an Ansehen und Einfluß." Von Weizsäcker, dessen Vater als 
Staatssekretär im faschistischen Reichsaußenministerium schon einmal an 
einer "europäischen Neuordnung" beteiligt war: "Die Welt braucht uns."— (rül)



Seite 8 Aktuelles aus Politik und Wirtschaft Politische Berichte 22/85

Regierungsparteien weiter nach 
rechts gerückt. Strauß betonte schon 
vor der Debatte im Bundestag unwi­
dersprochen, die Regierung werde 
künftig noch stärker ihre "besondere 
Verantwortung für die Deutschen öst­
lich von Oder und Neiße" herauskeh­
ren. Der innerdeutsche Minister Win­
delen erklärte in der FAZ, man dürfe 
sich nicht an die Formel binden, die 
"Lösung der deutschen Frage" bedürfe 
der Zustimmung anderer Staaten in 
Ost und West.

Wie reagiert darauf die SPD? Die 
SPD scheint eisern entschlossen, dem 
von der Union im Hinblick auf die Bun­
destagswahl 1987 angedrohten Vor­
wurf "nationaler Unzuverlässigkeit" 
so zu begegnen, daß sie — alles mit­
macht. Ihre "Opposition" besteht dar­
in, daß sie in .Unionskreisen entwickel­
te und angeblich "gemäßigte" Losun­
gen Schritt für Schritt übernimmt. 
Dabei sind Jochen Vogel, Horst Ehmke 
und andere so flink, daß sie Kohl vier 
Monate nach seinem Schlesierauftritt 
anbieten, ihn gegen Opposition in den 
eigenen Reihen zu stützen.

Zu den angeblich "friedfertigen" 
Formeln der Union, die mit dem neuen 
SPD-Antrag zur Deutschlandpolitik 
nun auch offizielle SPD-Formeln sind, 
gehören vor allem von Weizsäckers 
Formel, es gelte nicht, Grenzen zu 
verschieben, sondern ihnen ihren tren­
nenden Charakter zu nehmen, sowie 
die Formel des CDU-Abgeordneten 
Rühe von der "Bindungswirkung" der 
Ostverträge. Die Formel von Weiz­
säckers greift die Oder-Neisse-Gren- 
zeanals eine Grenze, die trennt, was 
angeblich zusammengehört, und un­
termauert so den Anspruch der BRD 
auf Gebiete Polens, der UdSSR usw. 
Die Formel Rühes unterstreicht die 
aggressive Forderung der BRD nach 
einem Friedensvertrag, der das Deut­
sche Reich wiederherstellt. Zu ver­
muten ist, daß der SPD-Parteivor­
stand nun versuchen wird, mit Verweis 
auf die neue Entschließung in den Ge­
werkschaften die Kräfte, die die völ­
kerrechtliche Anerkennung der DDR 
und der polnischen und sowjetischen 
Grenzen verlangen, zu unterdrücken.

Darüberhinaus unterstützt die SPD 
in der neuen Entschließung auch die 
Entschließung von 1984 ausdrücklich. 
Als "gemeinsame Grundlagen" der 
Deutschlandpolitik aller staatstra­
genden Parteien gelten damit weiter: 
Grundgesetz, Deutschlandvertrag, 
Ostverträge (mit den "Briefen zur 
Deutschen Einheit” und der Bundes­
tagsentschließung vom 17.5.72), der 
Grundlagenvertrag sowie die Verfas­
sungsgerichtsurteile vom 31.7.73 und 
vom 7.7.75. Also das komplette 
Kriegszielprogramm der Reaktion, 
die die DDR vernichten und das Deut­
sche Reich in den Grenzen von 1937 
wiederherstellen will.
Quellenhinweis: FAZ, 16.10. bis 25. 
10.; BT-Ds. 10/914, 24.1.84; SPD-Ent­
schließung vom 10.10.85— (rül)

FAP-Verbot

Antrag der SPD-NRW 
zielt auf Verfassungsfeinde

Der Antrag der SPD-NRW (s. Kasten), 
ein Verbot der FAP zu erwirken, ist 
ein Novum— einen Antrag auf Verbot 
gegenüber einer faschistischen Partei 
hat es nicht mal bei Gründung und 
nach den Wahlerfolgender NPD gege­
ben. Die SPD hat dazu nicht von sich 
aus die Initiative ergriffen. Zu den 
Kommunalwahlen in NRW versuchte 
z.B. die VVN, mit einer Unterschrif­
tensammlung in Aachen die Zulassung 
der FAP zur Wahl zu verhindern, in 
Dortmund und anderen Ruhrgebiets­
städten fanden zahlreiche Aktionen 
gegen die FAP statt. Die Stadträte in 
Bielefeld und Dortmund haben sich für 
ein Verbot bzw. für die Auflösung der 
FAP als Nachfolgeorganisation der 
ANS/NA ausgesprochen, der Bielefel­
der Stadtrat will der FAP keine Räu­
me und Infostandgenehmigungen mehr 
geben.

Die SPD muß sich fragen lassen, wa­
rum der Wahlleiter und die Behörden 
der SPD-Landesregierung erst dabei 
Schützenhilfe leisteten, daß sich die

Demonstration am 23.8.1985 in Dortmund gegen die Eröffnung eines 
FAP-Büros.

FAP mit der Kandidatur in den Status 
einer legalen Partei bringen konnte. 
Sie hätte zuvor als Nachfolgeorgani­
sation der ANS/NA aufgelöst werden 
können.

Die CDU zog bei den Ratsbeschlüs­
sen mit bzw. legte selbst den Antrag 
vor (Bielefeld), sie will keine Störung 
der öffentlichen Ordnung. Protest be­
kamen die Grünen ab, weil die Rats­
fraktion der Grünen in Dortmund ge­
gen den Antrag für eine FAP-Verbots- 
initiative Stellung bezog, vor allem 
mit dem Hinweis, daß das Problem der 
faschistischen Betätigung nicht so 
einfach zu erledigen sei und über die 
Unterstützung der Polizei und Behör­

den für die FAP geredet werden 
müsse.

Die Verbotsinitiative der NRW-SPD 
zieltaufein Verbot nach Art. 21, Abs 
2 des Grundgesetzes — also wegen 
Verfassungsfeindlichkeit. Erinnert sei 
an die Initiative der SPD, die Leug­
nung von Nazi-Verbrechen strafrecht­
lich zu verfolgen. Die CDU drehte den 
Spieß um und heraus kam eine Mög­
lichkeit der Reaktion, Gegner von Re­
vanchismus vor die Gerichte zu brin­
gen. Die faschistische ANS/NA wurde 
von Zimmermann verboten, und flugs 
darauf folgte das Verbot der türki­
schen revolutionären Organisation 
"Dev Sol". Ob von der SPD gewollt 
oder nicht, ein Antrag des Bundesra­
tes wie der vorliegende von der SPD 
gibt Bundesregierung und Bundes­
verfassungsgericht die Gelegenheit an 
die Hand, endlich einen Verbotsvor­
stoß z.B. gegen die verhaßte DKP auf 
die Wege zu bringen. Zwar spricht der 
Antrag der SPD von den "eindeutig na­
zistischen Parolen" der FAP, bietet 

aber im nächsten Absatz, in dem von 
der Verfolgung "radikaler Gruppen 
und Personen" die Rede ist, direkt an, 
Verfassungsfeinde zu treffen. Das 
sind bekanntlich in erster Linie Linke.
FAP: Nationalsozialismus 

mit FdGO -Weihe
Nach Angaben des "Verfassungs­

schutzberichtes 1984" trat die 1968 
gegründete FAP bis zum Verbot der 
ANS/NA nur im Raum Stuttgart auf. 
Nach dem Verbot der ANS/NA am 7. 
Dezember 1983 riefen der ehemalige 
Organisationsleiter der ANS/NA Mi­
chael Kühnen und andere Aktivisten 
zur Bildung von "Leserkreisen" der
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Antrag der 
Fraktion der SPD

Freiheitliche Deutsche 
Arbeiterpartei — FAP — 
Der Landtag Nordrhein-Westfalen 
hat mit Besorgnis zur Kenntnis ge­
nommen, daß vierzig Jahre nach dem 
Zusammenbruch des nationalsozia­
listischen Unrechtssystems in unse­
rem Land Gruppen und Einzelperso­
nen unter dem Deckmantel einer 
'Freiheitlichen Deutschen Arbei­
terpartei’ mit eindeutig nazistischen 
Parolen an die Öffentlichkeit treten 
und vor Gewalthandlungen nicht zu­
rückschrecken. Dieses Auftreten ist 
geeignet, das friedliche Zusammen­
leben der Bürger empfindlich zu stö­
ren; es stellt zugleich einen Angriff 
auf die freiheitliche demokratische 
Grundordnung unseres Staates dar.

Der Landtag geht davon aus, daß 
die Landesregierung wie bisher alle 
erforderlichen Maßnahmen trifft, 
um Verstöße gegen Verfassung und 
Recht radikaler Gruppen und Perso­
nen strafrechtlich und polizeilich zu 
verfolgen.

Der Landtag ersucht die Landesre­
gierung, die tatsächlichen und recht­
lichen Voraussetzungen für ein Ver­
bot mit dem Ziel zu prüfen, eine Ent­
scheidung des Bundesrates herbeizu­
führen, beim Bundesverfassungs­
gericht einen Antrag auf Entschei­
dung zu stellen, ob die 'Freiheitliche 
Deutsche Arbeiterpartei — FAP’ 
verfassungswidrig ist (Art. 21 Abs. 2 
des Grundgesetzes). Prof. Farth- 
mann und Fraktion. 22.10.1985, 
Landtag Nordrhein-Westfalen, 
Drucksache 10/289

Aus dem Wahlprogramm 
der FAP

"1. Zur Arbeits- und Sozialpolitik: 

Dem Arbeiter, als wichtiger Faktor 
innerhalb der Volkswirtschaft, ge­
bührt eine höhere Beachtung, insbe­
sondere im innerbetrieblichen Be­
reich. Hierzu tritt die FAP für die Er­
arbeitung einer innerbetrieblichen so­
zialen Neuordnung ein, die unter an­
derem regelmäßigen Betriebssport, 
verstärkte Betriebsausflüge mit kul­
turellem Hintergrund, Erhöhung der 
Urlausbsfrist sowie Förderung des Ge­
meinschaftsgeistes vorsieht. Dem­
gegenüber stellt der Arbeiter seine 
Pflichterfüllung und seinen Willen zur 
Leistung.

... 3. Gesetzliche Einführung eines 
Arbeits- und Sozialdienstes für ge­
meinnützige Aufgaben. Hierzu können 
notorische Arbeitslose dienstver­
pflichtet werden. Aufgabenbereiche: 
Beseitigung von Wald- und Flurschä­
den, Ernteeinsätze in der Landwirt­
schaft, Rohstoffrückgewinnung, Al­
ten- und Sozialbetreuung."

Zur Ausländerpolitik fordert die 
FAP: "Ausländerrückführung durch 
Volksabstimmung in dieser Frage; 
Ausweisung arbeitsloser und kriminel­
ler Ausländer; Deutsche Arbeitsplät­
ze für deutsche Arbeiter; Familienzu­
sammenführung im Heimatland." 
"Rassenkrawälle erschüttern europäi­
sche Großstädte. ... Die Türkeninva­
sion 1986 auf Grund der EG-Freizü­
gigkeitsklausel muß verhindert wer­
den."

Zur Familienpolitik: "Das herr­
schende System ist auf dem besten 
Weg die Familie abzuschaffen. Die 
Familie ist aber die Keimzelle eines 
Volkes und für jeden Einzelnen eine 
Stätte des Glücks und der Geborgen­
heit in der Gemeinschaft. Deshalb 
fordern wir die großzügige Förderung 
kinderreicher Familien und Achtung 
und Verständnis für die deutsche Mut­
ter — Entgegen der materialisti-

.:r wr. acr hurccrir.j tiati ve Deutsche Arbeiter- 
prt<- i.ichtr auf.egcn wenn ein Türke rtelz
ist c:n Turke zu sein,oder ein Grieche stolz ist 
tir. .-\l* "3*^ SIND STOLZ DEUTSCHE
ZU SEIN ! Drriuill ur.rere klare Aussage:

RASSENSTOLZ!
K;r trete:, ein.f.tgc:. klassenkair.pf,Tur soziale 
Gerechtit’K«'it durch »erwjrklichung des nationalen 
Sr»r 1 a 1: ?sur in einer deutschen

VOLKSGEMEINSCHAFT!.
F::. »1 enerverriniftcr rouve.-.lnes Gesamtdeutschland 
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Deutfche Hcbetteqjartei
Rassistische Hetzpropaganda der 
FAP 

sehen Weltanschauung muß die deut­
sche Jugend nach den Leitlinien des 
Gemeinschaftsgedankens erzogen 
werden. Statt den Jugendlichen un­
verständliche linke soziologische 
Phrasen vorzusetzen, muß die Ju­
gend auf das praktische Leben am 
Arbeitsplatz und in der Gemein­
schaft vorbereitet werden. Die Ge­
sundheit der Jugend zeigt sich be­
sonders durch Freude an der körper­
lichen Ertüchtigung ... Unsere Ju­
gendlichen sollen stolz darauf sein, 
Deutsche zu sein. Dementsprechend 
muß der Unterricht in den Schulen 
gestaltet werden."

Zur Deutschland- und Europapoli­
tik: "Jedes Volk hat das Recht, über 
sich selbst zu bestimmen. Dieses 
Recht ist auch eine Pflicht, die wir 
nun endlich wahrnehmen müssen ... 
Das Ziel der FAP ist die Einigung 
Gesamtdeutschlands, eingebunden in 
ein Europa der Völker."

von ihm herausgegebenen "Die Neue 
Front" auf. Es folgten Gründungen wie 
"Deutsche Frauenfront", "Unabhängi­
ger Wählerkreis Würzburg — Arbeits­
kreis für Wiedervereinigung und 
Volksgesundheit" (UWK) sowie ab Mit­
te 1984 von FAP-Kreisverbänden in 
Ulm, Dillenburg, Marburg, Frankfurt, 
Rüsselsheim, Hannover und dem Lan­
desverband NRW.

"Die ANS lebt! Obwohl wir das 
staatliche Verbot strikt einhalten und 
die ANS nicht fortgesetzt wird, so 
lebt sie doch weiter. Dies ist nur 
scheinbar ein Widerspruch ... Publizi­
stisch findet der Geist der ANS seinen 
Ausdruck in der Massenpropaganda 
der Bürgerinitiative Deutsche Arbei­
terpartei, die in Kürze einsetzen wird 
und deren Bundessprecher ich bin", so 
Kühnen in "Die Neue Front" vom April 
1984.

Bereits Anfang 1984 teilte die Bun­
desregierung auf Anfragen mit, daß 
ihr diese Gründungen und die Fortset­

zung der ANS/NA in der FAP bekannt 
sind. Auch, daß der Landesverband 
NRW der FAP mit den Vorbereitungen 
zu Hitlers 100. Geburtstag 1989 be­
auftragt wurde. Die Wiking-Jugend 
wurde Mitglied der FAP, Verbindun­
gen zu NSDAP-Aufbauorganisationen 
bestehen. Erheblichen Einfluß üben 
frühere ANS/NA-Aktivisten auch auf 
die faschistische HNG (Hilfsgemein­
schaft für nationale politische Gefan­
gene und deren Angehörige e.V.) aus.

Uber diese staatlich als Partei ab­
gesicherte Sammlungsbewegung be­
hauptet das Bundesinnenministerium, 
das ANS/NA-Verbot habe zu einer 
Zersplitterung geführt, der Anhang 
ginge zurück. Das Gegenteil ist der 
Fall.

Die örtlichen Presseberichte stellen 
die Einwände der Antifaschisten ge­
gen den "Terrorismus" der FAP her­
aus. Darin kommt die Schwäche des 
Angriffs auf die FAP zum Vorschein. 
Auf einer "Großen Koalitionslinie" 

mit der Union kann eine Formierung 
von Konservativen mit Faschisten 
nicht bekämpft werden. Eine gezielte 
Kritik an der Ideologie und den Forde­
rungen, mit denen die FAP öffentlich 
agiert, sowie an dem Versuch, die ar­
beitslosen Jugendlichen und Arbeiter 
als faschistische und rassistisch auf­
gehetzte Schlägertrupps in der Öf­
fentlichkeit vorzuführen, ist dringend 
nötig. Die Antifaschisten kämpfen ge­
gen die FAP, weil sie Ausländer als 
Menschen minderer Rasse behandelt, 
die nationalsozialistische Politik fort­
setzen will. Parteien mit solchen Zie­
len sind nach Art. 139 Grundgesetz 
(Befreiung des Deutschen Volkes vom 
Nationalsozialismus und Militaris­
mus) nicht zulässig. Ein Verbotsan­
trag, der davon absieht, ist wertlos 
und gefährlich. Die Antifaschisten 
sollten sich deutlich dagegen wenden, 
einen Antrag mit klarer antifaschisti­
scher Richtung veröffentlichen und 
die SPD darauf nageln. — (düb)
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DGB-Aktions woche

Rau vorgeführt, DGB-Kritik unterdrückt — 
Was sollte da Helmut Kohl beeindrucken?

Die Aktionswoche des DGB hat trotz 
Beteiligung von 600000 Lohnabhängi­
gen bei den Kundgebungen am 19.10. 
in der bürgerlichen Öffentlichkeit we­
nig Eindruck gemacht. Der Bundesre­
gierung gelang es, durch Druck auf die 
SPD und Hetze gegen die Gewerk­
schaften die Kritik an ihrer Politik 
weitgehend zu unterdrücken.

Rau erlebte seinen ersten Reinfall 
als SPD-Kanzlerkandidat. Am 16.10. 
verkündete er in einem Interview, er 
werde "sicherlich alle Kürzungen im 
Sozialbereich rückgängig machen." 
Noch am gleichen Tag griff ihn Nor­
bert Blüm im Bundestag höhnisch an: 
"Es ist heute morgen schon über Jo­
hannes Rau gesprochen worden, der 
alle Kürzungen zurücknehmen will ... 
Hat er auch die 94 Milliarden DM So­
zialleistungskürzungen der SPD ge­
meint? Oder hat er gar die Kürzung 
der Sozialleistungen in Nordrhein- 
Westfalen gemeint? Das könnte ja 
auch sein. Da will ich einmal einige 
Kürzungen vorlesen: Bildungsaufga­
ben 35% Kürzung, Jugenderholung 
56% Kürzung, Kindererholung 73% 
Kürzung —, Landesjugendplan 53% 
Kürzung, Familienerholung 73% Kür­
zung, Kinder- und Müttererholung 
43% Kürzung —" und resümierte dann 
genüßlich: "Wenn das der Probelauf 
war, dann hat er voll in den Ofen ge­
schossen." Im vollen Bewußtsein der 
Gemeinsamkeiten der Regierungspar­
teien mit der SPD verlangte Blüm 
dann Milderung der Kritik an der Re­
gierung: "Herr Vogel, reizen sie mich 
doch nicht! Ich bin nicht sicher, ob die 
Aroeitslosen etwas davon haben, wenn 
wir uns jetzt gegenseitig unser Sün­
denregister vorhalten." Das Protokoll 
vermerkt an dieser Stelle: "Lachen 
bei der SPD".

Die Drohungen Blüms und anderer 
gegen Rau und die SPD hatten Erfolg. 
Schon am nächsten Tag nahm Rau sei­
ne Ankündigung zurück und erklärte, 
er wolle nur "die schlimmsten sozialen 
Eingriffe" rückgängig machen, die 
Kürzung beim Arbeitslosengeld, die 
Streichungen beim Schüler-Bafög und 
die Kürzungen beim Mutterschafts­
geld. Damit hatte Rau schon vor den 
Abschlußkundgebungen öffentlich vor 
Regierung und Kapitalisten gekuscht. 
Der SPD-Parteivorstand hatte klarge­
stellt, daß er die Kritik der Gewerk­
schaften an der Regierung nicht un­
terstützt, sondern deren Unterdrük- 
kung betreibt.

Auf den Abschlußkundgebungen 
zeigte sich dann, daß die Sprecher der 
Gewerkschaften verstanden hatten, 
was von ihnen verlangt wurde. Alle 
Sprecher schonten die Regierung auf­
fällig. Was soll man etwa davon hal­

ten, wenn DGB-Sprecher Zimmer­
mann in Stuttgart von Blüm ein "fort­
schrittliches Arbeitszeitgesetz" ver­
langt, wo Blüms neues Arbeitszeitge­
setz seit einem Jahr im Bundestag 
liegt und von den Gewerkschaften mit 
kaum einem Wort kritisiert wird? Der 
Tenor der DGB-Reden in der Aktions­
woche war: Die Bundesregierung 
"drückt sich" vor der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit. Das ist eine krasse 
Beschönigung der Arbeitsmarktpolitik 
der Regierung, die Kohl am 16.10. im 
Bundestag so beschrieb: "Wir schöpfen 
alle Möglichkeiten aus, um die Lage 
auf dem Arbeitsmarkt auch kurzfri­
stig zu verbessern. Ich nenne die fol­
genden Punkte: Mit dem Beschäfti­
gungsförderungsgesetz — d.h. vor al­
lem mit befristeten Arbeitsverträgen, 
mit besseren Bedingungen für Teil­
zeitarbeit und mit vernünftigen So­

Interessen, die von den Gewerkschaftssprechern unterdrückt wurden: GGLF- 
Jugendliche gegen Lohnsenkungen, Auszubildende aus Krankenhäusern gegen 
Schichtarbeit, Wochenarbeit und staatliche Lohnsenkung. (Dortmund, 19.10.)

zialplanregelungen — haben wir die 
Chancen für Neueinstellungen ganz 
beträchtlich verbessert ... Wir haben 
die Zahl der Beschäftigten in Arbeits­
beschaffungsmaßnahmen auf knapp 
100000 gesteigert ... Die Zahl neuer 
Teilnehmer an beruflichen Bildungs­
maßnahmen konnte auf weit über 
300000 gesteigert werden. Durch die 
jüngsten Beschlüsse der Bundesregie­
rung werden noch einmal 750 Millio­
nen DM für die Qualifikation von Ar­
beitnehmern ... bereitgestellt.. . Mit 
der Vorruhestandsregelung können 
heute ältere Arbeitnehmer ihren Ar­
beitsplatz für jüngere Kollegen frei­
machen. Gerade auch in der Bauwirt­
schaft bedeutet dies eine wichtige 
Hilfe bei der Strukturanpassung__
Für diese aktive Arbeitsmarktpolitik 
gibt die Bundesregierung jährlich

mehr als io Milliarden DM aus, weit 
mehr als alle ihre Vorgänger."

Nach der Aktionswoche will Kohl 
den DGB erneut zu Gesprächen einla­
den: "Ich habe die Absicht, noch im 
Dezember dieses Jahres ... erneut
den Versuch zu machen, die Verant­
wortlichen— das sind wiederum Ge­
werkschaften, Arbeitgeber und die 
Repräsentanten der Bundesregierung 

— zu einem Gespräch einzuladen und 
zusammenzubringen. Dabei werden 
wir an Hand der konkreten Unterlagen 
und der dann entstandenen Situation 
zu prüfen haben, was im nächsten Jahr 
noch getan werden kann und getan 
werden muß, um zusätzliche Impulse 
für Arbeitsplätze und Beschäftigung 
zu geben."

Die Aktionswoche ist mißglückt. 
Der Reaktion ist es gelungen, die Kri­
tik an der Regierung weitgehend zu 
unterdrücken. Johannes Rau ist öf­
fentlich vorgeführt worden. Nach der 
Wiederwahl Vogels in den SPD-Frak­
tionsvorstand spekuliert die bürgerli­
che Presse über ein "Wiederaufleben 
der SPD Helmut Schmidts". Vielleicht 
kommen jetzt auch einige Sozialde­

mokraten in den Gewerkschaften dar­
auf, welchen Bären die SPD ihnen auf­
binden will, wenn sie "Gefolgschaft" 
für den neuen "Hoffnungsträger" Jo­
hannes Rau verlangt. Zeit wär’s. Denn 
wenn die Gewerkschaften sich nicht 
rasch darauf besinnen, zum Maßstab 
ihres Handelns die Interessen ihrer 
Mitglieder zu machen, und wenn sie 
nicht bald auf dieser Grundlage an ein 
paar Punkten eine gründliche Kritik 
an der Regierungspolitik entwickeln, 
kann ihnen passieren, daß schon bald 
der eine oder andere Gewerkschafts­
vorstand von Helmut Kohl als Mitver­
antwortlicher für ein christliches 
Zwangsarbeitsprogramm vorgeführt 
wird.
Quellenhinweis: BT-Protokoll, 16.10. 
1985, Welt der Arbeit, 24.10.; Kölner 
Express vom 16.10.— (rül)
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"Ein nationaler Beschäftigungspakt!" 
Staatstragende DGB-Reden am 19.10.

Ernst Haar, GdED, in Stuttgart:
"Nach dem vollmundigen Regierungswechsel steht die 
Bundesrepublik Deutschland wirtschaftlich, weltpolitisch 
und sozial viel schwächer da, als es zu verantworten ist ... 
Was tut die Bundesregierung? Sie brachte uns ein Gesetz 
zum Heuern und Feuern. Sie will die Mitbestimmung ein­
schränken. Sie will die Neutralität der Bundesanstalt für 
Arbeit bei Arbeitskämpfen beseitigen. Das alles sind Re­
zepte aus dem vorigen Jahrhundert, aber nichts für die Be­
wältigung der Zukunft... Deshalb fordern wir die Bundes­
regierung auf: Herr Bundeskanzler, setzen sie sich ... da­
für ein, daß ein nationaler Beschäftigungspakt zur Über­
windung der Massenarbeitslosigkeit zustande kommt."
Hermann Rappe, IG Chemie, in Hannover:
"Unsere Alternative heißt staatliches Handeln in vernünf­
tigem Sinn ... Wir fordern, daß der soziale Rechtsstaat 
seine Verantwortung für die Beschäftigungspolitik wahr­
nimmt ... Dies ist der grundlegende Dissens zwischen un­
serer arbeitsmarktpolitischen und sozialstaatlichen Auf­
fassung und der konservativen, angebotsorientierten Hal­
tung einer Ideologie der freien Marktwirtschaft dieser 
Bundesregierung ... Wir wollen das für die Arbeitslosig­
keit und Sozialhilfe ausgegebene Geld in Arbeit umwan­
deln ... Der DGB steht geschlossen zu unserem sozialen 
Rechtsstaat, wie ihn die Verfassung vorschreibt. Wir 
kämpfen aber gegen eine Zwei-Drittel-Gesellschaft."
Lothar Zimmermann, DGB, in Stuttgart:
"Heuern und feuern wird staatlich abgesegnet ... Die Ge­
werkschaften werden sich mit diesem Beschäftigungsför­
derungsgesetz nie abfinden— es muß wieder aus der Land­
schaft des Arbeitsrechts verschwinden ... Wo ist, so frage 
ich Norbert Blüm, ein neues fortschrittliches Arbeitszeit­
gesetz, welches die alte Arbeitszeitordnung ersetzt ... 
Wer weiß eigentlich, daß eine Rente aus der sozialen Ren­
tenversicherung, die 1986 zum ersten Mal gezahlt wird, um 
ca. 24% höher sein müßte, als sie durch die Kürzungsmaß­
nahmen seit Ende der 70er Jahre tatsächlich sein wird? 
Wer weiß, daß ab Januar 1984 das Krankengeld um ca. 12% 
weniger geworden ist? ... Laßt endlich die Hände weg von 
den Renten für unsere älteren Kolleginnen und Kollegen. 
Das sind keine Almosen, dafür haben sie ein Leben lang 
Beiträge gezahlt ... akzeptieren wir auch die Gesinnung 
von Kriegsdienstverweigerern. Sie sind keine Drückeber­
ger. Und deshalb wenden wir uns auch gegen eine geplante 
Verlängerung des Wehrdienstes in der Bundesrepublik 
Deutschland."
Hans Mayr, IG Metall, in Dortmund:
"Von 1977 bis 1980 wurden in der Bundesrepublik rund 
700000 Arbeitsplätze geschaffen. Das war die Zeit des 
großen Programms für Zukunftinvestitionen und der klei­
nen Steuererleichterungen für Arbeitnehmer. Das war zu­
gleich die Zeit der gestiegenen Realeinkommen und der 
gesunkenen tariflichen Arbeitszeit durch zusätzlichen Ur­
laub. Praktische Erfahrungen haben gezeigt: Die wirt­
schaftspolitischen Forderungen der Gewerkschaften und 
unsere tarifpolitischen Erfolge weisenden Weg zur Gesun­
dung der Gesellschaft ... verlangen wir einen neuen An­
fang im politischen Kampf gegen die Beschäftigungskrise. 
Deswegen verlangen wir einen neuen Anlauf zu gesell­
schaftlichen Reformen ... Wenn Blüm und Kohl tatsäch­
lich die Tarifautonomie schützen wollen, dann müssen sie 
in der Fraktion und im Kabinett eindeutig Front machen 
gegen den Druck der Arbeitgeber, gegen den Druck des 
CDU-Wirtschaftsrats, gegen den Druck der Unternehmer­
partei, die sich freidemokratisch nennt ... Die Regierung 
muß ... Beschäftigungsprogramme endlich auf den Weg 
bringen."

Hamburg: 40000 Teilnehmer

Dortmund: 130000 Teilnehmer

Braunschweig: 15000 Teilnehmer

J IPIp

München: 30000 Teilnehmer
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USA, Reagans Steuerreform

Von der "Jahrhundertreform" 
ist nicht viel geblieben

beitslosengeld und Krankengeld wer­
den jedoch voll besteuert. Dazu sollen 
noch bis 300 Dollar an Arbeitgeber­
beiträgen zur Krankenversicherung 
zum Bruttoeinkommen addiert wer-

Im Frühsommer hat Reagan mit lau­
ten Fanfaren seine Reform der Ein­
kommenssteuer verkündet. Eine 
"zweite amerikanische Revolution" 
sollte es werden, die die große ameri­
kanische Freiheit wiederherstellt, die 
"amerikanische Vision" wieder belebt 
und Hoffnung Wiederaufleben läßt auf 
neue, unbegrenzte Möglichkeiten, 
neue Arbeitsplätze schafft und eine 
herrliche Zukunft. Über die Sommer­
pause sind diese Fanfaren verstummt, 
der Zug ist ins Stocken gekommen. In 
der neuesten Ausgabe der "Business 
Week" wird berichtet, daß jetzt die 
Befürworter einer Mehrwertsteuer — 
um das Defizit zu finanzieren — an 
Gewicht gewinnen.

Das ist recht plausibel. Die Mehr­
wertsteuer ist eine Verbrauchssteuer 
und wird im wesentlichen von den 
Volksmassen aufgebracht. Die Ein­
kommenssteuergesetzgebung umfaßt 
die Besteuerung der arbeitenden Klas­
sen als auch die Steuernachlässe für 
die besitzenden Klassen. Jede Reform 
der Einkommenssteuer spaltet des­
halb die Bourgeoisie in unzählige In­
teressengruppen. Die Mehrwertsteuer 
dagegen berührt nicht die direkten 
Vorteile der verschiedenen Fraktio­
nen. Dahinter kann sich die Bourgeoi­
sie zusammenschließen. Einer ein­
heitlichen Stimme und Pressepropa­
ganda der Bourgeoisie bedürfte es 
schon, um die Senkung des Steuersat­
zes für die Reichen von 50% auf 35% 
den Volksmassen als "faire" Steuerre­
form verkaufen zu können.

Die Bourgeoisie ist auch darüber ge­
spalten, wie das Defizit reduziert 
werden kann. Reagan preist seine Re­
form als aufkommensneutral, d.h. das 
Gesamtsteueraufkommen soll angeb­
lich gleich bleiben. Das Defizit sei 
durch weitere Streichungen im Haus­
halt zu senken. Andere Teile der Bour­
geoisie— unter ihnen z.B. der frühere 
Leiter des Haushaltsstabs des Präsi­
denten, David Stockmann — halten 
weitere Streichungen für politisch 
nicht durchsetzbar und sehen den ein­
zigen Weg in Steuererhöhungen. Der 
Vorsitzende des Haushaltsausschusses 
des Repräsentantenhauses, Dan Ro- 
stenkowsky, wirft der Reagan-Re­
form vor, daß sie das Steueraufkom­
men sogar um 20 bis 30 Mrd. Dollar 
jährlich verringert. Gleicher Ansicht 
ist der Vorstand des Gewerkschafts­
bundes AFL-C10.

Die Einkommenssteuer wird in den 
USA auf drei Ebenen erhoben: Bund, 
Staaten und Gemeinden. Daneben er­
heben die meisten (Bundes)-Staaten 
und manche Kommunen Verkaufsteu­
ern bis zu 7% auf alle Waren außer Le­
bensrnitteln und Artikeln des einfa­

chen Lebensbedarfs. Die Einkom­
mensteuern der verschiedenen Staa­
ten liegen zwischen o und 5%, mei­
stens ohne Progression und Freibeträ­
ge. Die Einkommenssteuer der Ge­
meinden reicht von 3 bis 7%, auch 
meistens eine reine Prozentsteuer.

Die Bundessteuer, auf die sich Rea­
gans Steuerplan bezieht, ist eine pro­
gressive Steuer. Die geltende Steuer­
tabelle für 1986 enthält z.B. für zu­
sammenveranlagte Ehepaare (die Dol­
larbeträge sind das zu versteuernde 
Jahreseinkommen) einen Grundfrei­
betrag von 3670 Dollar, darüber 14 
Zonen mit Steuersätzen von 11% bis 
zu 50% für über 175000 Dollar. Rea­
gans Plan sieht für den gleichen Fall 
einen Grundfreibetrag 4000 Dollar 
vor, darüber drei Zonen mit 15% von 
4000 bis 29000 Dollar, 25% von 29000 
bis 70000 Dollar und 35% über 70000 
Dollar im Jahr. In beiden Fällen wer­
den diese Steuerzonen der Inflation 
entsprechend jährlich angehoben. Bei 
200000 Dollar im Jahr springt ein 
Steuernachlaß von 20400 Dollar her­
aus, das sind 25% der jetzigen Steuer. 
Bei 100000 Dollar ist der Nachlaß 
"nur" 6900 Dollar gleich 22%, bei 
50000 Dollar wird er 1690 Dollar 
gleich 16%. Bei 20000 Dollar sind 30

In einer von den Gewerkschaften unterstützten Kampagne wurden im Septem­
ber '85 dem US-Kongreß 750000 Unterschriften gegen die Steuerbefreiung der 
Großunternehmen übergeben.
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Dollar mehr zu zahlen, und bei 10000 
Dollar im Jahr sind es 130 Dollar 
gleich 16% mehr.

Die zu versteuernden Jahresein­
kommen können jedoch nicht direkt 
verglichen werden, weil das Brutto­
einkommen und eine Reihe von Abzü­
gen und Freibeträgen sich ändern. 
Nicht zum Bruttoeinkommen addiert 
werden zur Zeit 60% der ausgezahlten 
Kapitalgewinne und ein Teil der So­
zialrente und des Arbeitslosengeldes. 
Reagans Plan läßt die Vorteile für die 
Reichen bestehen, Sozialrenten, Ar­

den.
Zur Zeit können Ehepaare, die beide 

arbeiten, 10% des geringen Einkom­
mens vom gemeinsamen Bruttoein­
kommen abziehen. Das mildert die be­
sonders hohe Besteuerung von Zwei- 
Verdiener-Ehepaaren, das soll wegfal­
len. Die Reichen sind nicht betroffen, 
weil deren Frauen nicht arbeiten müs­
sen. Reagan hat bei der Einführung 
seiner Steuerpläne betont, daß sie die 
Familie und die kleinen Geschäfts­
leute förderten. Eine weitere "fami­
lienfreundliche Maßnahme": zur Zeit 
können 20% der Kosten für Kinderbe­
treuung, bis zu 2400 Dollar pro Kind, 
maximal 4800 Dollar, von der zu zah­
lenden Steuer abgezogen werden. Das 
soll in einen Freibetrag von 2400 bzw. 
4800 Dollar umgewandelt werden, ein 
Gewinn yon maximal 790 Dollar weni­
ger Steuern für die Reichen und ein 
Verlust von maximal 240 Dollar mehr 
Steuern für die unteren Einkommen. 
In Reagans Plan soll der Personenfrei­
betrag von jetzt 1080 auf 2000 Dollar 
je Haushaltsmitglied hochgesetzt 
werden. Für die Reichen ist das ein 
glatter Gewinn von 1 300 Dollar. Für 
die Arbeiterfamilie gleicht das die 
Verluste durch "familienfreundliche 
Maßnahmen" aus.

Das einzige in Reagans Plan, was 

die Reichen trifft, ist die gestrichene 
Möglichkeit, 6 bis 10% des Betrages 
von bestimmten Geschäftsinvestitio­
nen von der Steuer abziehen zu kön­
nen. Dafür stehen ihnen andere, ver­
besserte Instrumente zur Verfügung, 
Einkommen vor der Versteuerung zu 
bewahren. Außerdem sind in Reagans 
Plan die Unternehmenssteuer von ma­
ximal 46% auf maximal 33% gesenkt 
und verbesserte Abschreibungen vor­
gesehen.

Die wichtigste Maßnahme der Steu­
erreform ist, daß die Staats- und
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Kommunalsteuern nicht mehr vom 
Einkommen abgesetzt werden kön­
nen. Das trifft fast "ganz Amerika", 
von unter 20 Dollar an aufwärts. Die 
30 Mrd. Dollar, die diese Streichung 
einbringt, soll die Steuergeschenke an 
die Reichen finanzieren. Die Nicht- 
Absetzbarkeit der Staats- und Kom­
munalsteuern hat einen starken Wi­
derstand auch auf Staats- und Kom­
munalebene hervorgerufen. Staaten 
und Städte mit besonders hoher Steuer 
müssen mit starkem Druck nach Steu­
ersenkung rechnen und werden damit 
die sozialen Aufgaben, die nach den 
massiven Streichungen im Bundes­
haushalt immer mehr auf ihnen la-, 
sten, immer weniger finanzieren kön­
nen.

Insgesamt sind die Auswirkungen 
der Reagan-Reform so, daß ein Ehe­
paar mit einem Kind schon fast 50000 
Dollar verdienen muß, um nicht drauf­
zuzahlen. Besonders schroff trifft die 
Reform Zwei-Verdiener-Ehepaare oh­
ne oder mit einem Kind in den unteren

Kurze Geschichte der 
US-Einkommenssteuer

Zu Beginn ihrer Existenz nach dem 
Ende des Befreiungskriegs gegen 
Großbritannien mußte die US-Bun- 
desregierung die Einzelstaaten um 
Beiträge bitten. Sie beschaffte sich 
Mittel durch Kredite aus dem Aus­
land. Erst 1787 erhielt der Bund die 
ständige Befugnis, Zölle und Ver­
brauchssteuern zu erheben. Die 
erste Einkommenssteuer wurde von 
Lincoln zur Finanzierung des Bür­
gerkriegs 1862 eingeführt, aber bald 
nach Beendigung des Kriegs 1872 
wieder aufgehoben. 1895 entschied 
der Oberste Gerichtshof, daß Ein­
kommensteuererhebung des Bundes 
mit der Verfassung nicht vereinbar 
sei. Hintergrund der Ablehnung: Der 
Kongreß hatte ein Gesetz verab­
schiedet, das Einkommenssteuer für 
die reichsten 5% des Landes vorsah.

Zu Beginn des Jahrhunderts waren 
die Zölle und Verbrauchssteuern der­
art in die Höhe getrieben, daß weite­
re Erhöhungen politisch nicht mehr 
durchsetzbar erschienen. Mit der 
Verabschiedung eines Zusatzartikels 
zur Verfassung erhielt die Bundesre­
gierung 1913 das Recht, Steuern auf 
Einkommen aller Art zu erheben. 
Die erste Besteuerung begann 1913 
mit 1% vom Jahreseinkommen über 
3000 Dollar und sah eine höhere 
Steuerrate erst bei Einkommen über 
20000 Dollar vor (1 bis 6%). Während 
des Ersten Weltkriegs wurde die Ein­
kommenssteuer dann als eine poten­
te Einnahmequelle zur Kriegsfinan­
zierung erkannt und angewendet. 
Die Steuerschwelle wurde erheblich 
gesenkt, von 3000 auf 1000 Dollar 
bzw. 2000 Dollar für Verheiratete,

Einkommen. Bei 25000 Dollar brutto, 
ohne Kinder, zahlen sie etwa 500 Dol­
lar mehr, das sind 35% der jetzigen 
Steuer. Bei 35000 Dollar brutto mit 
einem Kind zahlen sie 300 Dollar 
gleich 16% mehr. Klar und eindeutig 
an der ganzen Reform ist, daß die 
wirklich Reichen ganz gewaltig ge­
winnen und alle Möglichkeiten von 
steuerfreien Anlagen behalten. Am 
anderen Ende der Einkommensskala 
bleiben Familien mit Kindern und Ein­
kommen von 8000 bis 12000 Dollar im 
Jahr von der Steuer verschont, was 
nur den Skandal beseitigt, daß zur Zeit 
Familien unter der Armutgrenze be­
steuert werden. Damit hat die Bour­
geoisie aber noch keinen ausreichen­
den Anhang gewonnen. Im Gegenteil, 
die Verlierer der Reform reichen bis 
weit in den ideologischen Anhang der 
Bourgeoisie.

An diesen Widersprüchen wird eine 
wirkliche Steuerreform wahrschein­
lich scheitern. Das komplexe Gebilde 
der Einkommensteuern ist offensicht-

die Zusatzbesteuerung setzte statt 
bei 20000 Dollar bei 5 000 Dollar ein, 
und der Grundsteuersatz wurde von 
1% auf 2% verdoppelt. Eine Explo­
sion der Staatseinnahmen war die 
Folge: von 1913 0,35 auf 5,5 Mrd. 
Dollar 1920. Danach bis zur Depres­
sion Anfang der 30er Jahre wurde die 
Steuer fünf Mal gekürzt.

Zur Massenschröpfung wurde die 
Einkommenssteuer tatsächlich erst 
1943 mit der Einführung der Lohn­
steuer. Während vor dem Zweiten 
Weltkrieg etwa 8 Millionen US-Bür- 
ger Einkommenssteuer zahlen muß­
ten, waren es danach über 60 Millio­
nen. Die Einnahmen des Bundes wa­
ren von 7,4 Mrd. Dollar 1941 auf 45 
Mrd. Dollar in 1945 gestiegen.

1954 wurden die verschiedenen 
Steuergesetze in einem Gesetz zu­
sammengefaßt, das heute noch die 
Grundlage der Einkommensbesteue­
rung ist. Weggefallen ist darin der 
relativ niedrige Grundsteuersatz und 
ersetzt durch eine progressive Steu­
erskala, die ursprünglich einen Spit­
zensteuersatz von 91% enthielt. 
Durch Verminderung des Höchst­
steuersatzes und unzählige Steuer­
freibeträge ist die Steuerprogression 
ausgehöhlt. Für die Bourgeoisie ist 
das aber noch nicht genug. Reagan 
hat seit seinem Amtsantritt den 
Höchststeuersatz von 70% auf 50% 
gesenkt und will ihn in seinem Re­
formvorschlag auf 35% drücken. 
"Besteuerung nach Zahlungsfähig­
keit" ist angeblich die Richtschnur 
für diese "faire" Steuerpolitik. 
Quellenhinweis: Ando, Blume and 
friends: Restructure and reform of 
the US tax System, MIT-Press, Lon­
don 1985

Lane Kirkland, Präsident des AFL- 
CIO, bei der Anhörung im Senat zur 
vorgeschlagenen Steuerreform. Er 
kritisierte die Steuersenkung für die 
Reichen, befürwortete jedoch eine 
Sondersteuer für alle Steuerzahler zur 
Finanzierung des Militärhaushaltes.

lieh nicht mehr so einfach zu handha­
ben, um gezielt bestimmte breite 
Klassen mehr zu besteuern und ebenso 
gezielt einer bestimmten nicht zu 
kleinen Schicht Steuernachlässe zu 
verschaffen, um sie ideologisch an die 
Bourgeoisie zu binden. Es macht schon 
Sinn, wenn "Business Week" verkün­
det, Reagans Steuerreform ist tot, es 
lebe die Mehrwertsteuer.
Quellenhinweis: Congressional Quar- 
terly, 1.7.85, S. 1035; Statistical Ab­
stract of the USA, 1985; Steuertabelle 
Federal Income Tax 1986— (ger, her)

Italien
Regierungskrise: eine 
Probe auf das Bündnis

Geht die italienische Regierungskrise 
aus wie’s Hornberger Schießen? Fast 
scheint es so. Ex-Verteidigungsmini­
ster Spadolini und seine Republikaner, 
die durch ihren Rücktritt die Krise 
ausgelöst hatten, wollen jetzt in die 
Regierung zurück. Craxi dagegen, der 
trotz der verbliebenen knappen Parla­
mentsmehrheit abgetreten war, ohne 
auch nur die Vertrauensfrage zu stel­
len, fühlt sich jetzt stark genug anzu­
deuten, man könne auch zu viert re­
gieren, w*enn Spadolini nicht zu Kreu­
ze kriecht.

Politisch geht es in dieser Krise dar­
um, welchen Spielraum Italien für ei­
ne selbständige Außenpolitik im Rah­
men des NATO-Bündnis haben soll. 
US-Präsident Reagan meint: gar kei­
nen. Und die westdeutschen Mei­
nungsmacher haben prompt in die 
Hetze gegen italienische "Alleingän­
ge" eingestimmt.

Craxi erfuhr von der amerikani­
schen Flugzeugentführung erst, als 
sich die ägyptische Maschine und zwei 
US-Transportflugzeuge schon im Lan­
deanflug auf Sizilien befanden. Eine 
Verschleppung des von der italieni­
schen Justiz gesuchten Kommandos in
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die USA konnte nur durch Einsatz ita­
lienischer Truppen verhindert wer­
den. US-Jäger “begleiteten” die ägyp­
tische Maschine auf dem Flug nach 
Rom— über italienisches Territorium 
und ohne Fluggenehmigung. Und 
schließlich lösten die Vereinigten 
Staaten über ihre treusten Gefolgs­
leute in Rom, die Republikaner, eine 
Krise aus, als Craxi nicht in allen 
Punkten spurte.

Das alles ist für eine "verbündete" 
Bourgeoisie starker Tobak. Die italie­
nische Nahostpolitik ist ja von handfe­
sten Interessen bestimmt. Italien 
treibt einen regen Handel mit den ara­
bischen Staaten, proportional weit 
mehr als seine westlichen Konkurren­
ten. Schon deshalb kann es sich dem 
israelisch-amerikanischen Extremis­
mus nicht anschließen. Die offiziösen 
Beziehungen zur PLO haben die Been­
digung der "Achille Lauro"-Affäre oh­
ne das sonst zu befürchtende Massa­
ker ermöglicht. Verhaftung und Aus­
lieferung des Vermittlers Abu Abbas 
hätten die politische und wirtschaftli­
che Position Italiens in der arabischen 
Welt ruiniert.

Der von Craxi und Andreotti ver­
folgte Kurs hat daher bei der Bour­
geoisie und — freilich aus anderen 
Gründen— auch bei der linken Opposi­
tion breite Unterstützung gefunden, 
in die sich bis in die Spalten des kom­
munistischen Zentralorgans hinein oft 
chauvinistische Töne mischten. Spa- 
dolini sah sich isoliert. Reagan mußte, 
nachdem Craxi mit Nichtteilnahme an 
dem kleinen westlichen Gipfel in New 
York gedroht hatte, mit einem Brief 
an den "lieben Bettino" einlenken. 
Quellenhinweis: l’Unitä 17. bis 24.10. 
85. - (ulg)

Jugosla wi en
Streiks ohne die
Gewerkschaften

In einer Untersuchung über die Streiks 
und die Forderungen der Streikenden 
in Jugoslawien wird festgestellt, daß 
die Anzahl der Streiks trotz Krise, ho­
her Arbeitslosigkeit und weiterem 
Fall der Reallöhne nicht bedeutend 
zugenommen hat. So fanden in Kroa­
tien im 1. Halbjahr 1985 75 Streiks 
statt, im gesamten letzten Jahr waren 
es 84. Die Anzahl der Streikenden ist 
meist gering, es nehmen im Durch­
schnitt 50 Arbeiter teil, im Gegensatz 
zu den großen Streiks 1978/79 mit oft 
mehr als 1000 Teilnehmern. Die 
Streiks dauern meist nicht länger als 
drei bis vier Stunden.

Der größte Teil der Streiks wird ge­
führt, um Lohnerhöhungen zu errei­
chen (zumindest den dringend nötigen 
Inflationsausgleich) oder eine ge­
rechtere Verteilung der Lohnsumme 
in dem Betrieb. Die Arbeiter seien 
heute schneller bereit, für solche Zie­

le zu streiken, heißt es in der Untersu­
chung. Gestreikt wird in der industri­
ellen Produktion, die Streikenden sind 
meist Facharbeiter mit qualifizierter 
Ausbildung.

In diesen Streiks, so der Autor, läßt 
sich eine zunehmende Entfremdung 
zwischen den Arbeitern und den füh­
renden Funktionären in den Gewerk­
schaften feststellen. So streikten z. 
B. im Kossovoinder Fabrik "Trepca — 
Stari Trg" die Arbeiter und forderten 
Gespräche mit der Betriebs- und Ge­
werkschaftsführung und der Gemein­
deverwaltung. Sie griffen die ständig 
verspätete Lohnauszahlung an, die 
großen Unterschiede zwischen den 
Löhnen im Kombinat, die ungerechte 
Verteilung von Krediten und Wohnun­
gen, bei der sich die Funktionäre ge­
genseitig Vorteile zuschanzten. Die 
Gewerkschaftsfunktionäre werteten 
die Forderungen der Arbeiter als "un­
realistisch" ab.

Nach einem anderen Streik in der 
Fabrik "Verigina" kam es zum Austritt 
von 122 Arbeitern aus der Gewerk­
schaft. Sie hatten gestreikt, weil das 
Einkommen der Arbeiter pro Halbjahr 
in dieser Fabrik 48 866 Dinar beträgt, 
das der Funktionäre (Betriebsführung 
und Gewerkschaften) im selben Zeit­
raum 200000 Dinar. Sie waren verbit­
tert über die Reaktion der Gewerk­
schaftsführung, die ihren Streik als 
"ferngesteuert" und "systemfeindlich" 
angriff.

Mit Recht sieht der Autor der Un­
tersuchung eine Gefahr im immer grö­
ßeren Auseinanderklaffen zwischen 
den Arbeitern und der Gewerkschafts­
führung, das bis zu Gewerkschaftsaus­
tritten führt. Er fordert, daß die Ge­
werkschaften sich nicht in ihren Auf­
gaben beschränken lassen sollen auf 
Freizeitgestaltung etc., sondern sich 
voll und ganz für die Forderungen der 
Arbeiter einsetzen sollten. Dazu müß­
te aber ihre Struktur geändert wer­
den, sie sollten nicht als "Kader- 
Nachwuchs" für die Partei dienen mit 
Leuten an der Spitze, die "unfähig 
sind, die Forderungen der Arbeiter zu 
verstehen und umzusetzen".

Der Autor erinnert an Beschlüsse 
des kroatischen Gewerkschaftsbundes 
nach den Streiks 1978/1979 mit ähnli­
chen Forderungen. Bisher seien diese 
Beschlüsse aber nicht in die Tat umge­
setzt worden. Den Arbeitern müßte 
auch ausdrücklich das Recht auf 
Streik gewährt werden. Nach jugosla­
wischer Gesetzgebung sind Streiks 
zwar nicht verboten, aber auch nicht 
ausdrücklich erlaubt.

Außerdem sollten die Möglichkeiten 
für jährliche Lohnabsprachen — ähn­
lich Tarifverhandlungen— verbessert 
werden. Dies soll v.a. den Forderun­
gen der Arbeiter nach rechtzeitigem 
Inflationsausgleich entgegenkom­
men.
Quellenhinweis: "Danas", Nr. 184/ 
1985, mehrere Ausgaben "Ekonomska 
Politika“ - (lsc)

Nicaragua
Notstand gegen äußeren 

und inneren Feind

Nicht der zusätzlichen US-Militärhil- 
fe in Höhe von 28 Mio. US$ an die 
Konterrevolution in Nicaragua galten 
Wischnewskis (SPD) "verhaltene Kri­
tik“ bzw. die Proteste der Menschen­
rechtler vom Schlage der CDU/CSU/ 
FDP. Sondern Gegenstand ihrer Art 
“Sorge“ ist der am 15.10.85 verkünde­
te Notstand durch Ministerpräsident 
Ortega. Dieser begründete die Ein­
schränkung des Rechts auf freie Mei­
nungsäußerung, Information, Freizü­
gigkeit und Streik damit, daß Maßnah­
men gegen "die äußere Aggression und 
den inneren Feind" ergriffen werden 
müßten, darunter kirchliche Kreise

"Contra"-Überfall gilt der Nahrungs­
mittelversorgung und Infrastruktur.

und Oppositionsparteien. Noch am 
gleichen Tag verhinderten Sicher­
heitskräfte den Druck und die Auslie­
ferung eines Diözesenblattes, das Kri­
tik an der sandinistischen Vertei­
digungspolitik enthielt. Die Bischofs­
konferenz, die rechtsgerichteten Par­
teien, Unternehmer- und rechte Ge­
werkschaftsallianz und die “demokra­
tische Koordination" beabsichtigen, 
zur Wehrdienstverweigerung und zu 
einem Generalstreik aufzurufen.

Unterstützung findet diese Opposi­
tion bei den westdeutschen Regie­
rungsparteien. Die CDU/JU organi­
siert am 29.10.85 einen "Nicaragua- 
Report". Im Auftrag der JU schrieb 
der Vorsitzende der christlich-sozia­
len Partei Nicaraguas (PSC), Anaya, 
einen Bericht. (1) Die EG solle über 
die Contadora-Staaten Druck auf Ni­
caragua entfalten. Anaya bietet sich 
an, die Wühlarbeit fortzusetzen, und 
bittet um stärkere Unterstützung.

Die rechte Opposition hofft auf die 
Zuspitzung der gesellschaftlichen Wi­
dersprüche in den Städten. Tatsäch­
lich ist die antiimperialistische Ein­
heitsfront, das Bündnis zwischen Ar­
beitern und Bauern, in Gefahr. So kri-
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tisierte Ministerpräsident Ortega den 
Streik der Bauarbeiter, von denen am 
15.10. 400 vor dem Regierungsgebäu­
de in Managua demonstrierten, ferner 
den Protestmarsch von 2000 Arbei­
tern der sozialistischen Gewerkschaft 
"SCAAS", die für Lohnforderungen 
vor die Nationalversammlung zogen. 
Der sozialistische Gewerkschaftsfüh­
rer Solorzano, der einen Hungerstreik 
für die Einführung eines 13. Monats­
gehalts durchführte, wurde von der 
Polizei verhaftet. Die "Gewerk­
schaftliche Koordinationsgruppe" 
zerbrach an Differenzen über Forde­
rungen des Industrie- und Landprole­
tariats. Ungelöst und problematisch 
bleibt weiterhin die schwierige Ver­
sorgungslage. Mit ihren Anschlägen 
zielen die Konterrevolutionäre auf die 
ländliche Infrastruktur, den Nah­
rungsmittelanbau und die Agrarex­
portwirtschaft. Managua beherbergt 
inzwischen mit 1 Mio. Menschen ein 
Drittel der Bevölkerung. Seit 1979 
verteilte die Regierung 1/3 der Land­
wirtschaftsfläche hauptsächlich an 
Kleinbauern. Dennoch fehlen in den 
Städten Nahrungsmittel oder sind zu 
teuer. Spekulanten treiben die Preise 
zusätzlich in die Höhe. Die Regierung 
befindet sich vor dem Problem, daß 
die Bauern hohe Verkaufserlöse für 
Nahrungsmittel verlangen, Preise, für 
die der Lohn der Arbeiter zu niedrig 
ist. Auf 11% der Fläche produziert der 
Großgrundbesitz innerhalb eines 
staatlich gesetzten Rahmens für den 
Agrarexport, um notwendige Devisen 
für Düngemittel, Maschinerie usw. zu 
erwirtschaften, die für eine Produkti­
vitätssteigerung vonnöten sind. Mit 
der wachsenden Auslandsverschul­
dung steht die Regierung Nicaraguas 
vor einem wesentlichen Problem. Die 
diesjährige Mißernte bei Baumwolle 
(Hauptexportprodukt) wird notwendi­
ge Einnahmen verknappen.
(1) FR, 23./24.10.85. Weitere Quellen­
hinweise: NZZ, 18.10.85; Latin Ame­
rica Weekly Report, 18.10.85; ila info 
90 — (sie)

Philippinen
US-Militärputsch gegen 

erstarkte Einheitsfront?

Vor wenigen Tagen kehrte US-Senator 
Laxalt, nach einer Inspektionsreise 
durch die Philippinen im Auftrag von 
US-Präsident Reagan, in die USA zu­
rück und berichtete besorgt über die 
zunehmende Schlagkraft der NPA 
(New People’s Army, der bewaffnete 
Arm der KP der Philippinen). Korrup­
tion und Wirtschaftskrise machten 
immer mehr Menschen für deren Ziele 
empfänglich. Zeitgleich zum Besuch 
Laxalts hatten in der Hauptstadt Ma­
nila zehntausende Reisbauern gegen 
die Landreform-Politik des Marcos- 
Regimes demonstriert. Mindanao, die 

rohstoffreiche zweitgrößte Insel des 
Landes, war durch eine Streikwelle 
lahmgelegt. An diesen Streiks, organi­
siert von der NPA und der Einheits­
frontorganisation NDF (National 
Democratic Front), hatten Arbeiter, 
Bauern, Landarbeiter, Selbständige, 
Hausfrauen, Schüler und Studenten 
teilgenommen. Ihre Forderungen: 
gegen politische Unterdrückung, ge­
gen den Militärterror, gegen die US- 
Basen, für eine Anhebung der Min­
destlöhne, für Preissenkungen bei 
Grundnahrungsmitteln, Dünger und 
anderes.

Nach Schätzungen bürgerlicher 
Quellen kann die NDF, in deren Rah­
men Hunderte "zweckorientierter 
Gruppen" (caucus groups) wie Ge­
werkschaften, Lehrerverbände, Taxi­
fahrer-Vereinigungen, Studentenor­
ganisationen etc. zusammengeschlos­
sen sind, in den Städten mehrere Mil­
lionen Menschen mobilisieren. Erklär­
tes Ziel der illegalen NDF: Sturz der 
US-Marcos-Diktatur, Durchführung 
der demokratischen Revolution und 
Errichtung einer Koalitionsregierung, 
die sich auf die Allianz von Arbeitern 
und Bauern, städtischer Kleinbour-

Naher Osten

Arabische Reaktionen auf die
Angriffe auf die PLO

Die israelisch/amerikanischen
Kriegshandlungen — Zerstörung des 
PLO-Hauptquartiers in Tunis und Ent­
führung des ägyptischen Flugzeugs — 
haben in der arabischen Welt unter­
schiedliche Reaktionen hervorgeru­
fen. Der israelische Luftangriff wurde 
von den Regierungen allgemein verbal 
verurteilt.

Tunesien sprach von einem "Akt des 
Staatsterrorismus", der darauf ziele, 
Friedensbestrebungen im Nahen 

Auf einer Protestkundgebung in Kairo gegen die Kaperung des Flugzeugs mit 
den vier Palästinensern an Bord durch die USA verbrannten Demonstranten «sftt 
US-amerikanische und die israelische Flagge.

geoisie und nationaler Bourgeoisie 
stützt.

Gegenüber dieser starken Einheits­
front ist der Versuch des US-Imperia- 
lismus, eine bürgerliche Alternative 
zum Marcos-Regime aufzubauen, bis­
lang nicht vorangekommen. Der Ver­
such früherer Marcos- Anhänger und 
verschiedener Großkapitalisten und 
Grundbesitzer, im Rahmen der lega­
len Oppositionspartei UNIDO die ge­
samte bürgerliche Opposition zu sam­
meln, scheiterte. Große Teile der bür­
gerlichen Opposition, darunter die Fa­
milie des von Militärs ermordeten Se­
nators Aquino, haben sich in der Con- 
venor Group zusammengeschlossen, 
die ausdrücklich ihre Zusammenarbeit 
mit der NDF hervorhebt. Unter diesen 
Umständen ist für die USA ein Mili­
tärputsch eine denkbare Option zur 
Regelung der Marcos-Nachfolge, eine 
Option, die sich angesichts des bislang 
ungebrochenen Erstarkens der Ein­
heitsfront gegen die US-Marcos-Dik­
tatur immer mehr aufdrängt.

Quellenhinweis: Ang Bayan, Zeit­
schrift der CPP, div. Ausg.; Libera­
tion, Zeitschrift der NDF, div. Ausga­
ben; SZ, 22.10.85 — (wom)

Osten zu sabotieren. Bourguiba beab­
sichtigte den Abbruch der diploma­
tischen Beziehungen mit den USA im 
Falle eines US-Vetos im Weltsicher­
heitsrat, dessen Sondersitzung er be­
antragt hatte. Die Resolution, die mit 
amerikanischer Enthaltung angenom­
men wurde, verzichtete jedoch auf 
Strafmaßnahmen, der ursprüngliche 
Text wurde auch auf Wunsch Tune­
siens abgemildert, z.B. durch Strei­
chung des Begriffes der "israelischen
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Hunderttausende von Lohnabhängigen, u.a. die Beschäftigten des Nahverkehrs 
und der Krankenhäuser, streikten am 21. Oktober gegen die von der griechi­
schen Pasok-Regierung angekündigten Lohnkürzungen. Die Regierung will 
durchsetzen, daß künftig die Löhne nicht wie bisher viermonatlich in Höhe der 
tatsächlichen Inflationsrate erhöht werden, sondern aufgrund der Regierungs­
schätzung über die kommende Inflationsrate. Weitere Lohnerhöhungen sollen 
bis Ende 1987 vollständig verboten sein. Auf einer Kundgebung in Athen forder­
ten die Teilnehmer in einer Resolution die vollständige Rücknahme der Regie­
rungsbeschlüsse. Die Regierung hält bislang an ihren Vorhaben fest. — (uld)

Zimbabwe: Verbesserung 
der Schulausbildung

Für die nächsten fünf Jahre plant die 
Regierung von Zimbabwe Verbesse­
rungen bei den Schulabschlüssen und 
die Einführung der sozialistischen 
Weltanschauung in die Schulcurricula. 
Die Ausgaben für das Erziehungs- und 
Ausbildungswesen sollen jährlich 562 
Mio. Zimbabwe-Dollar, 20% des Haus­
halts, betragen. Zimbabwe kann ein­
drucksvolle Erfolge vorweisen. Waren 
vor der Befreiung 0,82 Mio. Schüler in 
2400 Grundschulen bzw. 66000 in 177 
weiterführenden Schulen, so sind es 
heute 2,5 Mio. Schüler in 4160 bzw. 
422000 in 1180 schulischen Einrich­
tungen. Probleme gibt es vor allem 
noch bei der Bereitstellung von Leh­

rern und Arbeitsplätzen für Jugend­
liche, denn über 50% der Bevölkerung 
sind unter 15 Jahre. — (sie)

Bewaffnete Aktionen in 
Türkisch-Kurdistan

Neun Soldaten sind nach Angaben der 
türkischen halbamtlichen Nachrich­
tenagentur Anadolu am 26.10. bei 
einem bewaffneten Überfall von kur­
dischen Befreiungskämpfern auf eine 
Polizeiwache in der Ortschaft Andic 
im Südosten der Türkei getötet wor­
den. Die Angreifer hätten halbauto­
matische Waffen und Granatwerfer 
benutzt, ihre Zahl sei nicht bekannt. 
Innenminister Akbulut kündigte eine 
weitere Ausdehnung der Operationen 
türkischer Truppen in Türkisch-Kurdi­
stan an. (FAZ, 28.10.— rül)

Brasilien: Agrarreform- 
Dekret erlassen

Als vor Wochen der Minister für 
Agrarreform und -entwicklung Ribei- 
ro, ein wichtiges Landwirtschaftspro­
gramm in Parana— voreilig— als "of­
fen" für die Landreform erklärte, 
pfiff ihn Präsident Sarney zurück. 
Mitte Oktober verkündete der Präsi­
dent nun das erwartete "Jahrhundert­
werk". Die Großgrundbesitzer begrüß­
ten die erlassene Landreform, "weil 
sie keine. Enteignung der Latifundien 
vorsieht, wie groß diese auch sein mö­
gen. Wer sein Land produktiv nutzt, 
wird nicht behelligt". Das Landre­
form-Dekret verwirft das Verspre­
chen auf eine gerechte Verteilung des 
Landes. Vorgesehen ist eine Vertei­
lung von ca. 7% der landwirtschaft­
lichen Nutzfläche (= 430000 qkm) — 

nur brachliegendes Land— an 1,4 Mio. 
von insgesamt über 10 Mio. besitzlo­
sen Bauernfamilien über Verhandlun­
gen und Verständigung. Das Recht auf 
Eigentum bleibt garantiert und Ent­
eignung nur letztes Mittel. Landarbei­
tergewerkschaften und die "Bewegung 
der Landlosen" lehnen diese "Reform" 
entschieden ab. — (sie)

Politik des Staatsterrorismus”.
Ägyptens Regierung mißbilligte die 

Tat und brach zum wiederholten Mal 
die Verhandlungen mit Israel im 
Grenzkonflikt um die Taba-Enklave 
ab. Jordanien bezeichnete den Angriff 
als kriminellen Akt und Staatsterro­
rismus, Algeriens FLN verurteilte die 
Aggression gegen die Souveränität der 
tunesischen Republik und appellierte 
an die arabische Solidarität. Libyen 
klagte die USA der Komplizenschaft 
an. Die israelischen Bomber seien von 
US-Flugzeugträgern gestartet, in 
Ausübung des strategischen Abkom­
mens zwischen den USA und Israel.

In der Erklärung des Rates des ara­
bischen Botschaften in Bonn wurde die 
"verbrecherische israelische Aggres­
sion" als ein "terroristischer Akt ge­
gen die Souveränität eines arabischen 
Staates, welcher kein Frontstaat ist", 
verurteilt. Die PLO wurde in der Er­
klärung nicht mit Namen erwähnt: "Is­
rael hat ein arabisches Land ange­

griffen, das tausende Kilometer von 
Israel entfernt ist, einfach deshalb, 
weil sich auf dem Boden dieses Landes 
das Hauptquartier einer Organisation 
befindet, welche am Völkerrecht fest­
hält."

Von Syrien sind keine offiziellen 
Verlautbarungen bekannt. Die Neue 
Zürcher Zeitung beurteilt Syrien als 
"dämpfenden Faktor", "am friedlich­
sten verhalten sich paradoxerweise 
die theoretisch radikalen prosyrischen 
Gruppen".

In Tunesien kam es nach dem Luft­
angriff zu Demonstrationen unter Pa­
rolen wie: "Israel— Mörder", "Palästi­
na ist arabisch", "Nein zu USA". Ob­
wohl aus Sorge vor Ausschreitungen 
alle Demonstrationen verboten waren 
bzw. die Regierung anordnete, sie 
aufzulösen, dauerte die Demonstrati­
on von ca. 100 Menschen etwa zwei 
Stunden. Der Versuch, zur amerikani­
schen Botschaft zu gelangen, wurde 
von der Polizei zurückgedrängt. Die 

ungefähr 5000 Personen umfassende 
jüdische Gemeinde von Tunis hat in ei­
ner Erklärung das israelische Bombar­
dement verurteilt und ihre Betroffen­
heit über derartige Grausamkeit zum 
Ausdruck gebracht. Der Wunsch der 
tunesischen Oppositionsparteien, ei­
nen nationalen Trauertag und ein 
Staatsbegräbnis für die Opfer auszu­
richten, wurde durch die Regierung 
abgelehnt...

Auch in Ägypten demonstrierten am 
5.10. mehrere hundert Studenten von 
der Universität zur israelischen Bot­
schaft und forderten den sofortigen 
Abbruch der diplomatischen Bezie­
hungen zu Israel. Die Demonstration 
war von der "Nasseristischen Ten­
denz" organisiert.

In den besetzten Gebieten Palästi­
nas gab es lokale Protestaktionen in 
Nablus, Ramalah und Bir Zeit. Am 7. 
10. veröffentlichte die PLO ein Kom­
munique zu einem Anschlag auf ein 
Gebäude des israelischen Geheim-
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Gewerkschaften boykottieren 
Rassistenregime

Die Gewerkschaften in Norwegen, 
Schweden, Dänemark, Finnland und 
Island haben beschlossen, Boykott­
maßnahmen gegen den Handel dieser 
Länder mit Südafrika durchzuführen. 
Allen voran gehen die Transportarbei­
tergewerkschaften. In Finnland wol­
len außerdem die Mitglieder der Post­
arbeitergewerkschaft keine Post von 
und nach Südafrika befördern. Ende 
Oktober entscheidet ein internationa­
ler Kongreß der Seehafenarbeiter- 
und Seeleutegewerkschaften über 
Boykottmaßnahmen. — (sie)

VR China: Wirtschafts­
sonderzone ein Flop

Shenzhen, früher Fischerdorf in der 
Nähe Hongkongs, wurde in den letz­
ten Jahren zum Paradestück der 
chinesischen Wirtschaftspolitik. Die 
Regierung hatte Shenzhen zur er­
sten Wirtschaftssonderzone erklärt 
und mehr als 1 Mrd. US-$ inve­
stiert, um westliches Kapital zu 
Vorzugsbedingungen anzulocken. 
Bisherige Auslandsinvestitionen: 840 
Mio. US-$, vorzugsweise in Indu­
strien wie Textilien und Elektronik. 
Ergebnis: Die Produktivität in Shen­
zhen liegt 35% unter Landesdurch­
schnitt, 80% der Produktion werden 
im Inland statt wie geplant auf dem 
Weltmarkt abgesetzt. Indessen ist 
Shenzhen wegen der Nähe Hong­
kongs zum gigantischen Marktplatz 
legaler und illegaler Geschäfte zwi­
schen chinesischen Firmen gewor­
den. Täglich sind 80000 Geschäfts­
reisende aus ganz China in der 
Stadt. Die chinesische Regierung 
hat daraus Konsequenzen gezogen: 
Nur noch vier statt der vorgesehe­
nen 14 Hafenstädte stehen für aus­

ländische Investitionen offen. Die 
Parteiführung von Shenzhen wurde 
ausgewechselt. Künftig sollen 80% 
der Produktion auf dem Weltmarkt 
verkauft werden und Devisen er­
bringen.- (wom)

Österreich: 
Lehrerstreik

Am 23. Oktober traten die rund 33000 
Lehrer an den allgemeinbildenden und 
weiterführenden Schulen sowie an den 
Pädagogischen Hochschulen in einen 
eintägigen Warnstreik. Der Streik­
aufruf der Gewerkschaft Öffentlicher 
Dienst wurde lückenlos befolgt, so daß

Sommer sie erneut aufgefordert, un­
verzüglich einem Verhandlungstermin 
über diese Forderungen zuzustimmen. 
- (rua)

Die französische Gewerkschaftsbewegung findet gegenwärtig zu keiner ein­
heitlichen Aktion. Als Anfang Oktober weit über 10000 Renault-Arbeiter in 
den Werken Le Mans, Choisy und Billancourt auf Aufruf der CGT für Lohnerhö­
hungen und gegen Rationalisierungshetze in den Streik gingen, mochte nur die 
CFDT in Le Mans Streik und Werksbesetzung mittragen, während die rechtsso­
zialdemokratische FO und die Angestelltengewerkschaft CGC öffentlich eine 
Schwächung der CGT durch die Renault-Geschäftsleitung herbeiwünschten. 
Die Streiks konnten mit großer Mühe mit einer geringen Prämienerhöhung für 
diese Werke beendet werden. Das Ziel zentraler Lohnverhandlungen für den ge­
samten Konzern wurde nicht erreicht. Am 24. Oktober führte dann die CGT 
einen nationalen Aktionstag für mehr Geld und Arbeitszeitverkürzung durch. 
Ca. 40000 demonstrierten in Paris. Die Streikaufrufe wurden in den verschie­
denen Bereichen jedoch sehr unterschiedlich befolgt, die direkten Streikaus­
wirkungen blieben schwach.— (pel)

für die 370000 Schüler die Schulen an 
diesem Tag geschlossen bleiben muß­
ten. Die Lehrer fordern von der Bun­
desregierung die Angleichung der 
Bezüge der befristet angestellten 
Vertragslehrer an die der verbeamte­
ten Lehrer. In der allgemeinen Ver­
waltung war eine solche Angleichung 
bereits vor Jahren erfolgt. Die Regie­
rung hat bisher auf die Forderung der 
Lehrer nicht reagiert. Am 25. Oktober 
hat der Gewerkschaftsvorsitzende

dienstes in Jerusalem. Israel ver­
sucht, dies als Gasexplosion in einem 
Wohnhaus herunterzuspielen. Ebenso 
beklagt Israel die Ermordung von Aus- 
flüglern; gleichzeitig werden die Is­
raelis dazu angehalten, "Ausflüge” nur 
noch "in Gruppen und stets mit Waf­
fen" zu unternehmen.

Mit dem Piratenakt gegen das ägyp­
tische Flugzeug ist es den USA dage­
gen gelungen, das Mißtrauen unter den 
arabischen Staaten zu schüren und die 
Widersprüche zur PLO zu verschär­
fen. Die PLO hatte die Geiselnahme 
selbst scharf verurteilt, da sie nur 
weitere Vorwände für israelische An­
griffe auf die PLO liefere.

Der Aufruf der PLO zur arabischen 
Solidarität nach der Entführung durch 
die USA traf jedoch ins Leere. "Die 
PLO betrachtet jenen Piratenakt als 
Affront gegen alle Araber. Wir rufen 
unsere arabische Nation in ihrer Ge­
samtheit auf, dieses amerikanische 
Verbrechen Sofort und auf geeignete 

Weise zu beantworten und der fla­
granten Verletzung arabischer Würde 
durch die USA und Israel mit Stärke 
entgegenzutreten."

Ägypten bezeichnete die Entfüh­
rung als einen Gewaltakt von der glei­
chen Art wie die Kaperung der Achille 
Lauro. Es beschuldigte Tunesien, das 
dem Flugzeug die Landeerlaubnis ver­
weigert hatte, der Kollaboration mit 
den USA. In Ägypten kam es zu mili­
tanten Demonstrationen gegen die 
USA und Israel, die auch die amerika­
freundliche Regierungspolitik Muba­
raks angriffen. Polizei löste die De­
monstrationen auf, viele wurden ver­
haftet.

In anderen arabischen Ländern ver­
glichen Kommentatoren die Passivi­
tät der USA, als die israelischen 
Kriegsflugzeuge zu ihrem Angriff auf 
Tunis unterwegs waren, mit ihrer Ak­
tivität gegen ein ägyptisches Zivil­
flugzeug mit sechs Palästinensern an 
Bord.

Syrien benutzte sowohl die Ka­
perung der Achille Lauro wie auch die 
amerikanische Aktion zu Vorwürfen 
gegenüber Arafat. Eine regierungs­
nahe Zeitung kritisierte die Entfüh­
rung der Achille Lauro als "Ablen­
kungsmanöver", um die Wut der Volks­
massen über den israelischen Überfall 
am 1.10. in Tunis umzulenken. Sie zie­
le darauf ab, die Verurteilung Israels 
durch den Sicherheitsrat abzumildern 
und das negative Bild der USA zu ver­
wässern. Die Entführer seien Arafat- 
getreue, und Arafats Rolle sei es, dem 
arabischen Kampf zu schaden. Die 
amerikanische Äbfangaktion gegen 
das ägyptische Flugzeug schob sie 
dann ebenfalls Arafat in die Schuhe: In 
Wirklichkeit hätten sowohl Arafat als 
auch Mubarak und Reagan zusammen­
gearbeitet, um die Schiffsentführer 
zu täuschen.
Quellen: div. Ausgaben der Neuen 
Zürcher Zeitung, Le Monde, Palästina 
Bulletins. — (bar)
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* Veröffentlichungen *
Alternativbericht 

zum KDVNG
Die Bundesregierung hat im Septem­
ber einen Bericht über die Erfah­
rungen mit dem am 1.1.84 in Kraft ge­
tretenen Kriegsdienstverweigerungs- 
Neuordnungsgesetz (KDVNG) heraus­
gegeben. Die “Zentralstelle für Recht 
und Schutz der Kriegsdienstverwei­
gerer" hat dazu einen Alternativbe­
richt veröffentlicht, weil sie "diesen 
unvollständigen und irreführenden 
Propagandabericht" ergänzen will. 
Der Bericht ist die umfangreichste 
Kritik, die es zum KDV- und Zivil­
dienstbereich gibt. Die Praxis, daß die 
"Inkaufnahme" des verlängerten Zivil­
dienstes (ZD) "tragendes Indiz" für 
eine Gewissensentscheidung sei, wird 
entschieden angegriffen. Nach wie 
vor muß der Verweigerer eine schrift­
liche Gewissensprüfung ablegen. Be­
sonders kritisiert die Zentralstelle, 
daß die persönlichen Daten und Darle­
gungen zentral bearbeitet und gespei­
chert werden und ein polizeiliches 
Führungszeugnis verlangt wird. Das 
BVG-Urteil vom 24.4.85 wird als ver­
fehlt bewertet. Weiter wird kritisiert, 
daß es weiterhin eine Gewissensinqui­
sition gibt, es erhebliche Verschlech­
terungen im ZD gegeben hat, Zivis für 
den Zivilschutz eingeplant sind, Zivis 
als billige Arbeitskräfte Planstellen 
einnehmen und der ZD für die Ver­
wendbarkeit im Kriegsfall eingeplant 
und daran orientiert wird. "Das alles 
geschieht unter mehrfacher Irrefüh­
rung der Öffentlichkeit, ... um mili­
tärische und nationalistische Stärke 
demgegenüber herausstreichen zu 
können.“ Der Bericht ist wegen seiner 
umfangreichen Anlagen für alle im 
KDV- und ZD-Bereich Tätigen sehr 
nützlich. (Zentralstelle ... Donandt- 
str. 4, 28 Bremen, 4,50 + Porto — thb)

Biedenkopfs "Neue 
Sicht der Dinge"

Prof. Kurt Biedenkopf, ehemaliger 
Henkel-Manager und Generalsekretär 
der CDU, derzeit Vorsitzender des 
Landesverbandes Westfalen-Lippe der 
CDU, erhebt den Anspruch, eine um­
fassende, wissenschaftlich begründe­
te Theorie für die Gestaltung der 
Wirtschafts- und Sozialordnung in der 
heutigen Zeit darzulegen. Insofern 
muß sein Buch verstanden werden als 
ein Beitrag, der zumindest in der CDU 
auf Programmatik und Politik der Re­
gierungspartei wirken soll. Bieden­
kopf bezieht sich positiv auf die 
Grundsätze Ludwig Erhards und pro­
pagiert als Allheilmittel gegen alle 
auftretenden Schwierigkeiten in der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik die 
Konkurrenz. Der Wettbewerb— so er­
klärt er— sei ein einem Naturgesetz 
gleichendes Prinzip aller menschli­
chen Gesellschaften, und alles Un­

glück, z.B. auch die meisten Kriege, 
entstehe daraus, daß dem Wettbewerb 
Schranken gesetzt werden. Diese The­
se versucht Biedenkopf an der Ge­
schichte der CDU-Programmatik und 
der CDU-Politik in den 50er und 60er 
Jahren nachzuweisen und verlangt, 
daß eine "neue Ordnung", eine tat­
sächliche "Wende" einsetzen müsse, 
indem die Freiheit des Wettbewerbs in 
der künftigen Politik der Regierung 
gebührend berücksichtigt werde. 
D.h., daß die Aufgabe des Staates sein 
soll, jegliche die Konkurrenz hem­
menden Gesetze zu beseitigen und 
allen Kollektivismus zu beschränken. 
Die Beseitigung von Arbeiterrechten, 
kollektiven Verträgen, kollektiven 
Versicherungen, Arbeitsschutz- und

Schwarzarbeit — weder Arbeits­
schutzvorschriften noch die Arbeits­
zeitordnung werden eingehalten.

Arbeitszeitgesetzen ist Biedenkopf 
eine Selbstverständlichkeit, denn 
wenn freier Wettbewerb herrscht, 
dann muß auch auf dem Arbeitsmarkt 
schrankenlose “Freiheit“ sein. Ge­
werkschaften, Tarife und gesetzliche 
Arbeitszeitbeschränkungen, Versi­
cherungen aber hemmen den Wettbe­
werb. Biedenkopf will die Beseitigung 
aller gesetzlichen Versicherungen, 
staatliche “Leistungen" sollen be­
schränkt sein auf das Almosen So­
zialhilfe. Die Arbeiter sollen sich ge­
gen Wechselfälle der kapitalistischen 
Produktion entweder privat ver­
sichern oder sich mit einer entspre­
chenden Familie versehen. Daß sol­
ches Verfahren ja funktioniere, be­
weise die Zunahme der Schwarzarbeit 
in der Bundesrepublik, in der schließ­
lich— wenn auch illegal— weder Tari­
fe, noch Sozial- oder Krankenversi­
cherung, noch Steuern die Konjunktur 
hemmten. Schattenwirtschaft sei ein 
"Rohling“ der "neuen Ordnung“. (Kurt 
H. Biedenkopf, Die neue Sicht der 
Dinge, Plädoyer für eine freiheitliche 
Wirtschafts- und Sozialordnung, Pi­
per-Verlag, 44,00 DM — uld)

Aktionseinheit 
mit von Weizsäcker?

Das DGB-Jugendmagazin "ran" hat im 
Oktober einen Sonderdruck zur Kam­
pagne "Mach meinen Kumpel nicht an 
ran — gegen Ausländerfeindlichkeit 
und Rassismus" herausgegeben. Als 
Unterstützer der Aktion ist abgebil­
det Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker: "Ausländer wissen, daß 
dort, wo sie in großer Zahl unter uns 
leben, Probleme für sie und auch für 
uns entstehen.“ Liselotte Funcke, 
Ausländerbeauftragte der Bundesre­
gierung, auch Unterstützerin, findet: 
"Was ausländische Mitbürger in unse­
rem Land am stärksten verunsichert 
und belastet, ist die fühlbare Nichtbe­
achtung" und Prof. Kurt Biedenkopf 
(CDU): "Wir sind alle aufgerufen, vor­
handenen Tendenzen der Ausländer­
feindlichkeit — im Betrieb, auf der 
Straße, in der Kneipe — entgegenzu­
treten." "ran" meint: "Die Bundesre­
gierung gibt der aufgebrachten Volks­
seele ständig neue Nahrung." Dieses 
Reinwaschen der Bundesregierung ist 
gefährlich und deckt die Faschisten, 
die eben nicht die "Volksseele" sind. 
Hier kann man nicht bedingungslos 
mitmachen, sondern muß auf den 
wichtigen Forderungen bestehen, wie 
z.B. dem Wahlrecht für die aus­
ländische Bevölkerung. — (eve)

Ha ft Bedingungen 
politischer Gefangener

Seit dem Abschluß des letzten Hun­
gerstreiks der politischen Gefangenen 
sind eine Reihe von Schriften erschie­
nen, die einige der teilweise schwer 
zugänglichen Informationen zu die­
sem Thema Zusammentragen.

Im März 1985 erschien die Do­
kumentation zu den Haftbedingungen 
der Gefangenen aus der RAF und aus 
dem Widerstand (77 S. DIN A4, 
DM6,00, Bezug: RA G. Klusmeyer, 
Deisterstr. 17A, 3 Hannover); hilf­
reich das kurze Literaturverzeichnis. 
Diese Dokumentation wird fortge­
setzt durch zwei weitere Broschüren: 
"... Wenn Sie dennoch von Isolation 
sprechen, dann trifft dies objektiv zu 
..." (54 S. DIN A 5, DM 3,00,) eine Do­
kumentation des Vollzugs der Ver­
nichtungshaft am Beispiel des Ge­
fangenen Günter Sonnenberg; und 
“Von der Zwangsernährung zur 
’Koma-Lösung'" (50 S. DIN A4, 
DM4,50)— Berichte, Analysen und 
Dokumente zur 'sauberen Linie' der 
Vernichtungshaft, wie sie an Knut 
Folkerts während des Hungerstreiks 
praktiziert wurde. Beide Broschüren 
bei: Der andere Buchladen, Glasstr. 
80, 5000 Köln 30.

Soeben ist neu erschienen die zwei­
te und erweiterte Auflage des Buches 
“Todesschüsse, Isolationshaft, Ein­
griffe ins Verteidigungsrecht“, (Pa­
perback, 297 S. DIN A 5, DM 19,80, 
Regenbogen-Buchvertrieb) hrsg. v. 
Pieter Bakker Schut u.a. (Untertitel:
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"Kritische Anmerkungen zu dem Be­
richt der Bundesrepublik Deutschland 
an den UN-Menschenrechtsausschuß 
vom November 1977"). Das Buch stellt 
systematisch die Methoden der Isola- 
tions- und Vernichtungshaft in der 
BRD entlang dem 1976 in Kraft getre­
tenen "Internationalen Pakt über bür­
gerliche und politische Rechte" der 
UNO dar. Wichtig: der umfangreiche 
Dokumentenanhang.

Regelmäsig berichten über das The­
ma: die Zeitung der Informationsgrup­
pe Politische Gefangene Groß-Gerau 
"die vergessenen— Zeitschrift für po­
litische Gefangene" (ca. 40-60 S. 
DINA 5, Einzelheft DM2,00, Bezug: 
"die vergessenen", Mainzer Landstr. 
147, 6000 Ffm 1) sowie das BWK- 
Nachrichtenheft Jugend, Militär, Ge­
fängnisse (Bezugsbedingungen siehe 
Rückseite dieses Hefts). — (kuh)

Jahresbericht 1985 
von a i

Amnesty international (ai) hat ihren 
Jahresbericht 1985 veröffentlicht, 
der über die Aktivitäten im Jahr 1984 
berichtet. Der Bericht ist wie jedes 
Jahr ein Nachschlagewerk über 123 
Länder. Amnesty schreibt in dem Be­
richt, daß die Hälfte dieser Länder 
"gewaltlose politische Gefangene in 
ihren Gefängnissen" festhielt. Am­
nesty international behauptet von sich 
selber, "strikt unparteiisch" zu sein: 
"Sie arbeitet nicht gegen Regie­
rungen, sondern gegen Menschen­
rechtsverletzungen. Sie spricht sich 
weder für noch gegen irgendein politi­
sches, soziales oder wirtschaftliches 
System aus." Immer wieder versuchen 
Kräfte von ai einen generellen Angriff 
auf die "Menschenrechte" in den ost­
europäischen Staaten, so z.B. in der 
Frage der Ausreise aus der DDR in die 
BRD. Deshalb akzeptieren osteuro­
päische Staaten wie z.B. Albanien, die 
DDR, die Sowjetunion das Vorgehen 
der Menschenrechtsorganisation 
nicht, nehmen zu ai keinen Kontakt 
auf.

1984 hat ai eine Kampagne gegen 
die Anwendung der Folter in den Mit­
telpunkt ihrer Aktivitäten gestellt. 
Auf Initiative von ai beschlossen die 
Vereinten Nationen 1984 eine Kon­
vention gegen Folter und andere grau­
same, unmenschliche oder ernied­
rigende Haftbedingungen. Die Reso­
lution ist im Anhang der Jahresbe­
richtes veröffentlicht. Der Jahresbe­
richt erwähnt, daß sich ai dafür ein­
setzte, daß eine Europäische Konven­
tion gegen Folter verabschiedet wird, 
gegen deren Verabschiedung die Bun­
desregierung sich ausspricht, ai be­
richtet über die Inhaftierung von 
Kriegsdienstverweigerern in der 
BRD, nicht über die unmenschliche 
Isolationshaft, wie sie es im Jahresbe­
richt 1983 noch tat, obwohl ihr Pro­
teste dagegen zugegangen waren, (ai, 
Jahresbericht 1985, Fischer-Verlag 
3450» n,8o DM-jöd)

SPD

SPD und antifaschistischer Kampf heute 
"Führt Kapitalismus zum Faschismus?"

Wird die Sozialdemokratie wieder den 
Weg gehen, den die Reichstagsfrak­
tion der SPD am 3.10.1930 beschrieb: 
"Die Erhaltung der Demokratie, die 
Sicherung der Verfassung und der 
Schutz des Parlamentarismus" hat 
Vorrang vor allen anderen Zielen? (1) 
Diese Erklärung richtete sich auch ge­
gen Kritiker in den eigenen Reihen, 
die verlangten, die Politik der Notver­
ordnungen nicht länger mitzutragen, 
sondern sie kompromißlos zu bekämp­
fen. Bekanntlich "tolerierte" die SPD 
die bürgerlichen Regierungen bis zum 
bitteren Ende, ohne die schleichende 
faschistische Machtergreifung auf­
halten zu können. Die Sozialdemokra­
tie hatte letztlich der faschistischen 
Propaganda "Arbeit geht vor Versor­
gung" (Motto der Deutschen Arbeits­
front) nichts entgegenzusetzen. Die 
SPD verlor Arbeiterstimmen an die 
KPD, während ihr Einfluß in bürgerli­
chen Schichten stagnierte. Warum 
fand die SPD 1931/32 nicht den Punkt, 
an dem sie sagen konnte: 'Jetzt 
reichts! Wir haben reaktionäre Maß­
nahmen mitgetragen um der Republik 
willen, aber das ist mit uns nicht mehr 
zu machen.’ Welche Lehren zieht die 
SPD aus den bitteren Erfahrungen, die 
auch sie 1933 hat machen müssen?

Von Historikern, die damit rechnen 
können, in der Sozialdemokratie Ge­
hör zu finden, ist in den letzten 
Wochen Bedrohliches zu vernehmen. 
Der Leiter des Münchener Instituts 
für Zeitgeschichte Broszat unter­
nimmt den Versuch, Kritik an der fa­
schistischen Sozialpolitik zu entkräf­
ten: "... die Schändlichkeit, die im 
großen die Bilanz dieser Epoche aus­
macht, kann nicht bedeuten, daß den 

Reklame der Kapitalisten im Faschismus. Sie hatten das Regime installiert, um 
ihre Profite zu sichern.

vielen sozialen, wirtschaftlichen, zi­
vilisatorischen Wirkungskräften, den 
zahlreichen Modernisierungsbestre­
bungen ihre geschichtliche Bedeutung 
allein durch die Verknüpfung mit dem 
Nationalsozialismus genommen wird." 
(2) Und in der jüngsten Ausgabe der 
Zeitschrift "Geschichte und Gesell­
schaft" wird über die Grenzen der Be­
lastbarkeit des Weimarer Sozial­
systems schwadroniert und um Ver­
ständnis für reaktionäre Maßnahmen 
geworben. Das sind böse Anzeichen!

Die Sozialdemokratie kann dem Fa­
schismus keinen Einhalt gebieten, 
weil sie nur im Rahmen der bürgerli­
chen Verfassung kämpfen will. Stim­
men wie die des Vorstandsmitgliedes 
der IG Metall H. Preiss hört man aus 
der SPD selten: "Die objektiven ge­
sellschaftlichen Voraussetzungen, die 
zum Faschismus führten, bestehen 
fort." (3) So im April in der "Neue(n) 
Gesellschaft". Preiss fordert in der 
SPD eine "Fahrplanänderung", so z.B. 
"Kampf gegen die illusionäre Vorstel­
lung vom neutralen, über den Klassen­
konflikten stehenden Staat". (4) Die 
Antwort ließ nicht lange auf sich war­
ten. Zwei Nummern später polemi­
sierte V. Jung, Mitglied der Grund­
wertekommission beim SPD-Partei­
vorstand, gegen Preiss. Er fragt 
Preiss, ob er etwa meine, die Politiker 
seien nur Handlanger der Monopole, 
und ob es egal sei, ob Sozialdemokra­
ten oder Konservative regieren. Jung 
bezieht Gegenposition: Kapitalismus 
führt nicht zum Faschismus. Die SPD 
muß die bürgerliche Demokratie ver­
teidigen und sich die "Kompetenz für 
Reformvorhaben" erarbeiten. (5)

Das Handeln der Sozialdemokratie
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ausschließlich in den Grenzen, die der 
bürgerliche Staat zieht, beruht auf 
ihrer Überzeugung, daß dieser Staat 
der Garant "staatsbürgerlicher Frei­
heit" ist. Der Sozialismus der SPD 
wird aus den Idealen der Französi­
schen Revolution hergeleitet — also 
Bündnis von arbeitenden Klassen mit 
den Kapitalisten für Freiheit und 
Gleichheit. Kurt Schuhmacher hat 
dies kurz nach dem Krieg program­
matisch auf den Begriff gebracht: "In 
den menschlichen Rechten der Frei­
heit, Gleichheit, der Brüderlichkeit 
sind alle Klassenforderungen der Ar­
beiter enthalten." Die Sozialdemokra­
tie hat eine besondere Vorstellung von 
Arbeiterinteressen. Für sie bestehen 
sie darin, daß sich Arbeiter als Staats­
bürger verwirklichen können. Emanzi­
patorische Interessen der arbeitenden 
Klassen existieren in ihrer Vorstel­
lungswelt nicht. Die Arbeiterklasse 
soll Anhängsel der Bürger bleiben, un­
gefähr so wie sie 1848 Fußvolk der Ka­
pitalisten gegen den Adel war. Heute 
geht es nicht mehr gegen den Adel, 
sondern gegen die Japaner, die tech­
nologische Herausforderung usw. Der 
reformistische Weg im antifaschisti­
schen Kampf als Kampf um die Ret­
tung der bürgerlichen Demokratie ist 
ein Weg in die Sackgasse, weil auf dem 
Altar der "Demokratie" die sozialen 
Interessen der Arbeiterklasse letzt­
lich geopfert werden.

Natürlich gibt es in der SPD be­
stimmte Vorstellungen von "sozialer 
Demokratie". P. Glotz, Bundesge­
schäftsführer der SPD, kommt in sei­
nem "Manifest für eine Neue Europä­
ische Linke" zu dem Ergebnis, daß die 
"soziale Demokratie auf der kapita­
listischen Zivilisation" aufbauen 
kann. (6) Gleichzeitig stellt er "Gren­
zen des Wachstums" fest. Damit be­
fassen sich alle Sozialdemokraten ge­
genwärtig und diese "Grenzen" berei­
ten ihnen erhebliche Kopfschmerzen. 
Die Logik "kapitalistischer Zivilisa­
tion" erst einmal vorausgesetzt, 
bleibt ihnen nämlich nicht viel ande­
res übrig, als auch die "Grenzen des 
Sozialstaates" festzustellen. Und so 
wird quälend das Problem gewälzt, 
wie denn das Wenige, das noch zu ver­
teilen ist, gerecht verteilt werden 
kann. Leute mit keinen Skrupeln, wie 
R. Löwenthal äußern sich dann so: 
"Sozialdemokraten können sich in 
Notzeiten nicht gegen eine angemes­
sene Reduzierung der Soziallei­
stungen wenden, um nicht das ganze 
System zu gefährden. Soziale Umver­
teilung ist wünschenswert, aber in 
ihrer Durchführung an die Wirt­
schaftslage gebunden." (7) Mehr aus 
gewerkschaftlicher Sicht sprechende 
Sozialdemokraten wollen trotzig, daß 
gerade in der Krise gerecht verteilt 
wird. Die SPD bringt sich mit ihrer so­
zialen Demokratie, gebunden an Wirt­
schaftswachstum, in einen ungeheu­
ren Rechtfertigungsdruck. Ein Aus­

weg besteht nur im Angriff auf das 
Privateigentum.

Die Sozialdemokraten spüren, daß 
Reaktion und Faschismus etwas mit 
Armut zu tun haben. Der Faschismus 
kommt aus der Armut, ist aber nicht 
eine Sache der armen Leute, sondern 
wird von den Reichen betrieben. 
Goebbels soll auf die Frage, was Hit­
lers größte Leistung gewesen ist, ge­
antwortet haben: "Die geniale Verein­
fachung der allgemeinen Not und Ver­
zweiflung." Wenn Tausende verelen­
den, gehört nicht viel dazu, Stimmung 
für Arbeitslager zu machen. Wenn 
Leute hungern, dann muß man sie Au­
tobahnen bauen lassen, wo sie im­
merhin ein Mittagessen bekommen. 
Scheinbar naturwüchsig verstärken 
sich dann Auffassungen über die Un­
gleichheit der Menschen. Auf dem Bo­
den der "kapitalistischen Zivilisation" 
können die reichen Bestien Rassismus 
und Nationalismus verbreiten.

Wenn der Kapitalismus nicht den 
Faschismus hervorbringt, wo kommt 

ihre Stimmen bis 1933 hielten, wurden die liberalen Parteien des besitzenden 
Mittelstandes von der NSDAP aufgerieben.

er dann her? Er steckt in jedem, sagen 
die Sozialdemokraten in beängstigen­
der Eintracht und lamentieren über 
einen angeblichen "faschistischen Bo­
densatz in unserer Bevölkerung". F. 
Duves Rede auf der SPD-Kundgebung 
in Nürnberg gegen die Rassegesetze 
ist das jüngste, unerfreuliche Bei­
spiel. (8)

Wenn Not und Elend der arbeitenden 
Klassen sich vergrößern, gerät die 
SPD unweigerlich in den Sog der 
Volksgemeinschaftsideologie. W. 
Brandt sprach im Frühjahr von der 
"nationalen Verantwortung", der sich 
die SPD nicht entziehen könne. Wie 
will die SPD mit folgender Passage 
aus dem NPD-Programm 1985 (Ent­
wurf) fertig werden: "Eine dauerhafte 
Sicherung aller sozialen Leistungen 
ist in einer sich veränderten Arbeits­
welt nur durch die Schaffung produk­
tionsbezogener Sozialausgaben mög­
lich. Wir Nationaldemokraten setzen 

uns mit Entschiedenheit für eine neue 
Brüderlichkeit ein, die in nationaler 
Solidarität Gruppenegoismen über­
windet und zu sozialer Sicherheit und 
Gerechtigkeit führt." Mit dieser Pro­
paganda gegen die sozialen Interessen 
der Arbeiterklasse wird der Faschis­
mus vorbereitet. In der Linken beste­
hen Hoffnungen, daß die Sozialdemo­
kratie von der Sozialpartnerschaft ab­
rücken wird, wenn dieser mehr und 
mehr der Boden entzogen wird. Aber 
in dem Moment, wo die letzten Illu­
sionen über "soziale Demokratie auf 
kapitalistischer Grundlage" zerstört 
werden— ist es zu spät. Es ist der Mo­
ment, wo das Finanzkapital die äußer­
ste Zuspitzung der Widersprüche mit 
dem Faschismus "löst" — und dann 
hängen auch die Sozialdemokraten.

Was ist die Lektion von Weimar? 
Der Geschichtsprofessor Winkler aus 
Freiburg bekam am 12.11.84 in der 
"Frankfurter Allgemeine" eine Seite, 
um seinen Rat an die SPD zu begrün­
den: "Es kam darauf an, die Prioritä­

ten richtig zu setzen und der Erhal­
tung der parlamentarischen Demokra­
tie den höchsten Wert anzuerkennen — 
einen noch höheren als der Verteidi­
gung sozialpolitischer Errungenschaf­
ten." Es scheint so, als werde die SPD 
diesen Rat— oder ist es eine Warnung 

— beherzigen. Hoffnung besteht nur 
insofern, als Kämpfe der arbeitenden 
Klassen die Sozialdemokratie zu et­
was anderem zwingen könnten.
(1) Matthias/Morsey(Hrsg), Das Ende 
der Parteien, S.103-7; (2) M. Broszat, 
in: Merkur, Deutsche Zeitschrift für 
europäisches Denken, 39 (1985),
S.374f; (3) H. Preiss, in: "Neue Gesell­
schaft", 4/85, S. 328; (4) ebenda; (5) V. 
Jung, ebenda 6/85, S.559; (6) P. Glotz, 
Manifest .. ., Juli 1985, S.50; (7) R. 
Löwenthal, in: Papcke, Schuon (Hrsg), 
Braucht die SPD eine neues Grund­
satzprogramm?, S.81; (8) SPD-Presse­
dienst vom 20.9.85 — (ana, DK-AK 
Volksfrontpolitik)
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Jubeltreffen der SS-HIAG 
in Hamburg verhindert

Hamburg. Für den 26.10. plante die 
"Hilfsgemeinschaft auf Gegenseitig­
keit der ehemaligen Waffen-SS e.V." 
eine Jubelfeier zu ihrem 35jährigen 
Bestehen in Hamburg. Aus Furcht vor 
Protesten blieb der Ort des Treffens 
geheim. Gegen diese Feier der vom 
Zimmermann-Ministerium mittler­
weile als nicht extremistisch einge­
stuften Altnazi-Vereinigung bildete 
sich eine Aktionseinheit aus VVN/ 
BdA, KB, GAL, DKP, Friedenskoordi­
nation HH, Pax Christi, BWK, Volks­
front, KPD, FAU/R und örtlichen Ini­
tiativen. Der Hamburger Senat mach­
te in Unschuld, ihm sei nichts von ei­
nem Treffen bekannt, ein Verbot 
mochte er nicht aussprechen. Am Vor­
abend wurde eine Veranstaltung orga­
nisiert, an der 250 teilnahmen. Über 
1000 Leute versammelten sich dann 
am 26.10., um das Treffen, wo auch 
immer es stattfinden mochte, zu ver­
hindern. Sie demonstrierten durch Al­
tona und forderten auf Transparenten 
das Verbot der HIAG und aller anderen 
faschistischen Organisationen. Die 
Versammlung der HIAG fand an die­
sem Wochenende schließlich nicht 
statt, die Wachsamkeit der Antifa­
schisten hat sich gelohnt. — (jok)

"Haidhauser Krawalle" 
— der Staat zeigt "Flagge" 

München. Am 12.10. demonstrier­
ten 40000 gegen die geplante Wieder­
aufbereitungsanlage in Wackersdorf. 
Bereits während der Demonstration 
versuchte die Polizei einen Teil, den 
sog. "Schwarzen Block", zu isolieren — 
was am Eingeifen der übrigen Teilneh­
mer scheiterte. Nach der Kundgebung 
machte sie dann Jagd auf schwarz Ge­
kleidete und Punks, 45 Festnahmen. 
Am Abend wurde ein bis dahin friedli­
ches Straßenfest der WAA-Gegner im 
Stadtteil Haidhausen von Polizei und 
Grenzschutz in einer militärisch an­
mutenden Aktion eingekesselt und 
über 100 Besucher festgenommen. In 
den nächsten Tagen folgte eine massi­
ve Pressekampagne über die nun 
"Haidhauser Krawalle" genannten 
Vorgänge. Eine für das folgende 
Wochenende beantragte Demonstra­
tion gegen Polizeiterror und Spaltung 
des WAA-Widerstandes, zu der ca. 40 
Gruppen aufgerufen haben, wurde von 
der Stadt verboten. Begründung: Die 
Antragstellerin habe angeblich Kon­
takt zur "linksterroristischen Szene" 
und zeige "keinerlei Kooperationsbe­
reitschaft" (sie sollte Gruppen aus­
schließen) mit der Behörde. Abends 
brachten ca. 80 Personen ihre Solida­
rität mit den am 12.10. Festgenom­
menen vor der Strafanstalt Stadel­
heim zu Ausdruck — wieder kesselten 
Polizei und Bundesgrenzschutz die 
Teilnehmer ein und nahmen 53 Leute 
unter Zuhilfenahme von CS-Gas fest.
- (ror)

Kiel. Am 20.10.85 protestierten 200 Demonstranten gegen den Besuch eines 
US-Geschwaders, bestehend aus dem Schlachtschiff "Iowa", dem Kreuzer "Ti- 
conderoda" und der Fregatte "Halyburton". Um die Sowjetunion zu provozieren, 
hatte dieser Verband nach Absprache mit dem Bundesverteidigungsministerium 
an einem Manöver in der Ostsee teilgenommen. — (clm)

Prozeßbeginn wegen des 
Mordes an Ernst Thälmann

Krefeld. Wegen der Ermordung des 
KPD-Vorsitzenden E. Thälmann be­
ginnt am 5.11. 1985, 9 h Landgericht 
Krefeld, Am Nordwall, Zimmer 157, 
der Prozeß gegen den Angeklagten W. 
Otto. Otto, Leiter des Exekutions­
kommandos im KZ Buchenwald, hatte 
1944 den KZ-Häftling Thälmann durch 
Genickschuß umgebracht. Bisher hat­
te die westdeutsche Justiz jahrzehn­
telang die Eröffnung des Prozesses 
verhindert. U.a. mit der Erklärung, 
Thälmann hätte mit seiner Erschie­
ßung rechnen müssen, also könne Otto 
nicht wegen Mordes angeklagt wer­
den, da dazu Heimtücke Vorausset­
zung sei. Die westdeutsche Justiz sah 
sich jetzt gezwungen, die hartnäckige 
Antragstellung von Thälmanns Toch­
ter und ihres Rechtsanwalts Hannover 
nicht mehr auf direktem Wege abzu­
weisen. Bisher konnten die BRD-Ge- 
richte die Verurteilung der Nazi-Mör­
der in fast allen Fällen verhindern. 
Öffentlichkeit im Gerichtssaal und 
genaue Kritik am Vorgehen des Ge­
richts ist vonnöten. — (gba)

Demonstration 
der Wirtschaftsjunioren 

Heidelberg. Die diesjährige Bun­
deskonferenz der Wirtschaftsjunioren 
vom 3. bis 6. Oktober in Heidelberg 
stand unter den Forderungen nach 
"Weniger Staat — mehr privat" und 
"Abbau der Arbeitslosigkeit". In der 
Auftaktveranstaltung wurde der Pri­
vatisierungspreis an den Pforzheimer 
Bürgermeister verliehen; dieser Preis 
soll "... die Kommunen ermuntern, in 
ihrem Bereich sämtliche Leistungen 
auf Übertragung an private Anbieter 
zu überprüfen ..." Was der freien 
Konkurrenzentfaltung noch im Wege 
steht, sind staatliche Sicherungspro­
gramme, das starre Tarifsystem und 
die hohen Lohnnebenkosten. Insge­

samt brachten alle Wirtschaftsjunio­
ren 2000 Arbeitsplätze mit, die sie 
auf einer öffentlichen Kundgebung, 
der sog. "Arbeitsplatzbörse", feilbo1 
ten. Der DGB und das örtliche Ar­
beitslosenkomitee griffen in einem 
Flugblatt die Forderungen nach mehr 
"Flexibilität" und "Mobilität" 
an. — (irs)

"Volksuni" durchgeführt, 
CDU ergrimmt

Göttingen. Vom 18.—20. Oktober 
führt der AStA Göttingen die Veran­
staltungsreihe "Volksuni" durch. 
"Volksuni bezieht die gesamte Bevöl­
kerung mit ein" (AStA, mehrheitlich 
grün-alternativ). Dem "wissenschaft­
lichen Wissen" soll "Erfahrung und 
praktisches Wissen der Bevölkerung 
gleichberechtigt gegenübertreten". 
Der Arbeiterbewegung soll dabei ei­
ne, aber keine zentrale Funktion bei­
gemessen werden. Insgesamt finden 
80 Veranstaltungen statt unter sechs 
Schwerpunktthemen: Arbeit/Neue
Technologien, Frauen, (Uber)Leben, 
Bewegung, Theorie, Kultur. Gekom­
men sind über 2000 Besucher. Voran­
gegangen waren massive Versuche 
seitens des Unipräsidenten, der CDU 
und des Verwaltungsgerichts, die 
"Volksuni'1 zu verbieten bzw. durch 
Veranstaltungsverbote zu verstüm­
meln. Gleich zwölf Veranstaltungen 
verbot der Unipräsident wegen Wahr­
nehmung eines "allgemeinpolitischen 
Mandats", das dem AStA angeblich 
nicht zustünde. Das Verwaltungsge­
richt verbot noch einmal fünf Veran­
staltungen, getragen vom DGB, u.a. 
zur Arbeitslosigkeit, Kostendämp­
fungsgesetz und Beschäftigungsförde­
rungsgesetz. Sie fanden, formal in 
Verantwortung politischer Gruppen, 
trotzdem statt, es bleibt aber die zu­
nehmende Einschnürung politischer 
Äußerungsmöglichkeiten des AStA, 
Neue "Untreue’-Prozeße gegen ihn 
stehen an. — (kek)
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Streik bei Progamma

Der Kampf um einen Tarifvertrag 
mit landesweiter Bedeutung

Stuttgart/Gerstetten. '‘Statt Ar­
beit oder Tarif, wollen wir Arbeit 
zum Tarif!"— so haben die Streiken­
den der Autoradiofabrik Progamma in 
Gerstetten ihr Streikziel auf einer 
Wandtafel im Dorf aufgeschrieben. 
Seit Mitte September streiken die 38 
IG Metall-Mitglieder, ca. 60 Beschäf­
tigte hat die Firma, für einen Aner­
kennungstarifvertrag. Der Kapitalist 
Röhlich, der im Auftrag einer franzö­
sischen Firma Autoradios für den ge­
hobenen Bedarf produzieren läßt, 
zahlt z.B. einer Montiererin 10,10 DM 
Stundenlohn, nach Lohngruppe II (mit 
durchschnittlicher Zulage) müßte er 
aber 11,07 DM zahlen. Techniker in 
der Kontrolle oder im Service erhal­
ten statt ca. 3300 DM monatlich nur 
2250 bis 2500 Mark. Statt wie nach IG 
Metall-Tarif 30 Tage Urlaub haben die

Progamma-Beschäftigten nur 25 Tage 
gekriegt.

Nicht einmal das Arbeitszeitgesetz 
war für den Kapitalisten eine Schran­
ke. Arbeitszeiten von 20 bis zu 42 
Stunden am Stück, 150 Überstunden 
im Monat setzte Röhlich durch. An­
fang des Jahres bildeten die Beschäf­
tigten einen Betriebsrat. Der Kampf 
gegen Überstunden und für tarifliche 
Entlohnung begann.

Auf beiden Seiten findet der Streik 
Unterstützung über die unmittelbar 
Betroffenen hinaus:

Zunächst der Kapitalist Röhlich: 
Die Justiz hat für ihn ein "Streikgas- 
sen-Urteil" erlassen: Die IG Metall 
muß eine drei Meter breite Gasse von 
Streikposten freihalten; Strafandro­
hung: 500000 DM. So können Polizei 
und Bereitschaftspolizei dann jeden 
Tag eine Handvoll von Streikbrechern 

sowie vom Kapitalisten inzwischen 
angeheuerte Leiharbeiter ins Fabrik­
gebäude geleiten. Der Bürgermeister 
von Gerstetten — der Gemeinderat 
hatte die Ansiedlung von Progamma 
vor zwei Jahren mit einer Gebäudesa­
nierung von rund 300000 DM subven­
tioniert— stellt das Rathaus zur Ver­
fügung, damit Röhlich seine Streik­
brecher unter Polizeischutz in Klein­
busse bringen kann. Obwohl Röhlichs 
Firma nicht im Kapitalistenverband 
ist, erhält er mindestens moralische 
Stärkung vom Verband der Metallin­
dustriellen (VMI): In einem Leserbrief 
rechtfertigte der für Gerstetten zu­
ständige Heidenheimer VMI-Vorsit- 
zende das Vorgehen Röhlichs und warf 
den Streikenden Rechtsbruch vor.

Schließlich hat der Kapitalist Rük- 
kenwind von Seiten der Landesregie­

rung: Der Regierungsbeauftragte für 
Technologiepolitik betonte 1984 bei 
der Eröffnung, die Progamma sei ein 
"beispielhafter Fall für die Umset­
zung der Technologie-Politik". Und 
wer von Späth gehört hat, daß Unter­
nehmensgründer vor allem billigere 
Arbeitskraft und keine Hemmungen 
durch Tarifverträge bräuchten, wird 
sich nicht wundern, daß das Wirt­
schaftsministerium der Progamma ei­
nen zinslosen Kredit — die IG Metall 
vermutet rund n Mio. DM— gewährt 
und dabei, so das Wirtschaftsministe­
rium, keine "direkte Einflußnahme auf 
unternehmenspolitische Entscheidun­
gen" nimmt. So hat der kleine Kapita­
list eine gewaltige finanzielle, und 
weil das Land der Kreditgeber ist, 
auch politische Rückendeckung und 
kann sich dementsprechend auffüh­
ren.

Die Streikenden schreiben auf einer 
weiteren Wandtafel: "Wer Steuergel­
der kassiert, der soll auch seine Leute 
nach Tarif bezahlen!" Sie sa­

gen, daß ihr Kampf auch politisch 
wichtig sei und der Ausgang bedeut­
sam sein wird, ob es den Kapitalisten 
insgesamt gelingt, Tarifverträge an­
zugreifen. So erklärt sich auch, war­
um der Streik im ganzen Tarifbezirk 
Nordwürttemberg/Nordbaden unter­
stützt wird, aus verschiedenen Ver­
waltungsstellen der IG Metall täglich 
Gewerkschafter nach Gerstetten fah­
ren und dort Streikposten stehen. 
Neuerdings will der Kapitalist einen 
Haustarifvertrag abschließen, der ihm 

— weil eine Maßregelungsklausel fehlt 
ermöglichen soll, den gesamten Be­
triebrat rauszuschmeißen. Daraufhin 
verstärkte die IGM die Aktionen.

Progamma ist nicht ein rückständi­
ger Betrieb, Progamma ist die Zu­
kunft, hier verbinden sich sog. Hoch­
technologie mit sog. Privatinitiative 
auf der.Grundlage von öffentlichen 
Subventionen zu einem Geschäft, das 
beweisen soll, daß man sehr moderne 
Geräte mit sehr alten Methoden her­
stellen kann. Überarbeit, Polizei, 
Geldstrafendrohung, nichts fehlt am 
diesem Musterstück Späthscher Wirt­
schaftsförderungspolitik.
Solidaritätsadressen nimmt die IG 
Metall-Verwaltungsstelle, 7920 Hei­
denheim, Rober-Koch-Str. 28, Tel. 
07321/23051 entgegen.— (alk)

Teilzeitarbeit
Niedersachsen — Vorreiter 

in Sachen Lohnkürzung

Hannover. Das niedersächsische In­
nenministerium hat im Juli Richtli­
nien herausgegeben, nach denen alle 
Einstellungen im Landesdienst nur 
noch mit Verträgen mit auf 30 Wo­
chenstunden reduzierter Arbeitszeit 
möglich sind. Ausgenommen sollen 
z.B. an den Hochschulen die Professo­
ren und die Beschäftigten aus Dritt­
mitteln sein. Begründet wird der Erlaß 
damit, daß so mehr Beschäftigte ein­
gestellt, d.h. aus drei Arbeitsplätzen 
vier gemacht werden könnten — ko­
stenneutral natürlich. Mittlerweile 
haben die Beschäftigten verschiede­
ner Landeseinrichtungen klar ge­
macht, daß sie nicht Arbeitsplätze zu 
jedem Preis wollen.

Die Beschäftigten der Medizini­
schen Hochschule Hannover (MHH) 
haben auf einer Personalversammlung 
gegenüber Ministerpräsident Albrecht 
erklärt: "Wenn Sie wirklich an die Ar­
beitsmarktlage gedacht haben, müs­
sen Sie alles dafür tun, daß die MHH 
mehr Planstellen bekommt. Die kata­
strophale Personalsituation der MHH 
dürfte Ihnen seit langem bekannt 
sein." Es wurden die Absichten der
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Spaltung zwischen dem alten 40-und 
dem neuen 30-Stunden-Personal kriti­
siert mit der daraus entstehenden 
Lohnspaltung. Schon zuvor hatte der 
Personalrat der MHH erklärt, daß Ar­
beitszeitverkürzungen für die Be­
schäftigten nur bei vollem Lohnaus­
gleich akzeptabel seien. Der Erlaß da­
gegen verringere nicht die Arbeitslo­
sigkeit, sondern führe zu mehr Armut 
und sei "ein Wahlkampfmanöver der 
Landesregierung auf dem Rücken der 
Beschäftigten".

In ähnlicher Weise kritisierte auch 
die Personalversammlung der Techni­
schen Universität Braunschweig den 
Erlaß: Manch ein Beschäftigter wird 
mit dem reduzierten Einkommen ge­
rade über der Sozialhilfegrenze lie­
gen. Die Arbeitsintensität wird für al­
le gesteigert, denn die Erledigung der 
Arbeit wird verlangt werden, auch 
wenn zehn Dienststunden fehlen. 
Neue Stellen seien nicht in Sicht und 
aus mehreren verschiedenartigen 
Stellen an einem Institut auch nicht 
machbar. Der Erlaß stelle eine Ver­
drehung der gewerkschaftlichen For­
derung nach 35 Stunden bei vollem 
Lohnausgleich dar.

Die CDU setzt nun mit einem Pro­
pagandafeldzug für die Landtagswah­
len nach: Erstens behauptet sie, etwas 
für die Arbeitslosen zu tun, und zwei­
tens versucht sie, in den Kommunen 
ähnliche Verordnungen durchzuset­
zen.
Quelle: HAZ 30.9. u. 1.10.85 — (cus)

Streik bei den Thale rwe rken:
Tarifliche Absicherung 

ist das Kampfziel

Kiel. Seit dem 18.9.85 streiken die 
gewerblichen Arbeiter der Maschi­
nenfabrik Thalerwerke in Weddel­
brook bei Bad Bramstedt. Der Be­
trieb, der Kabelverlegemaschinen 
herstellt, hat 80 Beschäftigte, 40 da­
von gewerblich. Der Betrieb gehört 
nicht dem Metall-Kapitalistenver­
band an. Die Löhne werden in Einzel­
arbeitsverträgen festgelegt. Sie lie­
gen nach Angaben der IG Metall "zum 
Teil erheblich unter dem Tarifni­
veau". Verhandlungen über eine Tarif­
anhebung und, wie die IG Metall for­
dert, eine Tarifanbindung wurden von 
der Geschäftführung hinausgezögert.

Mitte Juli beschloß die Mitglieder­
versammlung der IGM bei Thaler, 
Kampfmaßnahmen zu ergreifen. Am 
31.7. streikten dann 35 Arbeiter für 
zwei Stunden. Erst unter dem Ein­
druck der Kampfbereitschaft zeigte 
sich die Geschäftsführung zu Gesprä­
chen bereit. Der Geschäftsführer La- 
diges arbeitete in der Öffentlichkeit 
mit der Propaganda, er zahle Löhne, 
die 20—30% über dem Tarif liegen. Er 
verschwieg, daß im Stücklohn gear­
beitet wird und so ein über dem Tarif 

liegender Effektivlohn entsteht.
Nach dem zweiten Warnstreik am 

22.8 bezichtigte der Geschäftsführer 
Ladigesdie IGM der Aufhetzung, man 
habe in den Verhandlungen, bei der 50 
Punkte vorgelegt wurden, über alle bis 
auf drei Einigkeit erzielt. Und diese 
drei Forderungen seien: "1. daß wir 
nicht bereit sind, dem Arbeitgeber­
verband beizutreten ... 2. daß wir 
keinem Rationalisierungsschutzab­
kommen zustimmen ... 3. daß sich bei 
uns das Urlaubsgeld aus dem Durch­
schnitt der letzten drei Jahre zusam­
mensetzt und nicht, wie die Gewerk­
schaft es fordert, der letzten 13 
Wochen." Nach fünf Verhandlungen 
erklärte die IGM die Verhandlungen 
für gescheitert. Einem Verhandlungs­
delegations-Mitglied war eine Ab­
mahnung erteilt worden, weil es sechs 
Minuten zu spät zur Arbeit erschien. 
Die Verhandlungen hatten am Vortage 
bis 23.00 Uhr gedauert. In einer Urab­
stimmung der 33 Gewerkschaftsmit­
glieder des Betriebes, an der 27 teil­
nahmen (der Rest der Kollegen war in 
Urlaub), stimmten 26 für Streik. Am 
ersten Streiktag legten auch acht 
Leiharbeiter aus Solidarität die Ar­
beitnieder. Unter Entlassungsdrohun­
gen erschien am folgenden Tag ein 
Teil der Leiharbeiter wieder. Es wer­
den jetzt im Betrieb nur Ersatzteile 
hergestellt. Die Produktion des 
Hauptprodukts findet nicht statt. 
Durch die Solidarität aus vielen Be­
trieben, die mit Delegationen ihren 
Besuch abstatteten, wurde die Streik­
front immer wieder gestärkt. Aus dem 
Urlaub zurückkehrende Arbeiter 
schlossen sich dem Streik an. Auch die 
nicht organisierten Arbeiter verhiel­
ten sich solidarisch, sie nahmen zum 
Teil ihren Jahresurlaub. Ein Schlich­
tungsgespräch am 14.10., zu dem der 
Präsident des Landesarbeitsamtes 
Georg Fiedler einlud, scheiterte. Die 
streikenden Arbeiter beschlossen dar­
auf einstimmig, den Streik solange 
fortzusetzen, bis ein Tarifvertrag un­
terschrieben wird. Am 19.10. unter­
stützten 500 Gewerkschafter in einer 
Kundgebung in Bad Bramstedt die 
Streikenden. — (kaq) 

13. Gewerkschaftstag GGLF
Gegen ABM — für feste 
Arbeitsplätze im Forst

In seiner Begrüßungsrede auf dem 13. 
ordentlichen Gewerkschaftstag der 
GGLF (Gewerkschaft Gartenbau, 
Landwirtschaft und Forsten) sprach 
sich Bundesarbeitsminister Blüm ein­
deutig für den Ausbau von ABM-Stel­
len aus, das sei eine sinnvolle Sache. 
Hier mußte er scharfe Kritik von Sei­
ten der GGLF einstecken. Zahlreiche 
Anträge beweisen, daß die Beschäf­
tigten in diesen Bereichen dagegen 
sind. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

werden inzwischen so eingesetzt, daß 
zahllose Arbeiten, die von fest ange­
stellten Waldarbeitern oder Gärtnern 
geleistet werden könnten, in diese 
Maßnahmen fallen. Forderungen der 
GGLF hierzu: mehr qualifizierte Dau­
erarbeitsplätze, Umwandlung von 
ABM-Stellen in feste Arbeitsplätze.

Der zweite wichtige Punkt: die Be­
kämpfung des Waldsterbens. Hier ist 
die Haltung der GGLF sehr eindeutig 
und entschieden. Es werden sogar Dif­
ferenzen zu anderen Gewerkschaften 
(siehe IG Bergbau, Thema Buschhaus) 
in Kauf genommen. Kein Wunder, nir­
gendwo anders sind die Beschäftigten

Präsidium des 13. ordentlichen Ge­
werkschaftstages

so direkt betroffen, und zwar in allen 
Bereichen. So haben die Baumschäden 
z.B. allein im Raum Hamburg in einem 
Jahr bei bestimmten Laubbäumen um 
über 50% zugenommen.

Ganz eindeutig tritt die GGLF für 
das Verursacherprinzip ein, d.h. Ge­
setze zu schaffen, wobei das Wichtig­
ste die Umkehr der Beweislast sein 
wird: Wer die Umwelt belastet, muß 
nachweisen, daß hierbei kein Schaden 
entsteht. Einige Umweltforderungen: 
Einführung des Verursacherprinzips, 
Ausbau des Nahverkehrs, Verklap­
pungsverbot, allerdings kein Tempo 
100. Die Delegierten sehen dies nur 
als Empfehlung.

Beim Thema Umwelt dürfen auch 
die "Pflanzenbehandlungsmittel", die 
Gifte, nicht vergessen werden. Es 
geht nicht nur um Arbeitsplätze, son­
dern auch um die Gesundheit der An­
wender. Es gibt z.B. keine Untersu­
chungen über Krankheiten, die sich 
beim Umgang mit diesen Mitteln er­
geben. Bei der biologischen Bundes­
anstalt gibt es auch keinen Gewerk­
schaftsvertreter. Weiterhin fordert 
die GGLF ein Verbot aller dioxinhalti­
gen Stoffe, außerdem Verbot einer 
Produktionsverlagerung gefährlicher 
Stoffe in die Dritte Welt. Die GGLF 
wird Gelegenheit haben, ihre Forde­
rungen zu vertreten, eine Novellie­
rung des Pflanzenschutzgesetzes 
stehtjetzt an. — (bea)
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Metallindustrie NRW

Kapitalisten greifen Urlaub, Verdienst­
sicherung und weitere Ansprüche an

Essen. Bis vor kurzem fast unbeach­
tet auch in der gewerkschaftlichen 
Diskussion verhandelt die IG Metall in 
NRW über den Manteltarifvertrag für 
die metallverarbeitende Industrie. 
Seit dem Tarifkampf im letzten Jahr 
ist der Vertrag offen. Zwar wurden die 
Abschnitte über die Arbeitszeit im 
Juli 1984 abgeschlossen, die übrigen 
Teile außer den Urlaubsbestimmungen 
gelten jedoch nur "kraft Nachwir­
kung" fort und wurden zum "Gegen­
stand von Verhandlungen" erklärt.

Die IG Metall fordert einen einheit­
lichen Tarifvertrag für Arbeiter, An­

Bandarbeit in der Automobilindustrie. Die Kapitalisten wollen den tariflichen 
Sonderurlaub angreifen, ältere Beschäftigte gehören am Besten heraus­
gesäubert.

gestellte und Auszubildende. Im der­
zeit gültigen Manteltarifvertrag ist 
die Trennung in Beschäftigtengruppen 
zwar weitgehend aufgehoben, nicht 
jedoch in Bezug auf die Probezeit, den 
Kündigungsschutz und die Einführung 
von Kurzarbeit.

Die IG Metall ist offensichtlich da­
von ausgegangen, daß eine Anglei­
chung der Regelungen für Arbeiter an 
die etwas besseren für Angestellte 
leicht durchzusetzen ist. Stattdessen 
hat der Landesverband der Metall­
kapitalisten Anfang 1985 eigene Vor­
stellungen zum Manteltarifvertrag 
vorgelegt, die auf die Beseitigung 
wichtiger tariflicher Ansprüche zie­
len. Anfang Oktober hat die IG Metall 
erstmals ein Flugblatt hierzu heraus­
gegeben, das diese Punkte auch in die 
Mobilisierung zu den "Herbstaktio­
nen" einbringen sollte. Inzwischen ka­
men die Absichten der Kapitalisten 
auf zahlreichen Betriebsversammlun­
gen zur Sprache.

Angriff auf den Urlaub 
Die Kapitalisten wollen die tariflich 
gesicherten freien Tage für Ehe­
schließungen, Geburten u.ä. von drei 
auf zwei Tage, bzw. zwei auf einen 
Tag zusammenstreichen; die freien 
Tage für Silberhochzeit, Eheschlie­
ßung von Kindern u.ä. sowie für Um­
züge sollen ganz gestrichen werden. 
Die Begründung: Die Freistellungen 
seien bei einem viel geringeren Ur­
laubsanspruch als heute vereinbart 
worden. Im Kern geht es somit um den 
Urlaubsanspruch von 30 Tagen, der 
1978 durchgesetzt wurde und den Ka­

pitalisten von Anfang an ein Dorn im 
Auge war.

Die Verdienstsicherung soll 
weitgehend beseitigt werden 

Ältere Beschäftigte haben je nach Be­
triebszugehörigkeit ab 53 bis 55 Jah­
ren einen Anspruch auf ioo%ige Ver­
dienstsicherung, wenn sie sich aus ge­
sundheitlichen Gründen auf einen nied­
riger bezahlten Arbeitsplatz ver­
setzen lassen. Die Kapitalisten wollen 
die Verdienstsicherung mit tariflichen 
Lohnerhöhungen verrechnen. Die häu­
figsten Gründe überhaupt, der Wech­
sel von Akkord- in Zeitlohnarbeit, der 
Wegfall von Schichtarbeit oder Er­
schwernissen, sollen keinen Anspruch 
mehr begründen.

Damit nicht genug: Der Anspruch 
auf Verdienstsicherung soll sofort er­
löschen, wenn eine Berechtigung 
für vorgezogenes oder flexibles Al­
tersruhegeld besteht, ganz gleich, wie 
hoch der Rentenanspruch ist und ob er 
tatsächlich beantragt wird. Ältere 

und verschlissene Lohnabhängige sind 
für die Kapitalisten ohnehin nur ein 
Rationalisierungshindernis — also sol­
len sie für weniger Lohn arbeiten oder 
gleich hinausgeworfen werden.

Passend hierzu wollen die Kapitali­
sten Beschäftigten über 55 Jahren 
nicht mehr nur aus "wichtigem 
Grund", sondern auch "verhaltens­
bedingt" kündigen können. Für Be­
schäftigte, die eine Rente beantragen 
könnten, soll der Kündigungs­
schutz ebenfalls entfallen.

Das "Betriebsrisiko" — nicht 
etwa Sache der Kapitalisten

Auch von den Arbeitsgerichten bisher 
eindeutig unter "Betriebsrisiko" ein­
gestufte Fälle wollen die Kapitalisten 
in Zukunft vollständig auf die Lohn­
abhängigen abwälzen. Nur "geleistete 
Arbeit" soll bezahlt werden, so der 
Vorschlag für eine Einfügung in den 
Manteltarifvertrag, aus betrieblichen 
Gründen ausgefallene Arbeitszeit 
nicht mehr. Nachholschichten sollen 
nicht mehr mit den üblichen Über­
stundenzulagen von 25% bzw. ab der 
dritten Stunde 50% vergütet werden, 
sondern nur noch mit 15%.

"Flexi" und Beseitigung 
von Schut z vors ehr if t en

Die Probezeit soll von vier auf acht 
Wochen verlängert werden.

Die Entlassung von befristet ein­
gestellten Beschäftigten soll erleich­
tert werden, indem die Kündigungs­
fristen von 14 Tagen für Arbeiter und 
sechs Wochen für Angestellte in den 
ersten fünf Jahren der Beschäftigung 
noch verringert werden sollen. Hat 
der Kapitalist z.B. Auftragsspitzen 
durch zusätzliche Antreiberei schnel­
ler als geplant erledigt, kann er die 
"Aushilfen" noch schneller loswerden.

Schließlich soll die in §8 des Man­
teltarifvertrages festgeschriebene 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
beseitigt werden: In Vorausschau auf 
die Gesetzesvorhaben der Bonner Re­
gierungskoalition soll die tarifliche 
Bestimmung ersetzt werden durch die 
Aussage, daß die gesetzlichen Bestim­
mungen gelten.

Sowohl in den gerade abgeschlosse­
nen Verhandlungen im Metallhand­
werk NRW als auch in der Stahlin­
dustrie, für die der Manteltarifver­
trag ebenfalls noch offen ist, haben 
die Kapitalisten ganz ähnliche Vor­
stöße vorgetragen. Der nächste Ver­
handlungstermin für Metall ist am 
25.11. Abzusehen ist, daß die Kapita­
listen die Verhandlungen in die näch­
ste Lohnauseinandersetzung und 
eventuelle erneute Verhandlungen 
über die Arbeitszeit hineinziehen 
wollen und ihre Absichten zusammen 
mit weiterer Flexibilisierung hier ein­
bringen werden.
Quellenhinweis: Nachrichtendienst
Stahl- Metallindustrie des BWK— (wof)
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'‘Deutsche Jugend des Ostens"
Re vanchi sten-Kongreß 

“Junge Generation“

Karlsruhe. Im November will der 
Bund der Vertriebenen (BdV) in Karls­
ruhe den zweiten "Bundeskongreß der 
Jungen Generation" durchführen. Der 
erste Bundeskongreß fand 1984 statt. 
Ziel ist das "Heranziehen tragfähiger 
Nachfolger" für die "Erlebnisgenera- 
tion". Die Jugendorganisation der Re­
vanchistenverbände, die "Deutsche 
Jugend des Ostens = Deutsche Jugend 
in Europa" (DJO) hat stetig steigende 
Mitgliederzahlen: 1965 waren es 
154000, 1982 160000. Die DJO glie­
dert sich in zehn Landesverbände, 
einen Westberliner Verband und 16 
landsmannschaftliche Bundesgruppen. 
Die DJO wurde 1951 gegründet. Schon 
1965 waren 38% der in der DJO Orga­
nisierten weder selbst noch ihre El­
tern aus den früheren deutschen Ost­
gebieten noch den von deutschen Min­
derheiten bewohnten Regionen im 
ost- und südosteuropäischen Ausland. 
Auf der Landeskulturtagung im Okto­
ber 1965 wurde der Hoffnung Aus­
druck gegeben, daß durch die "Binnen­
deutschen" "im Zusammengehen, in 
der Vermischung mit Gleichaltrigen 
der Heimatvertriebenen das neue Volk 
entsteht ... Durch sie wird die Ver­
pflichtung gegenüber dem Osten ein 
gesamtdeutsches Anliegen." Und 1967 
deutlicher: "Aus der seinerzeit reinen 
Vertriebenengemeinschaft ist ein ge­
samtdeutscher Jugendbund geworden, 
der heute die einzige Jugendgemein­
schaft ist, die das Gefüge aller deut­
schen Stämme bewußt und in lebendi­
gen Gemeinschaften widerspiegelt."

1970 und 1971 stellten die "Natur­
freunde" und die DGB-Jugend Aus­
schlußanträge gegen die DJO aus dem 
Deutschen Bundesjugendring u.a. mit 
der Begründung, daß die DJO "chauvi­
nistische und revanchistische Politik" 
betreibe. Beide Male scheiterten die 
Anträge knapp.

1977 wurde der Zusatz "Deutsche 
Jugend in Europa" im Namen aufge­
nommen und die faschistische Rune 
durch eine Windrose im Verbandsab­
zeichen ersetzt. So soll die DJO vor 
allem auch für Jüngere "attraktiv 
werden, die keine Vertriebenen und 
Flüchtlinge sind, sich aber besonders 
auch in der Deutschland-Politik betä­
tigen wollen". Förderkreise für Abitu­
rienten und Studenten, Stipendien 
usw. an "begabte junge Landsleute" 
für Schrifttum, ausübende und bilden­
de Kunst, Wissenschaft und Volkstum­
pflege sollen die Sammlung junger Re­
aktionäre in der DJO forcieren. Enge 
Verbindungen bestehen mit der Pan­
europäischen Union, deren Vorsitzen­
der Otto v. Habsburg (CSU) ist, der 
"Konservativen Aktion" Richard Lö­
wenthals und der "Gesellschaft für

DJO in paramilitärischer Uniform auf 
Kundgebung der Paneuropäischen 
Union

Menschenrechte", die auf Aktionen 
gegen die DDR an der Berliner Mauer 
spezialisiert ist.

Die DJO wird es sein, die die "Fahne 
des Selbstbestimmungsrechts in die 
Hand ... nehmen und dereinst in die 
gemeinsame Heimat... tragen" wird, 
damit "die Hoffnung unserer Vertrei­
ber, die sudetendeutsche Frage werde 
sich durch ein allmähliches Ausster­
ben unserer Volksgruppe von selbst 
lösen ... nicht erfüllen" wird. Die 
DJO entpuppt sich als "Lebensborn" 
für die Revanchistenverbände der 
BRD.
(Zitate aus: Kreuzritter in Trachten, 
Urania-Verlag, DDR; verschiedene 
Ausgaben des "Der Pfeil, Organ der 
DJO) = (rub)

Afrika-Wochen
"Mit Hurra nach Afrika"

Veranstaltungen, Ausstellung

Schweinfurt. Unter obigem Titel 
führt die Dritte-Welt-Gruppe 
Schweinfurt vom 4.10. bis 9.11. 1985 
in Schweinfurt Afrika-Wochen durch. 
Anlaß der Afrika-Wochen ist der 100. 
Jahrestag der deutschen Kolonial­
herrschaft in Ostafrika (Tansania). Im 
Rahmen der Afrika-Wochen wurde 
eine Ausstellung der Arbeitsgemein­
schaft "Afrika und Kolonialismus", 
München, zur deutschen Kolonialherr­
schaft in Tansania gezeigt. Am 6.10. 
1985 referierte Herr Traore, Dozent 
in Bayreuth, über "Deutsche Kolonial­
literatur". Traore wies nach, daß die 
Ideen der damaligen Zeit noch nichts 
von ihrer Gültigkeit verloren haben 
und auch weiterhin die Beziehungen 
zwischen Afrika und Europa/Deutsch- 
land belasten. Am 13.10. 1985 sprach 
ein Vertreter des Büros der SWAPO in 
Bonn. Der SWAPO-Vertreter legte das 
Schwergewicht seiner Rede und Ant­
worten insbesondere auf die prakti­
sche Durchführung der UN-Resolu- 
tion, in der freie Wahlen für Namibia 

gefordert werden und die SWAPO zum 
rechtmäßigen Vertreter des Volks von 

•Namibia erklärt wird. Er wies alle 
Versuche der Einmischung in die inne­
ren Angelegenheiten Namibias zu­
rück. So antwortete er z.B. auf die 
"Befürchtung", daß die SWAPO in Na­
mibia einen marxistischen Kurs steu­
ern könnte, das Recht, sich mit dem 
Marxismus zu beschäftigen, lasse sich 
das Volk von Namibia nicht nehmen. 
Leider vermied es der SWAPO-Ver- 
treter weitgehend, auf die wirtschaft­
lichen und sozialen Verhältnisse in 
Namibia und auf das Programm der 
SWAPO einzugehen, wie auch die BRD 
und ihre Regierung kaum angegriffen 
wurden.

Ein im Publikum anwesender 
"Deutsch-Südwest-Afrikaner" von der 
Deutsch-Südafrikani sehen-Ge seil - 
schäft in Würzburg griff den "Terror" 
der SWAPO an und behauptete, es exi­
stiere keine Apartheid in "Deutsch- 
Südwest". Nach einigen Enthüllungen 
der deutschen Kolonialverbrechen in 
Namibia insbesondere durch Zuhörer 
zog sich der Kolonialist schnell 
zurück.

Die Marxistische Gruppe kritisierte 
bei der Diskussion insbesondere Bei­
träge von Zuhörern, die die SWAPO an 
den Idealen der "freiheitlichen Demo­
kratie" messen würden. Die DKP be­
mühte sich, die Unterstützung für Na­
mibia und Angola durch die Sowjet­
union hervorzuheben. Vom BWK ka­
men Beiträge zur Kontinuität der 
deutschen Verbrechen in Namibia und 
zur politischen und militärischen Ein­
mischung der CDU- und CSU-Stiftun- 
gen sowie der Bundesregierung in Na­
mibia.

In weiteren Veranstaltungen (Dia- 
Vorträge und Filme zu Tansania) wur­
de viel Material geliefert über die 
deutsche Kolonialherrschaft in Tansa­
nia wie auch über die aktuelle Einmi­
schung der BRD über den IWF in Tan­
sania. Mit jeweils ca. 30 bis 40 Zuhö­
rern waren die Veranstaltungen rela­
tiv gut besucht. — (kls)

Deutscher Kolonialist in Tansania
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Wohnverhältnisse in München

Statt Sozialwohnungsbau — Kauf von preiswerten NH-Wohnungen 
Mieter-Initiativen fordern gemeinnütziges Wohneigentum

München. Die SPD und ihr OB Kro­
nawitter haben sich bezüglich ihrer 
Wahlkampflosung (iooooo Mieter sind 
uns wichtiger als eine Handvoll Speku­
lanten) mit dem Kauf von 2093 Neue- 
Heimat-Wohnungen für insgesamt 165 
Mio. DM in Erinnerung gebracht und 
nicht nur bei den Mietern dieser Woh­
nungen den Eindruck erwecken kön­
nen, daß dieses Wahlversprechen von 
1984 eingehalten werde.

Auf einer Kundgebung der Mieter­
initiativen hat der SPD-Bürgermei­
ster Hahnzog diese "Rettungsaktion" 
als "ein Signal im Kampf um die Erhal­
tung von preiswertem Wohnraum" ge­
wertet. Da die SPD selber davon aus­
geht, daß "sich für die nächsten zehn 
Jahre ein drastischer Rückgang des 
Sozialwohnungsbestandes durch plan- 
und außerplanmäßige Rückzahlungen 
der Darlehen abzeichnet" und dies ein 
"Verlust von 40000 bis 50000 preis­
werter Sozialwohnungen" bedeuten 
wird, entsteht die spannende Frage an 
die kommunalpolitische Opposition, 
wie das Mietniveau wenigstens bei 
diesen Wohnungen gehalten werden 
kann. Der Kampf der Mieterinitia­
tiven Sendling, Giesing und Moosach 
zeigt nicht nur die Probleme von NH- 
Mietern auf, die es ja nicht mit einem 
Wohnungsspekulanten nach der Art ei­
nes Schörghuber zu tun haben, sondern 
auch die Situätion der Neuen Heimat 
mit ihrer Abteilung gemeinnütziger 
Wohnungsbau.

Steigende Realeinkommen — 
Geschäftsgrundlage der NHB

Der Geschäftsführer der Neuen Hei­
mat hat in einer Erklärung zum Ver­
kauf von über 300000 NH-Wohnungen 
auf die Finanzschwierigkeiten mit ge­
liehenem Geld hingewiesen: "Die Ge­
schäftspolitik der Neuen Heimat sei 
an bestimmte Voraussetzungen ge­
knüpft gewesen. Eine dieser Voraus­
setzungen war, daß die Realeinkom­
men der Arbeitnehmer regelmäßig 
wachsen, damit die durch Zinsen stei­
genden Mieten und Preise von ihnen 
gezahlt werden können. Diese Voraus­
setzungen seien jedoch zumindest seit 
dem Beginn der achtziger Jahre nicht 
mehr gegeben. Deshalb stehen Tau­
sende von großen und teuren Wohnun­
gen des sozialen Wohnungsbaus leer, 
aber auch hier fallen die Finanzie­
rungskosten an."

Die Forderungen der Mieter 
Die Mieter haben sich in den Mieter- 
Initiativen Sendling, Giesing und 
Moosach (drei Münchner Stadtteile) 
zusammengeschlossen und eine Un­
terschriftensammlung begonnen mit 
folgendem Wortlaut: "Wir fordern alle 

Verantwortlichen auf, mit uns Mie­
tern und den Mieter-Initiativen in 
Giesing, Moosach und Sendling alles 
Erdenkliche zu unternehmen, den Be­
stand der Wohnungen als gemeinnützi­
ges Wohnungseigentum zu sichern. 
Wenn die Neue Heimat dies nicht aus 
eigener Kraft bewältigen kann, muß 
die Landeshauptstadt München von ih­
rem Vorkaufsrecht Gebrauch machen. 
Darüber hinaus könnte die Stadt durch 
Erlaß einer Erhaltungssatzung Speku­
lanten vom Kauf der Wohnanlagen ab­
halten. Notfalls muß durch staatliche 
Zuschüsse geholfen werden, wie es 
auch in anderen Fällen praktiziert

Demonstration der Mieter für die Erhaltung ihrer Wohnungen als gemeinnützi­
ges Wohnungseigentum

wird, wenn das Wohl der Bürger es er­
fordert." In dieser Unterschriften­
sammlung werden dann auch alle Mie­
ter von Neue Heimat-Wohnungen, die 
momentan nicht vom Verkauf betrof­
fen sind, zur Solidarität und Mitarbeit 
aufgerufen. Parallel zu dieser Unter­
schriftensammlung, Einrichtung von 
Informations- und Alarm-Telefonen, 
Durchführung von Mieterversamm­
lungen und Plakataktionen erhielt 
auch der Geschäftsführer der Neuen 
Heimat Dr. D. Hoffmann ein langes 
Schreiben der Vereinigten Mieterin­
itiativen, in dem "auf das Schärfste 
gegen den Verkauf unserer Wohnun­
gen" protestiert wurde.

Protest gegen die NH
Dieses Schreiben gibt insbesondere 
darüber Auskunft, wie schon jahrelang 
um den Lebensstandard und die Wohn­
qualität gekämpft wurde und auch be­
zahlt werden mußte: "In diesen Woh­
nungen wohnen Betriebsräte, Vertrau­
ensfrauen und -männer, die in den Be­
trieben die Politik der Gewerkschaft 
umsetzen sollen. Wie das in Zukunft 

geschehen soll, wenn Du uns das 
Grundrecht zum Wohnen nimmst, ist 
uns ein Rätsel ... Später, als alle et­
was Geld hatten, wurden Ölöfen und 
Bäder auf eigene Kosten montiert. 
Wiederum später— vor einigen Jahren 
haben sich die Mieter Gasheizungen — 
wiederum auf eigene Rechnung — 
Warmwasser, schöne Bäder mit Flie­
sen, z.T. sogar neue Türen mit Zargen 
einbauen lassen. Man kann sagen, daß 
viele Mieter einige 10000 DM inve­
stiert haben.

Kurze Zeit darauf hat die NHB alles 
herausgerissen und 'neu saniert'. Die 
NHB hat aber nur das billigste Materi­

al angeboten, so daß viele Mieter wie­
derum Eigenleistungen von einigen 
Tausend Mark erbrachten, um ihren 
alten Wohnstandard zu erhalten.

Als Dank für die Eigenleistungen 
bekamen wir von der NHB noch eine 
Mieterhöhung.

Und dann der große Hammer— Euer 
Vertrauensbruch mit 'unseren Woh­
nungen', die Ihr verkaufen wollt.

Nun, Kollege Hoffmann, Du wirst 
verstehen, daß wir das alles nicht 
kampflos aufgeben__ "

Neben der Unterschriftensammlung 
an den Münchner OB Kronawitter und 
den Stadtrat, diesem Brief an die 
Neue Heimat, in dem im weiteren 
noch gefordert wird, diesen Beschluß 
rückgängig zu machen und sich statt­
dessen von anderen Objekten zu tren­
nen, erhielt auch Ministerpräsident 
F.J. Strauß einen eingeschriebenen 
Brief der Mieterinitiativen.

Brief an F.J. Strauß
Darin heißt es: "Genauso wie Sie 
BMW, MBB und anderen Großunter­
nehmen halfen, könnten Sie im Rah-
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men Ihrer Möglichkeiten der Neuen 
Heimat helfen. Im Gegensatz zur In­
dustrie brauchen Sie uns ja nichts zu 
schenken, wir zahlen alles zurück, 
aber 'halt langsam1." Der bayerische 
Ministerpräsident verhielt sich einige 
Tage später zum Fall Neue Heimat, 
erklärte, die Mieter nicht im Stich zu 
lassen und regte in einem Brief an die 
Versicherungskammer und die Lan­
desbank zum Wohnungskauf durch die­
se Finanzkapitalisten an: "Meines Er­
achtens ist dies eine gute Gelegen­
heit, preiswerte Wohnungen zu erwer­
ben und gleichzeitig die betroffenen, 
meist älteren oder einkommens­
schwachen Mieter vor späteren, nicht 
mehr tragbaren Mieterhöhungen oder 
Umwandlungen in Eigentumswohnun­
gen zu schützen." Gegen den Ankauf 
durch die Stadt München argumen­
tierte er in einem Schreiben an die 
CSU-Stadtratsfraktion: "Ein Ankauf 
mit Mitteln aus dem Topf für den Neu­
bau von Sozialwohnungen hätte den 
großen Nachteil, daß dies zu Lasten 
des Neubaus von Sozialwohnungen 
ginge und damit für die derzeit in ei­
ner sehr schwierigen Lage befindliche 

Bauwirtschaft wertvolle Aufträge in 
entsprechender Höhe entfallen wür­
den."

Aussichten
Bei dieser Größenordnung von 2100 
Wohnungen und einem Betrag von 165 
Mio. DM reichte der "Topf für den 
Neubau von Sozialwohnungen" noch 
aus. Wenn in den nächsten Jahren je­
doch bis zu 50000 Sozialwohnungen 
wegfallen, wie können dann Mietstei­
gerungen verhindert werden?

Die DKP— eine der Organisationen 
der linken Opposition, die sich mit der 
Wohnsituation schon seit Jahren be­
schäftigt- hat jetzt im Rahmen eines 
"Beschäftigungsprogramms der Stadt" 
den Vorschlag gemacht: "Eine Erhö­
hung der Gewerbesteuer auf den Satz 
von Frankfurt würde 145 Mio. DM zu­
sätzlich einbringen. Mehr zahlen müß­
ten in erster Linie die 100 größten Be­
triebe, die kleineren sind weitgehend 
von, der Gewerbesteuer befreit. Mit 
diesem Geld könnten jährlich 1200 So­
zialwohnungen zusätzlich gefördert 
werden ... Durch Mietstopp und eine 
soziale Gebührenpolitik muß ein Bei­

trag zur Erhaltung und Stärkung der 
Massenkaufkraft geleistet werden ... 
Beschäftigungspolitische Forderun­
gen von DGB und Bürgerversammlun­
gen wie etwa nach einem Sofortpro­
gramm zum Bau von 8000 Sozialwoh­
nungen wurden in den Etatberatungen 
sowie im mittelfristigen Investitions­
programm bewußt ignoriert ..." Die 
Anhebung der Reallöhne und hier ins­
besondere der unteren Lohngruppen — 
ebenfalls müßten die großen Konzerne 
am meisten bezahlen— wäre zu dieser 
Steuerforderung mindestens gleich­
rangig zu behandeln, denn auch die So­
zialwohnungsmieten sind hoch und 
können von den gedrücktesten Teilen 
der Arbeiterbevölkerung nicht be­
zahlt werden. Verhindert werden 
könnte hierdurch, daß der Wohnstan­
dard für Teile der Arbeiter noch 
schlechter wird.
Quellenhinweis: Flugblätter der Mie­
terinitiativen, Süddt. Ztg. der letzten 
vier Monate, Extraausgabe der DKP- 
Betriebszeitungen, Schwarzbuch über 
Mietwucher und Wohnungs-Spekulan­
ten, Statistisches Jahrbuch München 
1984 — (dil,pek)

Wohngelderhöhung und Abbau 
von Sozialwohnungen

Am 1.1.86 tritt das neue Wohngeld­
gesetz in Kraft:

— Die Maximaleinkommen mit 
Wohngeldanspruch werden um gut 
21% erhöht: für Einpersonenhaushal­
te von 1020 DM auf 1240 DM "Net- 
to"-Einkommen (die Netto-Berech­
nung des Wohngeldgesetzes ent­
spricht in etwa dem steuerlichen 
Nettoeinkommen), für 2-Pers.- 
Haushalte von 1440 auf 1760 DM, 
für 3-Pers.-Haushalte von 1800 auf 
2180 DM, für 4-Pers.-Haushalte von 
2360 auf 2860 DM und für 5-Pers.- 
Haushalte von 2680 auf 3260 DM. 
Etwa 35% aller Privathaushalte in 
Bayern hatten 1984 ein Nettoein­
kommen unterhalb dieser Grenzen.

— Zweitens werden erhöht die 
Höchstmieten, die mit Wohngeld 
noch bezuschußt werden, und zwar 
um bis zu 20% je nach durchschnittli­
chem Mietniveau am jeweiligen 
Wohnort. So steigen z.B. in München 
die geförderten Höchstmieten in 
Neubauten für Einpersonenhaushalte 
von 370 auf 455 DM, für 2-Pers.- 
Haushalte von 480 auf 590 DM, für 3- 
Pers.-Haushalte von 580 auf 700 
DM, für 4~Personen-Haushalte von 
675 auf 815 DM und für 5-Pers.- 
Haushalte von 770 auf 930 DM.

— Drittens werden innerhalb dieser 
Einkommens- und Mietobergrenzen 
die Wohngeldzahlungen erhöht, und 
zwar umso mehr, je näher die jewei­
lige Miete an der Förderhöchstgren­
ze liegt: Ein Alleinstehender mit 
1000 DM "Netto"-Einkommen und 
300 DM Miete erhält nach altem 

Recht kein Wohngeld, ab 1986 erhält 
er 39 DM, bei einer Miete von 400 DM 
erhält er jetzt 27, künftig 88 DM und 
bei 500 DM Miete und darüber steigt 
das Wohngeld von bisher irj DM auf 
künftig 117 DM.

Ein 3-Personenhaushalt mit 1500 
DM "netto" und einer Miete von 400 
DM erhält jetzt 45 DM Wohngeld, ab 
1986 81 DM, bei einer Miete von 600 
DM jetzt 119, künftig 188 DM Wohn­
geld und bei einer Miete von 700 DM 
und darüber jetzt 119, künftig 241 
DM.

Im letzten Fall beispielsweise — 
1500 DM "Netto'-Einkommen, 700 
DM Miete, dreiköpfiger Haushalt — 
führt die Wohngelderhöhung zu einer 
Nettoeinkommenserhöhung um 8% 
und zu einer Erhöhung des verfügba­
ren Einkommens nach Abzug der Mie­
te um 15%.

*
Klar ist: Mit dieser Wohngelderhö­

hung will die CDU/CSU bei den anste­
henden Landtags- und Bundestags­
wahlen einen größeren Propaganda­
coup landen. Dieser Coup wird auch 
gelingen, wenn die Opposition nicht 
Umfeld ‘ und Hintergründe dieser 
Wohngelderhöhung aufklärt und an­
greift. Dazu einige Tatsachen: 
Tatsache 1:
Die qm-Mieten freifinanzierter Woh­
nungen sind in München laut offiziel­
lem Mietspiegel der Stadt auf durch­
schnittlich 13 DM für Wohnungen über 
85 qm bis 19 DM für Wohnungen unter 
30 qm gestiegen. Die Verbände der 
Haus- und Grundbesitzer beklagen 
sich, daß Neubauwohnungen mit qm- 
Mieten bis zu 20 DM "nicht mehr ab­
setzbar" seien. Der bayerische Haus­

und Grundbesitzerverein forderte im 
April dieses Jahres: Der Mieter­
schutz müsse erheblich einge­
schränkt und der soziale Wohnungs­
bau vollkommen aufgegeben wer­
den, nur dann könne der Mietwoh­
nungsbau wieder "belebt" werden. 
Tatsache 2:
Die Bundesregierung hat seit 1984 
den sozialen Mietwohnungsbau dra­
stisch eingeschränkt. 1984 wurden 
öffentliche Förderungsmittel nur 
noch für etwa 39000 Mietwohnungen 
bewilligt gegenüber 58000 noch 
1983. Die qm-Mieten freifinanzier­
ter Wohnungen lagen 1982 in Bayern 
durchschnittlich um 7% über den 
Mieten öffentlich geförderter Woh­
nungen, bei Wohnungen unter 40 qm 
lagen die Mieten der freifinanzier­
ten um 45%, bei Wohnungen zwi­
schen 40 und 80 qm um 9% über den 
Mieten öffentlich geförderter Woh­
nungen.
Tatsache 3:
Die Bundesregierung ist 1983 ange­
treten mit dem Anspruch, durch 
"marktwirtschaftliche Regelungen 
für das Mietrecht" — Zeitmietver­
träge, Staffelmleten, Mieterhöhun­
gen bis zu 30% in drei Jahren— Inve­
stitionen im Wohnungsbau zu fördern 
(Regierungserklärung). Der Deut­
sche Mieterbund weist in seiner Bro­
schüre zum neuen Wohngeldgesetz 
darauf hin, daß seit der letzten Erhö­
hung des Wohngeldes— das war 1981, 
also vor fünf Jahren— die Mieten im 
Bundesdurchschnitt um 20% gestie­
gen seien.
Quellen: Wohngeld 86 herausgegeben 
vom Deutschen Mieterbund, Bayern 
in Zahlen 10/84
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2x12 Std. am 
Wochenende 

Hamburg. Die Beiersdorf 
AG hat beim Gewerbeauf­
sichtsamt die Genehmigung 
für Wochenendschichten be­
antragt. Es sollen 28-Std.- 
Arbeitsverträge abge­
schlossen werden mit 12- 
Std.-Schichten nur am Wo­
chenende und einer 8-Std.- 
Schicht alle 14 Tage. Der 
zuständige Senator hat Ge­
nehmigung zugesagt unter 
der Voraussetzung, daß es 
zu Neueinstellungen
kommt. Die IG Chemie äu­
ßert sich ähnlich. Die Kapi­
talisten setzen nun in Ham­
burg eine Kampagne in Gang 
mit dem Ziel, daß Wochen­
endschichten u.a. zur "Nor­
malität” werden.— (wal)

Druck: Arbeitszeiten 
vorwiegend flexibel 

Ulm. In 38 Druckbetrieben 
mit insgesamt ca. 3300 Be­
schäftigten im Bereich Süd­
ost-Württemberg waren die 
Betriebsvereinbarungen zur 
neuen Arbeitszeit bis An­
fang Mai 85 abgeschlossen 
bzw. kurz vor dem Ab­
schluß. In 11 Betrieben wur­
de keine Flexibilisierung 
festgeschrieben, d.h. regel­
mäßige Verkürzung der Wo­
chenarbeitszeit bzw. Ver­
kürzung zwei wöchentlich 
um 1 1/2 bzw. 3 Stunden für 
alle. Die restlichen 27 Be­
triebsvereinbarungen ent- 

USA: Die 70000 Arbeiter des Chrysler-Automobilkonzerns 
beendeten nach acht Tagen am 23.10. ihren Streik. Die Au­
toarbeitergewerkschaft UAW hatte die Angleichung der 
Löhne an die der Arbeiter von Ford und GM, eine Ein­
schränkung der Auslagerung von Arbeit und keine Stille­
gung von Werken gefordert. Die Arbeiter erhalten über die 
dreijährige Laufzeit des Vertrages 8% mehr Lohn. Jeder 
erhält eine Einmalzahlung von 2100 $. Eine Gleichstellung 
der Tariflöhne mit denen der anderen Autoarbeiter ist da­
mit aber nicht erreicht. Die Kapitalisten erklärten, wäh­
rend der Laufzeit in den USA keine Werke schließen zu 
wollen. Bild: Streikposten. — (gba)

Seit 6 Monaten gibt es im 
Erwerbsgartenbau keinen 
Tarifabschluß. Die GGLF 
startete am 21.9. ihre erste 
Aktion anläßlich der Gärt­
nerbörse in Hamburg, die 
zweite am 10.10. mit über 
70 Kollegen vor dem Ham­
burger Blumengroßmarkt. 
Alle drei Tore wurden be­
setzt und mit Flugblättern 
die Verzögerungstaktik des 
Gartenbauverbandes ange­
griffen. Am 19.10. in Berlin 
anläßlich des Deutschen 
Gartenbau-Tages gelang es, 
die Hauptredner Kohl und 
Diepgen würdig zu empfan­
gen. — (bea)

halten eine Vielzahl (insge­
samt 42) von Regelungen, 
meist unterschiedlich für 
einzelne Abteilungen: 1 Re­
gelung bezieht sich auf ver­
änderte Pausen, 3 schreiben 
unterschiedliche, saisonale 
Wochenarbeitszeiten fest, 3 
beziehen sich auf Brük- 
kentage, 5 regeln eine Ver­
kürzung unterschiedlich für 
einzelne Abteilungen, 13 
beinhalten freie Tage (auch 
produktionsbedingt) und 17 
schreiben die wöchentliche 
bzw. zweiwöchentliche Ver­
kürzung nur für einzelne 
Abteilungen fest. Bis zum 
Mai 85 ist nur in einem Be­
trieb der "Aktive Beschäfti­
gungseffekt" durch Über­
nahme eines Azubi und 
Nicht-Kündigung eines Kol­
legen festzustellen.— (knr)

Warnstreiks bei 
Brauereien

Köln. Die Gewerkschaft 
Nahrung, Genuß, Gaststät­
ten (NGG) hatte die Be­
schäftigten der 75 nord­
rhein-westfälischen Braue­
reien für den 24.10.85 zu 
Warnstreiks aufgerufen, da 
die Tarifverhandlungen mit 
dem Arbeitgeberverband 
Rheinisch-Westf älisc her 
Brauereien und Mälzereien 
am 17.10.85 nach der drit­
ten Verhandlungsrunde ge­
scheitert waren. Die NGG 
hat 5,5% mehr Lohn gefor­
dert, die Kapitalisten nur 
2,9% geboten. Allein in Köln 
streikten über 860 Beschäf­
tigte von zehn Brauereien. 
Aus Düsseldorf und Dort­
mund wurden ebenfalls 
Streiks gemeldet. — (rub)

Massenentlassungen 
bei Hertie geplant 

Dortmund. Der Kaufhaus­
konzern Hertie will 1986 die 
Häuser in Dortmund, Ca­
strop-Rauxel und Wanne- 
Eickel schließen, 20 weitere 
Filialen sollen "rationali­
siert" werden. 900 Arbeiter 
und Angestellte sind von 
Entlassung bedroht. Diese 
Vorstands-Pläne waren zu­
nächst nur gerüchteweise 
durchgedrungen, woraufhin 
die Belegschaft in Dort­
mund zwei Betriebsver­
sammlungen während der 
Arbeitszeit, eine davon auf 
der Straße, durchführte. 
Während der DGB-Kundge­
bung am 19.10. demon­
strierte die Belegschaft vor 
dem Kaufhaus. 150 Beschäf­
tigte aus den drei genannten 
Filialen protestierten in 
Frankfurt am Sitz des Kon­
zerns. In Castrop-Rauxel 
wurden 10000 Unterschrif­
ten gegen die Schließung ge­

sammelt, in Dortmund bis­
lang 2000. HBV und Be­
triebsrat wollen weiter mit 
dem Vorstand verhandeln 
und haben Aktionen wie Be­
triebsbesetzungen angekün­
digt. Die IHK beklagte 
"mangelndes Taktgefühl" 
des Konzerns. — (Mak)

Flexible 
Arbeitszeit 

Freiburg. Das Rektorat 
der Universität versucht, 
bei der Neubesetzung einer 
Stelle in der Telefonver­
mittlung unbezahlte Rufbe­
reitschaft durchzusetzen. 
Die freigewordene Ganz­
tagsstelle sollte mit zwei 
Halbtagskräften besetzt 
werden. Diese mußten sich 
verpflichten, bei "Unterbe­
setzung" der Vermittlung 
kurzfristig Arbeitszeiten 
außerhalb ihrer Schicht zu 
akzeptieren. Ihnen kann ei­
ne halbe Stunde vor Arbeits­
beginn mitgeteilt werden, 
daß sich für sie Arbeitsbe­
ginn und -ende um zwei 
Stunden verschieben. Der 
Personalrat hat der Einstel­
lung nicht zugestimmt.
- (uni)

Bosch verlangt 
Zeitverträge 

Stuttgart. 100 befristete 
Einstellungen wollte die Ge­
schäftsleitung von Bosch in 
Feuerbach vornehmen. 
Nach Ablehnung durch den 
Betriebsrat verlangte Bosch 
65 befristete Einstellungen. 
Wieder verweigerte der Be­
triebsrat die Zustimmung. 
Jetzt drängt Bosch auf zehn 
befristete Einstellungen und 
droht mit dem Arbeitsge­
richt. Die IG Metall Stutt­
gart fordert alle Betriebsrä­
te auf, Zeitverträgen aus­
drücklich die Zustimmung 
zu verweigern.— (ros)
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Isolationshaft

Wer zum Hungerstreik greift, 
wird für verrückt erklärt

Freiburg. Am 4. Oktobergingen sechs Gefangene in der 
Vollzugsanstalt (JVA) Freiburg in den Hungerstreik, um 
gegen die Isolationshaftbedingungen, denen sie unterwor­
fen sind, ihre Forderungen durchzusetzen. Seit August 
1985 gibt es in der Freiburger JVA eine sogenannte "ge­
schlossene Abteilung", deren Auflösung die Gefangenen in 
einer Presseerklärung fordern. Darin heißt es u.a.:

"Diese Abteilung dient nach Lesart der Anstaltsleitung 
zur Unterbringung von Gefangenen, die die Sicherheit und 
Ordnung innerhalb der Anstalt gefährden. Die Unterbrin­
gung in dieser Station sei keine Bestrafung des betroffenen 
Gefangenen; vielmehr stelle die Praxis der 'geschlossenen 
Abteilung' den 'Normalvollzug' dar.

Tatsächlich befinden sich in der 'geschlossenen Abtei­
lung' ausschließlich solche Gefangene, bei denen in den 
Augen der Anstaltsleitung besondere Fluchtgefahr be­
steht, die sich der Zwangsarbeit verweigern oder die Ver­
stöße gegen die Hausordnung ... begangen haben. Insofern 
stellt die 'geschlossene Abteilung' sehr wohl ein Instru­
ment zur Disziplinierung und Einschüchterung von Gefan­
genen dar.... Die Insassen der 'geschlossenen Abteilung' 
sind von den übrigen Gefangenen des Gefängnisses völlig, 
untereinander weitestgehend isoliert, bis auf zwei Ausnah­
men befinden sie sich in Einzelhaft. Die 'geschlossene Ab­
teilung' erfüllt dann auch alle Kriterien der Isolationshaft 
in sog. Hochsicherheitstrakten, die ja schon von der Ver­
folgung der Angehörigen der Roten Armee Fraktion her 
hinreichend bekannt ist. Die seit langem gehegte Befürch­
tung, daß die besonderen Vollzugsmaßnahmen gegen die 
Angehörigen der RAF zum allgemeinen, auch nicht-politi­
sche Gefangene (bzw. sozialpolitische Gefangene) betref­
fenden Standard erhoben werden könnten, scheint sich an­
gesichts steigender Kriminalität infolge wachsender wirt­
schaftlicher Rezession und rapidem Sozialabbau zu erfül­
len."

Die Gefangenen sind 23 Stunden am Tag isoliert; sie ha­
ben eine Stunde Hofgang, der bei Regen ausfällt. Sie sind 
vom sog. Sporthof und von allen Gemeinschaftsveranstal­
tungen ausgeschlossen. "So kam es in der vergleichsweise 
kürzeren Zeit des Bestehens der hiesigen 'geschlossenen 
Abteilung' schon mehrfach zu Zerstörungen von Zellenin­
ventar (das übrigens festgeschraubt ist) und auch von eige­
ner Habe sowie zu Selbstverstümmelungen und Selbst­
mordversuchen" (ebda.).

Nachdem die Anstaltsleitung in einem Interview im 
"Stadtradio" zunächst so tat, als wüßte sie nichts vom Hun­
gerstreik, wurde am 10. Oktober einer der Gefangenen in 
das Justizvollzugskrankenhaus Hohenasperg verlegt, ob­
wohl keine Anhaltspunkte für irgendwelche Gesundheits­
beeinträchtigungen vorlagen. In einer Presseerklärung sei­
nes Verteidigers heißt es dazu:

"Vielmehr wird sich von Seiten der Anstalt darauf beru­
fen, man habe die Erfahrung, daß bei einer Wegverlegung 
kurz nach Beginn des Hungerstreiks der Wegverlegte den 
Hungerstreik aufgäbe. Wenn er bei einer Rückverlegung in 
die JVA Freiburg kurz darauf den Hungerstreik wieder auf­
nähme, dann würde er eben 'ein bißchen hin- und hergefah­
ren'. Hier wird also unter dem Deckmantel einer medizini­
schen Maßnahme versucht, den Hungerstreik zu brechen, 
ohne in irgendeiner Weise sich den Forderungen der Gefan­
genen zu stellen."

Am 14.10. besetzten 24 Menschen die Dächer des Fi­
nanzamts und des Physikalischen Instituts mit der Forde­
rung nach Auflösung der "geschlossenen Abteilung". Inner­
halb der JVA schlossen sich beim Hofgang ca. 100 Gefan­
gene der Forderung an und weigerten sich, in ihre Zellen 
zurückzukehren; gegen sie ist inzwischen ein Ermittlungs­

verfahren wegen "Gefangenenmeuterei" eingeleitet wor­
den.

Verhandlungen zwischen der Anstaltsleitung und drei ge­
wählten Sprechern der Gefangenen scheiterten: Der An­
staltsleitung wurde vom Justizministerium Baden-Würt­
temberg untersagt, die restlichen vier Gefangenen aus der 
"geschlossenen Abteilung" zu den anderen Gefangenen zu 
verlegen.

Am 15.10. wurde eine Kundgebung vor der JVA gegen die 
Isolationshaft von der Polizei mit Schlagstöcken aufge­
löst: Ohne Aufforderung seitens der Polizei, die Kundge­
bung zu beenden, wurden fünf Menschen festgenommen 
und inhaftiert und erst am nächsten Tag wieder freigelas­
sen. Begründung des Ordnungsamtes: Man würde sie erst 
wieder rauslassen, "bis wieder Ruhe in der Stadt einge­
kehrt ist".

Gleichzeitig teilte das Justizministerium mit, daß die 
beiden nach Hohenasperg verlegten Gefangenen ihre Rest­
strafe nicht in Freiburg, sondern in Mannheim und Lud­
wigsburg absitzen sollen. Einer der beiden war mit vier 
psychisch schwer kranken Männern eingesperrt gewesen. 
Begründung: Bei Hungerstreikenden werde zunächst ein­
mal von einer "geistigen Gestörtheit" ausgegangen.

In einem Schreiben vom 15.10. forderte der Landtagsab­
geordnete der GRÜNEN, Thilo Weichert, nach einem Be­
such bei den Gefangenen in der Isolationshaft die Auflö­
sung der "geschlossenen Abteilung".

In einem Schreiben von Thilo Weichert an den Leitenden 
Oberstaatsanwalt heißt es: "Nach § 121 StGB (Meuterei) 
ist Voraussetzung für eine Gefangenenmeuterei, daß die 
Gefangenen einen Amtsträger mit Gewalt zu einer Hand­
lung, Duldung oder Unterlassung nötigen. Dies war nach 
meinen eigenen, vor Ort gemachten Wahrnehmungen je­
doch nicht der Fall. Die Gefangenen setzten sich völlig ge­
waltfrei und ohne Androhung irgendeines Übels auf den 
Gefängnishof und forderten die Anstaltsleitung zur Ab­
schaffung der seit dem 12.8.1985 eingerichteten 'geschlos­
senen Abteilung' auf... Nach der bisherigen Rechtspre­
chung ... ist dieses Verhalten eindeutig straffrei."

Polizei und Justiz sprechen also Gefangenen das Recht 
ab, gegen Haftbedingungen mit dem Mittel des Hunger­
streiks zu kämpfen; sie werden für verrückt erklärt. Für 
diejenigen, die sich der Forderung nach Abschaffung der 
Isolationshaft anschließen, hält man das Mittel der Vor­
beugehaft bereit unter Umgehung des Versammlungsge­
setzes, nach dem auch Spöntankundgebungen erlaubt sind; 
sie werden zur "kriminellen Vereinigung" erklärt. Das alles 
sind Ansätze in Richtung "Ausmerzung von Volksschädlin­
gen". — (ulb)

Aktion auf dem Dach des Finanzamts zur Unterstützung 
der Forderung nach Abschaffung der Isolationshaft
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Bücher

Neuere Literatur 
aus der DDR

"Montageroman" von 
Irmtraut Morgner

Irmtraut Morgner strengt 
sich an, die gesellschaftli­
chen Verhältnisse in der 
DDR unter dem Gesichts­
punkt zu untersuchen, wie 
weit es gelungen ist, die 
Frauen zu gleichberechtig­
ten Menschen zu machen. 
Zur augenfälligen Erkun­
dung für den Leser schickt 
sie eine Außenstehende los, 
eine mittelalterliche Min­
nesängerin aus der Proven­
ce, die wie Dornröschen 
Jahrhunderte verschlafen 
hat, um nach dem Erwachen 
festzustellen, welche Fort­
schritte die Menschen ge­
macht haben. Beatriz de Dia 
stürzt sich in den Pariser 
Mai und wird Anarchistin, 
die Gewalt gegen Sachen. 
Ihre Bekanntschaft mit ei­
nem Funktionär aus der 
DDR weckt ihre Sehnsucht 
nach diesem Land, in dem es 
den Frauen anscheinend gut 
geht. Nach der Flucht dort­
hin werden ihre Wünsche 
kontrastiert mit derLebens- 
geschichte einer Frau, die, 
gebunden an Mann und Kin­
der, mit ihrem Studium 
nichts anfangen konnte, auf 
Baustellen arbeitete und 
schließlich Stadtbahnzüge 
fuhr. In die Lebensgeschich­
te dieser Laura sind Aus­
schnitte aus den Erlebnissen 
anderer Menschen verfloch­
ten, ihrer Familie und ihrer 
Männer. Alle diese Bauteile 
lötet die Verfasserin zusam­
men zu einem Bild, das die 
gesellschaftlichen Schwie­
rigkeiten von Frauen und 
Männern wiedergibt. Sie 
kommt zu dem Schluß, daß 
in Richtung Emanzipation 
der Frau zwar viel erreicht 
worden ist, daß die Gesetze 
des Staates, die diese för­
dern sollen, in Ordnung sind, 
daß aber die Menschen sich 
nicht so schnell von kultu­
rell eingefleischten Sitten 
freimachen können. Sie 
schildert deren Leiden mit 
Anteilnahme. Folgerichtig 
muß die Trobadora am 
Schluß sterben und kann erst 
im folgenden Buch, dem 
Fortsetzungsroman "Aman­
da”, auferstehen zu einer 

erneuten Besichtigung der 
Verhältnisse.

Den "Montageroman", den 
die Spielfrau Laura im Buch 
im Auftrag der Trobadora 
dem Aufbau-Verlag anbie­
tet, hat Irmtraut Morgner 
damit selber geschrieben. 
Sie benutzt die Methode, 
kurze Texte aus der Erfah­
rung und Sichtweise ver­
schiedener Personen gegen­
einander zu versetzen, ohne 
sie im einzelnen zu begrün­
den. Im Inhalt entsprechen 
diesem Verfahren phanta­
stische und realistische,

Christa Wolf

epische und lyrische Stücke. 
Ähnlich wie in romantischen 
Romanen, die mit solchen 
Verfremdungen durch Kon­
traste, Einschübe, Rück­
griffe arbeiten, gewinnt sie 
die Möglichkeit, dem Leser 
die Herleitung des Geheim­
nisvollen aus dem gewöhnli­
chen Leben zu überlassen. 
Sie bringt ihn darüber hinaus 
zum Nachdenken über das 
Gewöhnliche. Sie versucht, 
Gerechtigkeit gegen jeder­
mann zu üben und zu erklä­
ren, warum die Verhältnisse 
trotz Anstrengung noch 
nicht besser sein können, 
besteht aber auf Kritik, daß 
die Frauen noch immer be­
sonders unterdrückt sind 
und daß sich das ändern 
muß, bevor von freien Ver­
hältnissen die Rede sein 
kann. (Irmtraut Morgner, 
Leben und Abenteuer der 
Trobadora Beatriz nach 
Zeugnissen ihrer Spielfrau 
Laura, Roman in dreizehn 
Büchern und sieben Inter­
mezzos, Samml. Luchter- 
hand 223, 16,80 DM— anl)

"Das Vergangene 
ist nicht tot"

Christa Wolf sagt selber 
über ihr Buch "Kindheitsmu­
ster": "Es ist ein großes The­
ma, den Reifeprozeß dieser 
meiner Generation zu ver­
folgen, auch die Gründe zu 
suchen, wenn er ins Stocken 
kam. Für diejenigen, die in 
der Zeit des Faschismus 
aufwuchsen, kann es kein 
Datum geben, von dem ab 
sie ihn als ’bewältigt’ erklä­
ren können." Die Autorin 
unternimmt den Versuch, 
ihre Kindheit und frühe Ju­
gend zu reflektieren (1945 
sechzehn Jahre alt). Schlag­
lichter: Die Eltern Nellys 
(C.W.) haben einen kleinen 
"Kolonialwarenladen", sie 
sind keine Faschisten, aber 
vollziehen den .Eintritt in 
die NSDAP über die 
Zwangseingliederung des 
Sportvereins "Marine­
sturm", in dem der Vater 
Mitglied ist, mit Erleichte­
rung ("der unvermeidliche 
Schritt ist getan, ohne daß 
man ihn hat selber tun müs­
sen"), ja Freude ("gutes Ge­
wissen" ... man hätte "fol­
genlos nicht ablehnen kön­
nen; welche Folgen? Zu ge­
nau gefragt"), "Überein­
stimmungsglück (es ist nicht 
jedermanns Sache, draußen 
zu stehen)". Die Familie 
liest regelmäßig den "Gene­
ral-Anzeiger", in dem am 
21. März 1933 die Gründung 
des KZ Dachau mit einem 
Fassungsvermögen für fünf­
tausend "arbeitsscheue, ge­
meingefährliche und poli­
tisch unzuverlässige Ele­
mente" ordnungsgemäß be­
kannt gegeben wird. Man 
hat nichts gewußt? Nelly ist 
Jungmädelscharführerin in 
der Hitler-Jugend, hängt 
mit Hingabe an der Lehrerin 
und überzeugten Natio­
nalsozialistin Dr. Juliane 
Strauch, glaubt bedingungs­
los an "den Führer". Als sie 
von ihrer Freundin, Klassen­
kameradin, das "schauer­
liche Geheimnis" erfährt, 
daß deren Familie kommu­
nistisch ist, verrät sie es 
niemand.

Beschreibung (der Ver­
gangenheit) und Reflektion 
(beim Schreiben zusammen 
mit Ehemann H., Bruder 
Lutz und Tochter Lenka) ge­
hen ineinander über. Die 
Schwierigkeit des Unter­
fangens wird mit aufge­
zeichnet. Ihre Angst davor, 
"zuviel zu erfahren und in 

eine Zone von Nichtüberein­
stimmung gedrängt zu wer­
den, deren Klima ihr nicht 
zu ertragen gelernt habt". 
Sie schreibt gegen Kon­
formismus und die wohlfeile 
Haltung "nichts gewußt", 
"nicht beteiligt". "Haben 
wir uns nicht vielleicht des­
halb angewöhnt, den Fa­
schismus als ein ’Phänomen1 
zu beschreiben, das außer­
halb von uns existiert hat 
und aus der Welt war, nach­
dem man seine Macht­
zentren und Organisations­
formen zerschlagen hatte?" 
Bei einer öffentlichen Mei­
nung, die keinen Zweifel an 
Urhebern und Klassen­
charakter des Faschismus 
läßt, ist dies eine legitime 
Frage. "Kindheitsmuster" 
ist dabei ein "unfertiges" 
Buch, das fragt und be­
schreibt, ohne vorzugeben, 
allzuviele Antworten parat 
zu haben, die die Autorin 
aber nicht nur für möglich, 
sondern notwendig hält. 
(Christa Wolf, Kindheits­
muster, Aufbau-Verlag Ber­
lin und Weimar, 1985, 9,90 
DM— doz)

Revanchismus gegen 
die SU— einmal privat 

"Meinen Enkeln werde ich 
erzählen können, die erste 
Zigarre nach diesem Krieg 
habe ich an meinen Goldfel­
dern an der Lena entzün­
det", sagte Herr von Oe. und 
meinte damit seine Aktien. 
"Da hörte er die Männer­
stimme aus dem Empfangs­
gerät. .. Heute nacht hätte 
eine amerikanische Super­
bombe ein Atoll im Pazifik 
vom Erdboden wegge­
sprengt. Damit sei die alte 
Überlegenheit wiedererrun­
gen. .. er (entzündete) mit 
dem letzten Rest des 
Streichholzes die Zigarre... 
Bin ich nicht wahrhaft 
glücklich zu nennen?" Da­
mit endet das Erstlingswerk 
des DDR-Regisseurs Gün­
ther Rücker (Jahrgang 
1924). In der Novelle "Herr 
von Oe." schildert er den 
Werdegang seiner gleichna­
migen Hauptfigur: schwedi­
scher Adel deutscher Her­
kunft, estnischer Nation, 
Untertan des russischen Za­
ren, am Ende des letzten 
Jahrhunderts geboren; Offi­
zier im Ersten Weltkrieg und 
auf Seiten der Weißen im 
Bürgerkrieg. Beim eiligen 
Rückzug schenkt ihm ein 
US-Offizier russische Gold­
bergwerksaktien. Er arbei-
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tet für japanische Militärs, 
heiratet schließlich in eine 
faschistische Adelsfamilie 
in Deutschland. Die Faschi­
sten übertragen ihm Spiona­
geaufgaben in Paris und 
London. Mit dem Überfall 
auf die SU wähnt er sich be­
reits im Besitz der Goldmi­
nen. In Stalingrad nimmt ihn 
die Rote Armee gefangen. 
Nach drei Jahren Haft wird 
er nach Deutschland entlas­
sen. Privates Glück schließt 
sich an. Er scheint Lehren 
zu ziehen. Doch der Impe­
rialismus läßt revanchisti­
sche Wünsche wiederauf­
kommen. (Wagenbach-Ver­
lag, 16,80 DM— sie)

Antifaschismus 
und Patriotismus

In dem 1984 erschienenen 
Band “Traum der Gemein­
samkeit“ sind von Stefan 
Hermlin Erzählungen, Ge­
dichte und Reden aus der 
Zeit von 1945 bis 1985 zu­
sammengestellt. Hermlin, 
geboren 1915, schloß sich 
1931 dem Kommunistischen 
Jugendverband an, arbeite­
te politisch illegal in 
Deutschland bis 1935, führ­
te im Exil den Kampf gegen 
die Nazi-Herrschaft weiter,

die geschichtliche Ver­
pflichtung, für die Beseiti­
gung der bürgerlichen Ver­
wesungsgesellschaft einzu­
treten und für die Befreiung 
der Menschen von Unter­
drückung und Ausbeutung zu 
kämpfen. Wichtiges ist von 
ihm zu lernen über die Art, 
wie die faschistische Barba­
rei in den Köpfen vieler 
1945 verdrängt wurde. Den 
Haß der westdeutschen 
Bourgeoisie hat er sich ins­
besondere in den fünfziger 
Jahren zugezogen, als er die 
Judenmörder in der Adenau­
er-Regierung öffentlich 
geißelte.

Daß Hermlin sich als “Pa­
trioten“ bezeichnet und 
“Deutschland", “Vaterland“ 
Grundbegriffe seines Kul­
turverständnisses sind, 
macht ihn in der BRD für 
heimat- und nationaltü- 
melnde Linke vorzeigbar als 
einen Kronzeugen. Seine Er­
fahrung hat Hermlin aber : 
gelehrt, “daß der Patriotis­
mus hier stets in inneres 
oder äußeres Exil geraten 
sei“. Hermlin meint, “daß 
jeder ernstzunehmende 
Deutsche sein Land immer 
im furchtbaren Widerstreit 
zwischen politischer Reali­

stellerverbandes, daneben Anna Seghers und Kuba

schloß sich der französi­
schen Widerstandsbewegung 
an, kehrte 1945 als Journa­
list nach Deutschland zu­
rück. 1947 nahm der Kom­
munist seinen Wohnsitz in 
Ost-Berlin und arbeitet 
seitdem dort als Schriftstel­
ler.

Der Auswahlband belegt 
den Zusammenhang der Ver­
öffentlichungen Hermlins. 
Er berichtet eindringlich 
überden Kampf, den andere 
und er gegen die faschisti­
sche Terrorherrschaft ge­
führt haben, und begründet

tät und dem moralisch-gei­
stig Möglichen oder Wün­
schenswerten erblickt hät­
te“. Muß denn der Klassen­
kampf in diesem Land für 
die Beseitigung der kapitali­
stischen Ausbeutung als 
Widerstreit des deutschen 
Landes selber begrifflich 
verdreht werden, um ernst­
genommen zu werden? Die­
ser Kampf würde dann ein 
nationaler, und denführtund 
führte die deutsche Bour­
geoisie. (St. Hermlin, Traum 
der Gemeinsamkeit. Wagen­
bach, 14,50DM — gba)

"Ermittlungen gegen die Deutsche Bank"

Eine Untersuchung der Verbrechen 
der deutschen Finanzbourgeoisie

“Es wird empfohlen, daß: die deutsche Bank liquidiert 
wird, 2. die verantwortlichen Mitarbeiter der Deutschen 
Bank angeklagt und als Kriegsverbrecher vor Gericht ge­
stellt werden, j. die leitenden Mitarbeiter der Deutschen 
Bank von der Übernahme wichtiger oder verantwortlicher 
Positionen im wirtschaftlichen und politischen Leben 
Deutschlands ausgeschlossen werden."

Zu diesem Ergebnis kamen im November 1946 acht Cap- 
tains des US-Finanzministeriums, nachdem sie Dokumente 
überdas verbrecherische Treiben der Deutschen Bank und 
ihrer leitenden Manager und Aufsichtsratsmitglieder zur 
Zeit des Faschismus zusammengetragen hatten.

Die Captains belegen in ihrem Bericht die zahlreichen 
Verbindungen zwischen der Deutschen Bank und den Spit­
zen der deutschen Finanzbourgeöisie, ihre Rolle bei der Fi­
nanzierung der Rüstung des deutschen Faschismus und bei 
dem Versuch einer faschistischen “Neuordnung Europas“. 
Die wichtigsten Familien bzw. Konzerne, die diese Politik 
der Deutschen Bank entschieden:

— die Familie Siemens, die mit nur ca. 5% Aktienbesitz 
an der Deutschen Bank ständig im für die laufenden Ge­
schäfte der Bank wichtigen “Arbeitsausschuß" des Auf­
sichtsrats der Bank wirkte;

— die Reemtsma-Familie bzw. der gleichnamige Tabak­
konzern, der in den 30er Jahren 40 bis 50% der deutschen 
Tabakindustrie kontrollierte. Auch diese Familie kontrol­
lierte 5% der Deutsche-Bank-Aktien und war im Aufsichts­
rat vertreten. Weiter:

— die Familie Henkel, die Rüstungsindustriellen Quandt, 
die Freudenberg-Familie (Leder), die rheinischen Braun­
kohlebesitzer, aus denen auch der spätere langjährige 
Deutsche Bank-Chef Abs kam (seine Familie besaß u.a. 2% 
der Rheinbraun), die IG-Farben, Daimler-Benz, BMW, der 
Mannesmann-Konzern, Flick, Hoesch, Demag usw.

Das Buch schildert die Expansion dieser Unternehmen im 
Faschismus und zahlreiche Verbrechen dieser Kapitali­
sten: die “Arisierung" von Unternehmen etwa, die im Be­
sitz von Juden gewesen waren, und die Teilnahme der 
Deutschen an solchen “Arisierungen“; die Zwangsarbeiter, 
die diese Kapitalisten zu Zehntausenden in ihren Werken 
ausbeuteten und zu Tode schindeten. So zitieren die Cap­
tains eine Untersuchung, wonach “Mannesmann— und dazu 
gehören der Vorstand, die Direktoren von Tochtergesell­
schaften und deren Angestellte, die für Fremdarbeiter 
verantwortlich waren, sich folgender Vergehen schuldig 
gemacht haben: Mord durch Aushungern (1), Gewaltanwen­
dung (4), unmenschliche Behandlung (5), grobe strafbare 
Vernachlässigung (6) und Mißbrauch von Fremdarbeitern 
(2—6). Nur wenigen dürfte bekannt sein, daß Daimler- 
Benz, ein “NS-Musterbetrieb“ mit goldenem Hakenkreuz 
auf den Firmenbriefen, Tausende von Kriegsgefangenen 
ausbeutete, daß BMW KZ-Häftlinge und SS-Gefangene in 
der Motorenfertigung schuften ließ und daß Siemens spe­
zielle “Siemens-Kommandos" in den KZs Buchenwald, Ora­
nienburg, Auschwitz und Ravensbrück quälte. Die Deut­
sche Bank war daran vielfach beteiligt. So liefen fast alle 
“Lohnüberweisungen“ für Fremdarbeiter über ihre Konten. 
Allein die zahlreichen Belege, die die Autoren über diese 
Verbrechen der deutschen Finanzbourgeoisie zusammen­
getragen haben, machen das Buch zu einer lesenswerten 
Lektüre über die Geschichte des deutschen Faschismus. 
Über die Raubzüge, die die Bank selbst in dieser Zeit 
machte, das Zitat eines SS-Obergruppenführers nach dem 
“Anschluß“ Österreichs: "DB will rauben, ist mit 20 Mann 
in Wien angekommen, um die CA zu übernehmen.“ “CA" 
meinte: Creditanstalt Bankverein, die größte Bank in 
Österreich, deren zahlreiche Verbindungen auf dem Balkan 
die Deutsche Bank für weitere Raubzüge sofort nutzte.
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Die Empfehlungen der Captains 1947 blieben folgenlos. 
Die Liquidierung der Deutschen Bank fand nicht statt. 
Kein Vorstandsmitglied und Aufsichtratsmitglied der 
Deutschen Bank wurde angeklagt, Hermann Josef Abs, seit 
1937 im Vorstand der Bank, ist noch heute Ehrenvorsitzen­
der des Aufsichtsrats.

Der Bericht enthält Fehler, die mit den linkskeynesiani- 
schen Vorstellungen der Captains Zusammenhängen. So 
verabsolutieren sie die Rolle der Deutschen Bank und ihres 
Vorstands, der scheinbar auch alle vermögenden Familien 
und großen Industriekonzerne beherrschte und lenkte. Tat­
sächlich dürften die Vorstands- und Aufsichtsratsmitglie­
der der Bank Figuren dieser "reichen Familien" gewesen 
sein und auch heute noch sein, statt umgekehrt. Dennoch 
dürfte ihr Bericht eine der genauesten Untersuchungen 
über das Wirken eines großen deutschen Finanzmonopols 
während des Faschismus sein.
Quellenhinweis: Omgus, Ermittlungen gegen die Deutsche 
Bank, Hrsg. Hans Magnus Enzensberger, verlegt bei Franz 
Gerno, Nördlingen, 1985, 25.- DM— (rül) 

600 Jahre Universität Heidelberg

"Aus Tradition in die Zukunft"
— nahtlos imperialistisch —

Vom 23.10.85 bis 23.10.86 begeht die ehrwürdige Universi­
tät Heidelberg ihr öoojähriges Jubiläum. Rektor Gisbert 
Freiherr zu Putlitz, Physiker grüßt die Welt:

"Jubiläen sind eine Herausforderung: Sie verpflichten 
uns, Rückschau zu halten, Bilanz zu ziehen, Höhen und Tie­
fen des zurückgelegten Weges in Erinnerung zu rufen und 
daraus abzuleiten, wie der Weg in die Zukunft angelegt 
werden muß." (6)

Für 30 Millionen DM wird der Weltruhm deutscher Wis­
senschaft breitgetreten und angekurbelt. Im Hochglanz­
prospekt werden die Heidelberger Nobelpreisträger ver­
meldet, unter ihnen Philipp Lenard. Lenard war Experi­
mentalphysiker und zusammen mit J. Stark der wichtigste 
Vertreter der "arischen Physik". Lenard war seit 1907 Pro­
fessor in Heidelberg, später Direktor des Physikalischen 
Institutes, das 1935 nach ihm benannt wurde. Während des 
1. Weltkrieges überzeugter Nationalist und Rassist, baute 
er nach dem Krieg das Institut zu einer Brutstätte der na­
tionalsozialistischen Bewegung in Zusammenarbeit mit 
den faschistischen Studentenbünden aus. Als 1922 Außen­
minister Rathenau von den Rechten ermordet wurde und 
die Institute der Universität wegen Trauerzügen geschlos­
sen waren, verbot Lenard seinen Studenten die Teilnahme 
an den Aktionen und drohte jedem, der nicht zur Vorlesung 
käme, eine Sonderprüfung an.

In derselben Zeit sah es Lenard als wichtigste Aufgabe 
an, die "jüdische" Physik, hier namentlich Einstein, mit al­
len Mitteln zu vernichten.

In der Festschrift zur 600-Jahre-Feier (6 Bände für 680,- 
DM) nimmt Rektor Putlitz persönlich zu Lenard Stellung. 
Es gäbe keinen anderen Wissenschaftler, bei dem "Größe 
und Verirrung" so nah beieinander gelegen hätten. Seinen 
moralischen Kredit als großer Physiker hätte Lenard we­
gen der politischen Verfehlungen verwirkt. Putlitz und an­
dere bürgerliche "Vergangenheitsbewältiger" stellen sich 
immer wieder die Frage: "Wie konnte Lenard sich so hin­
reißen lassen."

Die Antwort ist einfach (wenn auch nicht offizielle Ge­
schichtsschreibung). Lenard war ein Physiker in Schwierig­
keiten. Die Ausführungen der theoretischen Physiker ver­
stand er nicht und versuchte krampfhaft seine überholte 
"Äthertheorie" zu verteidigen. Die theoretischen Schluß­
folgerungen, die er aus seinen Versuchen mit Kathoden- 
strahlen, für die er 1905 den Nobelpreis erhielt, zog, waren 
schon damals seit mindestens zehn Jahren überholt und 
widerlegt. In der Ausarbeitung der "arischen Physik" sah er 

eine Chance, die verhaßten Theoretiker als seinem Ruhm 
hinderlich zu bekämpfen. Auch sein besonderer antibriti­
scher Nationalchauvinismus hatte ganz profane Gründe, 
die in einem Brief an einen Kollegen, der an der Front met­
zelte, zum Ausdruck kommen:

"Er sagte, daß wir insbesondere die Engländer besiegen 
sollten, da sie ihn nie anständig zitiert hätten." (8)

Zu seiner Verbitterung trug noch bei, daß er als guter 
Deutscher sein Vermögen durch Investitionen in Kriegsan­
leihen verlor und sogar das Zigarrenrauchen einstellte, als 
der Tabak für die Frontsoldaten knapp wurde. Also: Keine 
"Verirrung", sondern Einsatz der politischen Macht für den 
eigenen Ruhm wegen mangelnder "Größe".

Die von ihm bekämpften theoretischen Physiker waren, 
außer in wenigen Ausnahmen (Einstein u.a.), weit davon 
entfernt, Lenard politisch zu antworten. Sie versuchten ih­
rerseits, den faschistischen Staat für ihre Karriere und die 
deutsche Wissenschaft zu bemühen. 1936 sahen sie ihre 
Chance, als Deutschland einen neuen Aufrüstungsschub 
begann. Heisenberg u.a. schrieben ein Memorandum, in 
dem sie sich gegen die Angriffe der "arischen Physik" aus­
sprachen:

"Die Physik in Deutschland befindet sich zur Zeit in ei­
ner schweren Krise. Einem großen Bedarf an Physikern in 
Technik und Heer steht ein Mangel an geeignetem Nach­
wuchs gegenüber. Die Besetzung freigewordener Lehr­
stühle begegnet oft großen Schwierigkeiten ... Diese Ge­
fahren werden noch vermehrt durch die genannten Angrif­
fe." (3)

Die Parteiführung der NSDAP und Hitler persönlich wa­
ren über dieses totale Unterwerfungsangebot hocherfreut. 
Auf den Nutzen der theoretischen Physik für das Heer hin­
gewiesen, hatten sie keine Skrupel, die eigenen Parteigän­
ger zu entmachten und dann auch noch unter dem Titel 
"Freiheit der Wissenschaft" die Physiker um Heisenberg 
und C.F. Weizsäcker dabei zu "ermutigen", für Deutsch­
land eine Atombombe zu bauen. Hitler sagte später:

"Der Forschung kann man vom Staat her keine Zügel an­
legen. Sie muß frei bleiben. Was sie erarbeitet und fest­
stellt ist Wahrheit, und was Wahrheit ist, kann nicht 
schlecht sein. Der Staat hat die Aufgabe, die Forschung zu 
unterstützen und in jeder Weise zu fördern, auch dann, 
wenn ihre Ergebnisse, auf absehbare Zeit hinaus gesehen, 
keinen wirtschaftlichen Nutzeffekt abwerfen." (1)

So konnte man sich der Gewißheit hingeben, freie Wis­
senschaft zu treiben. Heisenberg erinnert sich nach seinem 
Besuch im Heereswaffenamt 1939, wo über die Möglich­
keit der Ausnutzung der Kernspaltung für die Waffentech­
nik gesprochen wurde, "daß jedenfalls das gesteckte Ziel 
defensiv formuliert war nach dem Prinzip: Wissen, um vor­
auszusehen, vorauszusehen, um vorzubeugen" (3, S. 149).

Dieselben Leute, die für Hitler die Atombombe bauen 
wollten (vgl. n), sind heute hochgeschätzte deutsche Phy­
siker. Die Nachfolger in ihrer Tradition haben für Lenard 
den Kommentar "Größe und Verirrung" parat und sagen

Im besetzten Preßburg, Lenards Geburtsort, nimmt er 
1942 Glückwünsche zum 80. Geburtstag entgegen.
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keinen Ton dazu, daß praktisch die gesamte Wissenschaft 
mit aller Gewalt für den Krieg geforscht hat. Lenard samt 
"arischer Physik" waren zum Atombombenbau weder in der 
Lage, noch nötig.

Die wenigen Antifaschisten unter den Wissenschaftlern, 
wie z.B. der Heidelberger Mathematiker Gumbel, der zur 
Emigration gezwungen wurde, finden keine Erwähnung, in 
den Festschriften.

Diese Art der Unterwerfung und Kollaboration im Geiste 
der "freien Wissenschaft" machte es den Physikern leicht, 
schon einen Monat nach der Kapitulation wieder an die Re­
konstruktion der deutschen Führungsschicht zu denken. 
Der erste Rektor nach dem 2. Weltkrieg, K. Bauer, schrieb 
an die Amerikaner:

"Der Prozeß der Läuterung ist das Kernproblem der 
Stunde. Läuterung ist aber nicht denkbar ohne unermeß­
liche Arbeit und nicht denkbar ohne eine neue Führungs­
schicht. Die historischen Führungsschichten Deutschlands 
haben zwölf Jahre vom Hitlertum gelebt und sind am 
Hitlertum gestorben: die Adelsschicht, die Militärkaste 
und die Wirtschaftsdespotie. So viel auch an wertvollen 
Einzelmenschen für die Errettung aus dem Chaos zur Ver­
fügung stehen mögen, an noch intakten geschlosse­
nen Organisationen zum Wiederaufbau einer neuen 
Führungsschicht besitzt Deutschland nur noch die 
Kirchen und die Universitäten."(4)

Auch die Physiker wollten nicht nachstehen. W. Bothe, 
während des Krieges Direktor des Kaiser-Wilhelm-Institu­
tes für medizinische Forschung in Heidelberg, schreibt 
1945:

"Die Forschung in Deutschland ringt um ihre äußere Exi­
stenz. Daß dabei am härtesten die Naturwissenschaften 
betroffen werden, liegt auf der Hand, denn sie können am 
wenigsten eines äußeren Apparates entraten. Wenn es in 
dieser Lage etwas Tröstliches gibt, so ist es wohl in erster 
Linie der Gedanke und die Überzeugung, daß die For­
schung, mögen auch ihre äußeren Hilfsmittel und Möglich­
keiten, ihre Ergebnisse zu verbreiten, beschnitten sein, 
doch niemals aufhören kann zu bestehen, weil der Drang 
zum Forschen etwas ist, was im Menschen nicht vergehen 
kann, weil er ein Teil des Menschtums selbst ist." (5)

Dieselbe "Arbeitsteilung zwischen Wissenschaftlern, 
Politikern und Militärs” (10), die gerade wesentliches Ele­
ment der moralischen Konstruktion ist, unter der die be­
dingungslosen Unterwerfung der Physik unter die Interes­
sen des imperialistischen Staates stattfindet, wird heute - 
ganz ähnlich wie von Adolf Hitler — von Forschungsmini­
ster Riesenhuber vertreten:

"Wenn der Staat hier nicht die Voraussetzungen schafft 
in der finanziellen Verläßlichkeit, in der institutionellen 
Kontinuität und vor allem in der Freiheit bei der Wahl der 
Ziele und Mittel, dann wird die Grundlagenforschung nicht 
erstklassig sein, und nur eine Grundlagenforschung, die die 
Chance zur Erstklassigkeit hat, ist überhaupt ihr Geld 
wert. Und dies bedeutet, daß wir zwar den Rahmen schaf­
fen, aber was darin wächst, was daraus entsteht, dazu kön­
nen wir vom Staat her ziemlich wenig beitragen ... In Ih­
ren Köpfen geschieht es, nicht in unseren Budgets. Und die 
Frage, ob daraus, was an Voraussetzungen steht, ein Un­
ternehmungsgeist, ein Geist der Freiheit, der Bereit­
schaft, etwas zu riskieren ... (entsteht): dies macht die 
Qualität einer Forschungslandschaft aus.” (2)

An der grundlegenden Ideologie, daß sich die Wissen­
schaft als deutsche in Konkurrenz zu anderen Nationen 
entwickeln und bewähren muß, wird nicht gerüttelt. Mora­
lische Rechtfertigungsversuche, wie sie Riesenhuber hier 
nahelegt, nämlich die angebliche Trennung von Wissen­
schaft und Politik, sind untauglich. Die praktische Nicht­
bewältigung der Vergangenheit zeigt sich in der massiven

Bei gleicher Gelegenheit empfängt Lenard die Glückwün­
sche des Rektors der Universität Heidelberg.

Aufrüstung der theoretischen Physik in der BRD, dem Auf­
bau des Rüstungskonzern Daimler/MTU/Dornier/AEG und 
der positiven Beschlußfassung des Bundestages zum SDI- 
Programm. Es passiert tatsächlich zunächst nur in den 
Budgets. Nicht zufällig hat "unser” neuer Nobelpreisträger 
für Physik sich die Zusammenarbeit mit AEG gewünscht, 
ein unerhörter Wunsch, der nicht unerhört bleiben wird.

Der Konflikt "Wann hört die Grundlagenforschung auf?", 
"Wann muß der Physiker NEIN sagen" kann also nicht 
hauptsächlich als Problem der Physik und der konkreten 
Forschung entschieden werden (obwohl alle Weigerungen 
an offensichtlichen Rüstungsprojekten mitzuarbeiten, zu 
unterstützen sind). Dieser Konflikt muß auf der Ebene der 
Politik entschieden werden, indem der Wissenschaftler in­
soweit politisch denkt, daß er die Interessen, die die 
Wissenschaft beherrschen, zur Kenntnis nimmt, kritisiert 
und deren Sachwalter bekämpft.

Sonst sind die Wissenschaftler je nach politischer Ent­
wicklung entweder Handlanger der imperialistischen Ex­
pansion und Kriegsvorbereitung, und zwar ohne moralische 
Skrupel, wenn sie es nämlich wie Putlitz zuwege bringen, 
die Nationalinteressen vollständig mit ihrer eigenen Exi­
stenz als Wissenschaftler in Einklang zu bringen, oder sie 
werden mehr oder weniger verzweifelt mit ansehen müs­
sen, was mit den Ergebnissen ihrer Forschung von der herr­
schenden Klasse angerichtet wird.

Aus Tradition in die Zukunft? Nein!
Quellen: (1) Adolf Hitler, "Monologe im Führerhaupt­
quartier 1941— 44", München 1980, S. 410, zit. nach (9) S. 
122.— (2) Heinz Riesenhuber, Rede vor dem MPI für Plas­
maphysik München am 5.7.1985, in BULLETIN Nr. 82, S. 
7I5-— (3) zit. nach Armin Herrmann, "Die Jahrhundert­
wissenschaft", DVA 1977, S. 141. — (4) Schreiben des 
Rektors der Univ. Heidelberg, K. Bauer vom 25. Juni 1945 
an Cornel Winning, in "Schriften der Univ. HD, Heft 2", S. 
3.— (5) W. Böthe, "Vom Wesen des Experimentierens", in 
(4) S. 170.— (6) Gisbert Freiherr zu Putlitz, "Grußwort zum 
Jubiläum der Univ. HD". — (7) G. Putlitz, Vorwort zu 
"Arbeitsgemeinschaft der Großforschungseinrichtungen — 
Dokumentation 1/83, S. 5.— (8) P. Lenard, Brief an J. 
Franck währenddes 1. Weltkrieges zit. nach (10) S. 123.— 
(9) Gerda Freise, "Das Selbstverständnis von Naturwissen­
schaftlern im Nationalsozialismus" in "1933 in Gesell­
schaft und Wissenschaft, Ringvorlesung im WS 82/83, 
Hrgs.: Pressestelle der Univ. Hamburg. — (10) A. Beyer­
ehen, "Wissenschaftler unter Hitler", Kiepenheuer und 
Witsch 1980. (n) Nachrichten-Analysen-Protokolle,
7.9.85, S.3 ff.— (hem, tob)
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Interview mit dem PAC-Vorsitzenden Mlambo

Was wir in Azania tun— uns selbst befreien — , 
ist ein Beitrag zur Befreiung der Menschheit

Vorbemerkung Am 30. Juni 1985 starb der Vorsitzende des Pan Africanist 
Congress, Nyati Pokela, in Harare an einer Lungenerkrankung. Sein Nachfolger 
wurde Johnson Mlambo. Genosse Mlambo war von 1963 bis 1983 wegen "Ver­
schwörung zur Sabotage" auf der berüchtigten Gefangeneninsel Robbenisland 
inhaftiert. Nach seiner Freilassung durfte er nicht in sein Haus in Benoni bei Jo­
hannesburg zurückkehren, sondern wurde nach Bushbridge verbannt, einem ab­
gelegenen Ort im östlichen Transvaal. 1984 gelang ihm mit Hilfe des inländi­
schen Flügels des PAC, ins Ausland zu entkommen. Dort wurde er zunächst 
Auslandssekretär des PAC.

Das folgende Interview ist übersetzt aus "Azania Vrij", der Zeitung des Aza- 
nia-Komitees in Rotterdam. "Azania Vrij" hat das Interview zusammengestellt 
aus zwei Interviews des neuen PAC-Vorsitzenden Mlambo mit der australischen 
Zeitung "New African News" vom 22.5.85 und der tansanischen Zeitung "Sunday 
News" vom 1.9.85.— (scc)

Die heutige Situation 
in Azania

Frage: Wie beurteilen Sie die heuti­
ge Situation in Azania?
Mlambo: Das erste notwendige 
Stadium beim vollständigen Sturz der 
weißen Herrschaft ist erreicht — die 
Befreiung der Afrikaner vom Minder­
wertigkeitskomplex, der eine Folge 
von 300 Jahren weißer Herrschaft ist. 
I96ogab es eine Flucht von Schwarzen 
genau wie 1963 nach der Massenver­
haftung unserer Führer und wie 1976. 
Seit August/September vorigen Jah­
res sind mehr als 400 Menschen durch 
die rassistischen Truppen und Polizei 
ermordet worden, aber diesmal gibt es 
keine Massenflucht. Das zeigt, daß die 
Menschen mehr und mehr dem folgen, 
was wir immer gesagt haben: Die 
Menschen in Azania sind ihre eigenen 
Befreier. Menschen aus allen Teilen 
unserer Bevölkerung sind bereit, Ak­
tionen durchzuführen: die Jugend, die 
Arbeiter, die Bewohner, die sich weL 
gern, ihre Miete zu zahlen, und solche, 
die sich weigern, ihr Haus zu verlassen 

Der frühere Vorsitzende des PAC, M.R. Sobukwe, stirbt 1978. Er war lange — 
seit dem Massaker von Sharpeville 1960— inhaftiert und gebannt, doch das aza- 
nische Volk hatte ihn nicht vergessen. Viele kommen zu seinem Begräbnis. Der 
Trauerzug wird provoziert und überfallen (Bild).

und ins "Ausland" zu gehen. Aber Sie 
sehen, daß es noch eine Beschränkung 
gibt: Unser Volk ist nicht bewaffnet.

Für uns ist der bewaffnete Kampf 
die wichtigste Kampfform. Andere 
Formen ergänzen den bewaffneten 
Kampf. Wir haben keinerlei Illusionen: 
Die weiße Herrschaft wurde durch das 
Schwert errichtet und wird durch das 
Schwert aufrechterhalten. Bewaffne­
ter Kampf ist denn auch die einzige 
Möglichkeit, die man hat, um den 
Fortschritt an allen anderen Fronten 
zu ergänzen und zu konsolidieren.

Von hier aus gesehen und nach Bera­
tung mit den Menschen innerhalb des 
Landes sind wir der Auffassung, daß 
die 80er Jahre die Jahre der azani- 
schen Revolution sind. Das Volk hat 
die Mitwirkung der sogenannten 
Mischlinge und Asiaten im Drei-Kam­
mer-Parlament massenhaft als Fort­
setzung der Apartheid zurückgewie­
sen. Die heutige Entwicklung zeigt, 
daß die Rassisten nicht imstande sind, 
ihre Probleme zu lösen, indem sie un­
abhängigen afrikanischen Staaten un­
gleiche Verträge aufzwingen. Ihre 

Probleme liegen im Inneren.

Frage: Verteidigungsminister Ma- 
lan erklärte vor einigen Jahren, daß 
das Regime keinen Zweifrontenkrieg, 
(in Namibia und Azania) durchstehen 
kann.
Mlambo: Das ist wahr. Das Regime 
steht jetzt unter ziemlichem Druck, 
weil es Truppen halten muß einerseits 
in Namibia und selbst Angola, ande­
rerseits nun auch fortwährend in den 
schwarzen. Wohngebieten. Aber ich 
will nicht übertreiben. Zur Zeit befin­
den sich der PAC und sein militäri­
scher Flügel in einer Phase des Auf­
baus. Wir sind immer noch in der De­
fensive. Wegen einer Anzahl von Pro­
blemen sind wir nicht in der Lage ge­
wesen, unser Volk vollständig zu be­
waffnen und zur Offensive überzuge­
hen. Es muß deshalb seine Zuflucht 
immer noch zu selbstgemachten Waf­
fen nehmen.

Den bewaffneten Kampf 
verstärken

Frage: Wie kann der PAC den be­
waffneten Kampf verstärken?
Mlambo: Zunächst ist der PAC ei­
ne Organisation, dessen Mitglieder 
sich zum größten Teil im Lande befin­
den. Wir hier sind die ausländische 
Mission unserer Menschen im Land. Es 
ist unsere Pflicht, die Kenntnisse und 
das Material zu beschaffen, um die 
Kampffähigkeit unserer Menschen zu­
hause zu vergrößern.

Einheit
Frage: Wie sind die Aussichten für 
eine größere Einheit der Befreiungs­
bewegungen in Azania?
Mlambo: Die Aussichten auf Ein­
heit scheinen gegenwärtig wieder 
schlecht aufgrund der Zusammenstö­
ße zwischen den beiden Strömungen: 
den Afrikanisten und der Schwarzen- 
Bewußtseins-Bewegung einerseits und 
den progressiven Demokraten der 
Vereinigten Demokratischen Front 
andererseits. Diese Zusammenstöße 
kommen sehr ungelegen. Noch im vo­
rigen Jahr haben UDF und AZAPO er­
folgreich zusammengearbeitet in den 
Aktionen gegen die Scheinwahlen. Na­
türlich kann man verschieden über die 
Frage denken, wie das Unterdrücker­
regime der Apartheid zu vernichten 
ist ... Das Regime nutzt es jedoch 
aus, daß sich die Menschen dabei zu­
weilen angreifen. Der Feind über­
treibt die Differenzen und spielt das 
gegenseitige Mißtrauen aus. Manch­
mal werden UDF-Häuser überfallen 
und werden dort Flugblätter von BCM 
(Black Consciousness Movement — 
Übers.) zurückgelassen, und anders­
rum. Das alles macht deutlich, daß 
Einheit geboten ist.

Um das Ziel der verschiedenen Pro­
gramme der Organisationen zu errei­
chen, ist Einheit nötig. Für den PAC 
ist es gegenwärtig das Wichtigste, die 
Kampffähigkeit unseres Volkes zu
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steigern. Dabei mag es nötig sein, daß 
wir Schwankenden die richtige Rich­
tung weisen und sie zurückorientieren 
auf den wirklichen Feind, das weiße 
Regime. In den schwarzen Wohngebie­
ten herrscht die Trauer und findet ein 
Begräbnis nach dem anderen statt. Es 
wird Zeit, daß es auch in den weißen 
Gebieten zu Begräbnissen kommt.

PAC und ANC
Frage: PAC und ANC sind nach 
wie vor uneinig. Gibt es Versuche, die 
Einheit zwischen den beiden Befrei­
ungsbewegungen herzustellen?
Mlambo: Unser wesentlicher Wi­
derspruch besteht zum rassistischen 
Minderheitsregime. Wir haben keinen 
einzigen grundlegenden Widerspruch 
zu welchem Teil des unterdrückten 
Volkes auch immer. Wir sind bereit, 
eine vereinigte Front zu bilden mit al- 

• len anderen Organisationen, die Stel­
lung beziehen gegen das kolonialisti- 
sche, rassistische Minderheitsregime 
in Südafrika. Zugleich leben wir nicht 
in der Illusion, daß so etwas auf ein­
mal erreicht werden könnte. Einige 
Probleme, mit denen wir zu tun haben, 
sind nicht durch uns selbst verursacht. 
Einige Gruppen im Ausland haben 
auch ihre eigenen Interessen. Sie un­
terstützen unseren Kampf, aber sie 
sind auch der Meinung, daß wir gefügi­
ger sein müssen. Aber wir wollen un­
sere Politik der Nicht-Gebundenheit 
beibehalten. Wir wollen unsere Politik 
nicht abstimmen auf die Wünsche die­
ser oder jener von außerhalb Azanias.

Wir brauchen prinzipielle interna­
tionale Hilfe. Was wir in Azania tun — 
uns selbst befreien—, ist ein Beitrag 
zur Befreiung der Menschheit. Dieje­
nigen, denen nicht gedient ist mit un­
serer Haltung, überschreiten ihre Be­
fugnisse und fördern Sektierertum. 
Das geschieht in Solidaritätsgruppen 
und selbst in internationalen Organi­
sationen. Das Regime selbst geht da­
bei voran, indem man versuchte, die 
internationale Anerkennung des PAC 
zu unterminieren. Einem der Spitzen­
kader des Regimes, Craig Williamson, 
gelang es, den Internationalen Univer­
sitäts-Austausch-Fonds zu infiltrie­
ren. Er bemühte sich dort um die 
Rücknahme der Anerkennung des PAC 
als Befreiungsbewegung. Jetzt ist 
Williamson ein Spitzen-Funktionär im 
Sicherheitsdienst.

Wir vom PAC wollen Einheit. Als 
wir auf Robbenisland der Errichtung 
von Umkhonto we Siswe (des bewaff­
neten Flügels des ANC) gedachten, 
geschah dies in einer gemeinsamen 
Zusammenkunft. Der ANC lud uns und 
andere Befreiungsorganisationen ein. 
Zeph Mothopeng (PAC — d.Übers.) 
sprach in allgemeinen Worten über 
Umkhonto und wies darauf hin, daß 
Umkhonto allein kämpfen und dann 
nach langer Zeit das rassistische Re­
gime stürzen könne. Die azanische 
Volksbefreiungsarmee APLA (bewaff­
neter Flügel des PAC) mag allein

Begräbnis eines getöteten Azaniers im September. Jugendliche tragen T-Shirts 
mit der Aufschrift “Wir gedenken Sobukwes" und heben die Hand zum Gruß des 
PAC: “Izwe lethu“— "Das Land gehört uns!"

kämpfen und dasselbe erreichen. Aber 
er betonte, daß mit vereinter Kraft 
die Befreiung leichter und schneller 
erreicht werden kann.

Nationaler Konvent
Positive Entwicklungen beim ANC be­
grüßen wir immer. Wir waren zum 
Beispiel sehr froh über die kürzliche 
Erklärung von Frau Winnie Mandela, 
in der sie vertrat, daß die Zeit, mittels 
eines nationalen Konvents mit dem 
weißen Minderheitsregime die Wider­
sprüche zwischen den Afrikanern und 
ihren Unterdrückern zu lösen, vorbei 
ist. Nun müsse über die Übertragung 
der Macht an die afrikanische Mehr­
heit gesprochen werden. Wir haben 
dazu immer aufgerufen und niemals 
an die Einberufung eines nationalen 
Konvents durch das rassistische Re­
gime geglaubt, weil das für das Re­
gime bedeutet, die Macht aufzugeben. 
Wir müssen kämpfen und sie auf die 
steilen Felsen treiben, so daß sie se­
hen, daß es keine Alternative gibt. 
Von einer starken Position aus können 
wir sinnvoll miteinander reden, nicht 
aber, wenn sie in einer starken Positi­
on sind.

Der Kampf wird lange dauern und 
hart sein, auch wenn wir uns bewußt 
sind, daß Botha und seine internatio­
nalen Bundesgenossen heute nicht 
mehr in einer Position sind, in der sie 
auf die alte Weise mit der Apartheid 
weitermachen können.

Nkomati Abkommen
Frage: Zur regionalen Situation: 
Präsident Machet sagte, daß der Ver­
trag von Nkomati zwischen Mosambik 
und Südafrika gescheitert ist. Wird 
dieser Versuch des Regimes, sich als 
friedlich herauszustellen, scheitern?
Mlambo: Ich denke, daß sich Botha 
als ehrloser Mann erwiesen hat. Er 
hält sich selbst nicht an diesen Ver­

trag. Menschen wie Nyerere haben 
darauf verwiesen, daß Südafrika den 
Vertrag gebrochen hat, bevor er ge­
schlossen war. Zur Zeit des Vertrags­
abschlusses hat Südafrika die Rebel­
len versorgt, und nach Vertragsab­
schluß ging das weiter. Das rassisti­
sche Regime war in erster Linie nicht 
an Frieden interessiert. Meines Wis­
sens hatte Mosambik Südafrika nicht 
den Krieg erklärt. Aber das rassisti­
sche Regime wollte sich den Anstrich 
von Rechtmäßigkeit geben, indem es 
sich auf dieselbe Plattform stellt wie 
afrikanische Staaten und verkündet; 
"Wir, die Afrikaner, sind ein afrikani­
scher Stamm."

Freilich haben sie damit zuge­
stimmt, Namibia zu verlassen. Sie er­
klärten sich einverstanden mit der 
Resolution 435 des Sicherheitsrates. 
Aber unter allerlei Vorwänden haben 
sie ihre Armee dort belassen und set­
zen sich selbst auf dem Territorium 
von Angola fest. Sie wollen um jeden 
Preis das. Übergewicht behalten. Sie 
kennen nur brutale Gewalt, keine Mo­
ral. Die Reagans und Thatchers kom­
men ihnen dabei entgegen, indem sie 
behaupten, daß Botha Schritte in die 
richtige Richtung tut.

Internationaler Boykott
Frage: Wiebeurteilen Sie die Re­
aktionen der Welt auf die Geschehnis­
se in Südafrika?
Mlambo: Wir rufen auf zu totalen 
und verbindlichen Boykott-Maßnah­
men auf ökonomischem, politischem 
und kulturellem Gebiet gegen Rassis­
mus und ein verbrecherisches Regime. 
Denn es ist ungenügend, zur Beendi­
gung der Apartheid und des Notstan­
des aufzurufen. Es ist verkehrt, unse­
re Aufrufe an P.W. Botha zu richten, 
ein Mitglied der herrschenden Klasse, 
einer Klasse, die geistig und materiell 
von der Apartheid profitiert.
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Lohnbewegung

Entwicklung der Beschäftigung, der Lohnsumme und des Umsatzes 
Gesichtspunkte zur bevorstehenden Lohnbewegung

Welche Wirkung hatte die Konjunktur 
des Jahres 1984 auf die Beschäfti­
gung? Zunächst eine Abklärung. Eine 
hohe Beschäftigung weist keineswegs 
auf günstige Lebensumstände der Ar­
beiterklasse hin. Im Gegenteil, je hö­
her der Anteil der besitzlosen Massen 
ist, der für die Kapitalisten arbeiten 
muß, um so gedrückter dürfte die La­
ge der lohnabhängigen Klassen sein. 
Es ist ja jedem bekannt, daß die Arbei­
terbewegung seit ihrem Ursprung da­
nach gestrebt hat, das Angebot von 
Arbeit einzuschränken. Sie setzte 
schließlich die allgemeine Schul­
pflicht und damit das Verbot der Kin­
derarbeit durch; sie erzwang die ge­
setzliche Rentenversicherung und er­
laubte so den Alten, dem Arbeits­
markt fernzubleiben; und schließlich 

nimmt auch die gesetzliche Kranken­
versicherung Anbieter aus dem Markt. 
Selbst in extrem reformistischen Po­
sitionen kommt von solchen Ideen 
noch etwas vor, wenn man z.B. ver­
langt, daß auch Arbeiterkinder studie­
ren können sollen.

Gegenwärtig sehen wir, wie viele 
Jugendliche die geplante Ausbildung 
aufgeben, wie Rentner, deren Alters­
ruhegeld nicht reicht, Beschäftigung 
suchen, wie kranke Menschen zur Ar­
beit gehen, wohl wissend, daß sie sonst 
Punkte als Entlassungskandidaten 
sammeln. Auch finden Kapitalisten 
und Private heute Leute für Beschäf­
tigungen, die früher niemand akzep­
tiert hätte, sei es wegen der damit 
verbundenen Gefahr, wegen des hohen 
Verschleißes, wegen der niedrigen 

Entlohnung. Der Anstieg der Zahl der 
Anbieter, der auf dem Arbeitsmarkt 
festzustellen ist, ist ganz eindeutig 
die Folge der allgemeinen Verarmung, 
der die lohnabhängigen Schichten in 
der BRD unterliegen. Diese Verar­
mung kommt so folgenschwer zu tra­
gen, weil die Sicherung des Lebens­
standards oder der Lebenspläne der 
Familien (wie man bei langfristiger 
Betrachtung oft sagt) zu einem be­
trächtlichen Teil von staatlichen Lei­
stungen.und von der Stetigkeit des 
Einkommens und des Wohnortes ab­
hängen. Die Strukturumstellung in der 
Industrie hat es den Kapitalisten er­
möglicht, große Teile der Arbeiter 
und Angestellten in Panik zu verset­
zen. Wer z.B. ein Haus abzuzahlen hat 
oder auch eine Eigentumswohnung, ist 
durch eine Werksverlegung existen­
ziell bedroht, auch sorgt der kapitali­
stische Wohnungsmarkt mit seinen 
hohen Einstiegsmieten dafür, daß der 
Umzug zur jahrelang spürbaren Last 
gerät. Erzwingt das Kapital die Mobi­
lität des Lohnabhängigen, so schafft 
es in aller Regel gleichzeitig Angebot 
auf dem Arbeitsmarkt. Da muß eine 
Ausbildung abgebrochen werden, dort 
muß man bei der Versorgung der 
Kleinkinder zurückstehen usw. Zu­
sammen mit dem Wegfall staatlicher 
Garantien bewirkt all dies eine erheb­
liche Zufuhr auf den Arbeitsmarkt.

Zunahme der Arbeitslosigkeit 
wegen zunehmender Verarmung

Die Zunahme der Beschäftigung, die 
wir in der Statistik von April 1984 auf 
April 1985 finden, hat sich auf die Ar­
beitslosigkeit nicht ausgewirkt. Die 
Kapitalisten konnten sich die Hände 
reiben. Ihr gestiegener Bedarf an Ar­
beitskräften führte nicht zu einer 
Entlastung des Arbeitsmarktes. Was 
geschah im einzelnen? Der Absatz der 
Kapitalisten nahm im Laufe dieses 
Zeitraums zu. Vor allem der Absatz an 
Investitionsgütern. Die Investitions­
güterindustrie konnte z.B. im ersten 
Vierteljahr 1985 ein Umsatzplus von 
10,7% erzielen, die Lohn- und Ge­
haltssumme (im folgenden Lohnsum­
me) stieg um 1,7% und die Beschäfti­
gung um 2%. Da die Inflationsrate ca. 
2,3% betragen hat, ergibt sich: 
Umsatz +10,7%, real +8,2% 
Lohnsummen+1,7%, real -0,6%. 
Beschäftigung: +2%
Für das gesamte produzierende Ge­
werbe ergibt sich:
Umsatz + 6,2%, real +3.8%; 
Lohnsumme +0,9%, real -1,4% 
Beschäftigung +0,5%.
Das bedeutet: Die lohnabhängige 
Klasse konnte sich vom Gesamterlös 
ihres Arbeitskraftverkaufs im ersten
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Änderung der Beschäftigung und des Umsatzes von April 1984 nach April 1985
1-6% '-4% 1-2% ’+2% T+4% ’+6% Änderung Besch.
1 -30% ’ -20% ’ -10% I I ’ +10% ’ +20% ’ +30% Änderung Umsatz

62 Lederverarbeitung

25

53

Gew. u. Verarb. von Steinen u. 
Erden
Holzbearbeitung

61 Ledererzeugung

22 Mineralölverarbeitung

27 Eisenschaffende Industrie

21 Bergbau

54 Holzverarbeitung

69 Tabakverarbeitung

5i Feinkeramik

63 Textilgewerbe

34 Schiffbau

Stahl u. Leichtmetallbau, Schie­
nenfahrzeugbau

64 Bekleidungsgewerbe

3i

68 Ernährungsgewerbe

35 Luft- und Raumfahrzeugbau

56

39

57

Papier- und Pappeverarbeitung

H. v. Musikinstrumenten, Spiel­
waren, Füllhaltern usw.
Druckerei, Vervielfältigung

29 Gießerei

52 H. u. Verarb. v. Glas

40 Chemische Industrie

24

59

H. u. Verarb. von Spalt- und Brut- 75, 
stoffen I -■ ■ -■ —
Gummi Verarbeitung

32 Maschinenbau

38 H. v. EBM-Waren

55

33

58

Zellstoff-, Holzsschliff-, Papier- 
u. Pappeerzeugung
Strassenfahrzeugbau, Rep. v. KfZ 
usw.
H. v. Kunststoffwaren

30

28

37

Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahl­
verformung usw.
NE-Metallerzeugung, NE-Metall- 
halbzeugwerke
Feinmechanik, Optik, H. v. Uhren

36

50

65

Elektrotechnik, Rep. v. Haushalts­
geräten
H. v. Büromaschinen, ADV-Gerä- 
ten und -einrichtungen
Rep. v. Gebrauchsgütern (oh. elek­
trische Geräte)

]

+36,6%

+76,7%

5
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Quartal 1985 nicht mehr kaufen wie 
noch ein Jahr zuvor. Der Lohn- und 
Gehaltsdurchschnitt pro
Beschäftigten nahm real ab. Beachtet 
man, welch großer Anteil der Lohnab­
hängigenhaushalte— gemessen an sei­
nen langfristigen Standardvorgaben — 
äußerst knapp dasteht, wird man zu­
geben müssen, daß in Folge einer sol­
chen Entwicklung unbedingt zusätz­
liche Anbieter auf den Markt gedrängt 
werden. Dies gilt um so mehr, da ja 
auch teurer lebt, wer arbeiten, seine 
Kräfte für das Kapital mobilisieren 
und reproduzieren muß. Eine Auswei­
tung der Beschäftigung bei schrump­
fender Lohnsumme wird auf alle Fälle 
zu einer Zunahme der Arbeitslosigkeit 
führen.

Wer wurde eingestellt, 
wer entlassen?

Schaut man zunächst einmal, in wel­
chen Branchen eingestellt bzw. ent­
lassen wurde, so findet man, daß über­
all, wo eingestellt wurde, die Umsatz­
entwicklung sehr positiv war. Ande­
rerseits gab es auch Bereiche, in de­
nen die Umsatzentwicklung positiv 
war, ohne daß eingestellt wurde, bzw. 
während weiter entlassen wurde. Wie 
es 0. Esser erst jetzt wieder kühl in 
einem Bildzeitungsinterview bemerk­
te: “Weniger Arbeitszeit bringt auch 
nicht mehr Arbeitsplätze. Beispiel 

Metallindustrie: Dort haben nur Be­
triebe neu eigestellt, die sowieso gute 
Konjunktur haben. Sonst müßte ja jede 
Firma einstellen, denn jede hat die 
38,5 Stunden Woche."

So gesehen eine "gute Konjunktur" 
hatte die Elektroindustrie. Die 4,6% 
Neueinstellungen brachten ein Um­
satzplus von 16%. Die zusätzlichen 
Einstellungen fanden, so können wir 
nachrechnen, vor allem im Bereich 
niedrigst entlohnter, hochintensiver 
Arbeit statt. Daraus können wir 
schließen, daß das Arbeitstempo an 
den Bändern der Elektroindustrie so 
hochgeschraubt war, daß eine weitere 
Beschleunigung nicht mehr drin war 
und Neueinstellungen vorgenommen 
werden mußten. Schauen wir uns den 
Verlauf der Strukturbilanz näher an, 
so können wir auch den Verdacht he­
gen, es seien Abgruppierunen vorge­
nommen worden, und zwar sowohl im 
Arbeiterbereich wie auch im Ange­
stelltenbereich.

Eine nicht so gute Konjunktur hatte 
die Textilindustrie, sie steigerte ihren 
Umsatz zwar auch um schlanke 12,2%, 
ihr gelang es aber, ihre Belegschaft 
gleichzeitig um 2,1% abzubauen. Die 
Kapitalisten haben dort die Fachar­
beiter, Einrichter, Reparateure usw. 
sowie führende Angestellte behalten, 
der Rationalisierungsdruck traf die 
Maschinenarbeiter und die ausfüh­
renden Angestellten.

Marktsituation und 
Lohnbewegung

Nach allem, was man lesen kann, wer­
den sich die gegenwärtigen Wirt­
schaftsentwicklungen noch eine zeit- 
lang fortsetzen. Das bedeutet, daß in 
der BRD seit mehreren Jahren zum 
erstenmal eine wachsende Nachfrage 
nach Maschinenarbeitern besteht. Das 
ist eine ausgesprochen gute Situation 
für Lohnforderungen. Die Konjunktur 
ist an einem Punkte angekommen, an 
dem in vielen Bereichen die Kapitali­
sten die erwartet guten Geschäfte nur 
noch machen, die Produktion nur noch 
schnell ausdehnen können, wenn sie 
Arbeiter einstellen und arbeiten las­
sen. Sie können nicht mehr, was sie 
fast in allen Industrien jahrelang 
konnten: jeden Fetzen gesteigerter 
Nachfrage durch steigende Rationali­
sierungsbemühungen ausgleichen, so 
daß sie nicht einstellen mußten. In­
zwischen scheint die Strukturumrü­
stung. bei einigen Industrien abge­
schlossen, die Steigerung der Nach­
frage kann nur voll befriedigt werden, 
wenn Neueinstellungen vorgenommen 
werden.

In anderen Industrien jedoch dürften 
noch beträchtliche Strukturumwand­
lungen möglich sein, so wie sie in der 
Textilindustrie im vorigen Jahr noch 
gewirkt haben. Das wiederum bedeu­
tet: Stillegung ganzer veralteter Pro­
duktionen, moralische Entwertung der 
Maschinenarbeit, werde sie nun im 
Arbeiterbereich an Produktions- oder 
im Angestelltenbereich an Schreib­
maschinen ausgeführt. Daß die stei­
gende Nachfrage in einigen Firmen 
durch Entlassungen in anderen konter­
kariert wird, ändert nichts daran, daß 
die Bedingungen für den Lohnkampf 
gut sind. Wahrscheinlich deswegen 
kommt auch der Sachverständigenrat 
zu der Ansicht, es sei aussichtslos, all­
zu unterschiedliche Lohnabschlüsse, 
d.h. nach Branchen und Betrieben, zu 
erwarten. Viel eher sollten die Tarif­
parteien darauf achten, daß nicht 
überhaupt zu hoch abgeschlossen wer­
de. Man solle versuchen, einen Spiel­
raum zu schaffen, in dem der Lohn 
driften kann, d.h. wo die Kapitalisten 
nach Laune und Geschäftsgang Zu­
schläge zahlen können oder auch 
nicht.

Aufs ganze gesehen werden die ef­
fektiven Löhne und Gehälter aufs 
nächste Jahr steigen, offen ist nur, ob 
dies durch Kollektivverträge für jeden 
Einzelnen gesichert wird oder als wei­
tere Lohndifferenzierung in Kraft 
tritt.— Hier und dort macht man viel 
her von dem Streit, der im DGB herr­
sche um Fortsetzung der 35-Stunden- 
Wochen-Kampagne jetzt oder später. 
Wieso der Verfall des Reallohn­
niveaus für den Kampf um irgendeine 
Arbeitszeitverkürzung nützlich sein 
soll, hat aber noch niemand erklärt. 

— (alk, maf)
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Betriebe, Beschäftigte, geleistete Arbeiterstunden, Lohn- und Gehaltssumme sowie Umsatz im April 1985

Betriebe| Beschäftigte| Arbeiter stunden | Bruttolohn- und Gehaltsumme| Umsatz

Anz. Veränd. Arb. Ang. insg. Veränd. Tsd. Veränd. Lohn Gehalt insg. Veränd. (*) insg. Veränd.
z.VJM | VM VJM | VM VJM ] Tsd. DM VM VJM | Tsd. DM VM VJM

Bergbau
289 -2.4 169375| 42372 211747 -0.3 -3.4] 20292 -9.9 3.0| 496525 230986 727511 -0.4 3.5]68 2894300 -17.7 7.0

Mineralölverarbeitung
82 -2.4 13950[ 15652 29602 -1.0 -4.0| 1995 1.2 -6.3| 64496 105517 170013 10.0 6.2|96 9721980 2.9 15.8

H. u. Verarb. von Spalt- und Brutstoffen
7 -12.5 802| 1533 2335 0.0 0.9| 114 -11.6 4.6| 2894 6983 9877 0,7 11.0|30 1 7734* -5 1.7 -75.0

Gew. u. Verarb. von Steinen u. Erden
3676 -0.7 114059| 43489 157548 3.1 -5.3] 17401 9.5 -6.3| 327404 175843 503247 9.6 -2.2|89 2526250 24,7 -1.0
Eisenschaffende Industrie

171 1.8 163498| 52657 21655 -0.3 -3.6] 22671 -0.1 -0.9| 520662 240492 761154 3.5 4.2|63 4566800 -2.3 21.4
NE-Metallerzeugung, NE-Metallhalbzeugwerke

201 2.6 54764] 20730 75494 0.0 3.8] 7867 -2.8 6.7] 169709 90057 259766 3.3 11.3|70 2289560 -4.0 5.7
Gießerei

489 -3.2 76356| 16413 94769 0.3 0.7| 11222 -2.9 8.0| 226522 77125 303647 4.5 9.3)83 1059350 -3.8 13.7
Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung usw.
1622 1.0 125222| 35789 161011 0.3 3.6] 18699 -2.1 10.1| 346568 146649 493217 4.9 11.3|79 2297200 -2.5 13.8
Stahl u. Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau
1439 -2.2 133258| 50933 184191 -0.1 -1.6| 19426 1.4 2.5| 391514 216010 607524 3.9 5.1|83 1554590 4.2 -6.7
Maschinenbau
5255 -0.1 589012|345553 934565 -0.1 1.1| 86563 -2.4 7.8|1739630 1497560 3237200 4.0 10.1|53 11816400 -3.9 7.5
Strassenfahrzeugbau, Rep. v. KfZ usw.
2580 -2.1 610764|188104 798888 -0.2 2.5| 85216 -2.5 9.0]1913740 899321 2813060 4.2 9.9)50 16230500 -2.2 15.0
Schiffbau

119 0.0 33858] 10370 44228 -0.3 -2.1| 4723 -4.6 10.1] 97624 43974 141598 4.0 8.8)58 433197 0.8 -61.4
Luft- und Raumfahrzeugbau

64 -5.9 26862] 32992 59654 0.0 -0.1] 3677 -3.2 5.3] 89914 161695 251609 5.6 9.7)33 904373 18.9 34.9
Elektrotechnik, Rep. v. Haushaltsgeräten
3270 1.6 562445|346698 909143 0.3 4.6] 78612 -1.8 12.2|1435940 1571600 3007540 -5.8 12.5|68 11704300 -9.5 16.6
Feinmechanik, Optik, H. v. Uhren
1396 2.3 94015] 46384 142399 -0.1 4,2] 13572 -0.6 11.2] 225414 199760 425174 3.4 13.1|62 1510970 -3.9 25.2
H. v. EBM-Waren
2328 -0.2 203740] 74293 276033 0.2 2.2| 29249 -3.2 6.9] 520321 292440 812761 4.0 9.0|73 3618520 -2.6 10.4
H. v. Musikinstrumenten, Spielwaren, Füllhaltern usw.

626 -4.4 39437| 14745 54182 0.2 0.2] 5456 -0.9 5.6] 82325 50630 133155 3.9 5.8]67 521333 1,1 14.9
Chemische Industrie
1554 -0.8 290790]260669 551659 -0.2 0.8| 41625 -1.5 4.6| 923231 1315770 2239000 4.5 8.3)56 15626400 -1,6 13.8
H. v. Büromaschinen, ADV-Geräten und -einrichtungen

135 7.1 31291] 50138 81429 -0.2 8.5] 4320 -2 . 1 1 5.2| 92400 3 1 2 1 1 6 4045 1 6 7.5 8.9|37 1 369290 -7.3 23.5
Feinkeramik

197 -1.5 36966] 9412 48378 -0.3 -2.6| 5544 -1.0 1.2] 87382 32660 120062 3.6 1.3J65 362032 -3.7 4.7
H. u. Verarb. v. Glas

331 -1.6 50049| 15165 65214 0.0 0.7| 7294 -3.6 6.1] 142645 61631 204276 3.4 6.4)69 838941 -0.6 13.3
Holzbearbeitung
1984 -2.0 34285] 10513 44798 0.9 -4.8| 5304 2.2 -2.1] 87515 32291 119806 4.4 -0.8)86 764796 3.5 0.9
Holzverarbeitung
2317 -3.7 146941| 44212 191153 -0.2 -3.2] 21482 -2.3 0.2| 374324 157256 531580 2.3 -0.3]87 2313010 -2.6 2.8
Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- u. Pappeerzeugung

173 -0.6 37276] 11356 48632 0.0 2.2] 5639 -2.4 3,0] 141724 53567 195311 17.3 15.7)63 1379670 -5.3 16.2
Papier- und Pappeverarbeitung

841 -1.1 73146] 26968 100114 0.2 -0.1] 10680 -1.8 4.7) 183493 106990 290483 6.8 7.3]63 1651120 -6.8 15.3
Druckerei, Vervielfältigung
1905 0.3 111972| 49332 161304 -0.8 0,2] 15772 -3.9 1.9) 367634 210308 578142 9,7 9.0|94 1985380 -3.8 10.5
H. v. Kunststoffwaren
1972 0.4 153065] 53599 206664 0.2 3.1] 22139 -1.4 7.9) 377451 214011 591462 4.5 9.5)77 2969060 0.4 12.7
GummiVerarbeitung

264 0.4 69452] 24806 94258 -0.1 0.9] 9886 -5.5 8.1) 197523 109272 306795 1.5i 8.6]73 1306960 -14.7 10,6
Ledererzeugung

65 -5.8 4780| 1147 5927 0.6 -4.8) 712 -2.5 3.2] 11354 4306 15660 2.2 0.1) 0 140620 1.2 11.4
LederVerarbeitung

587 -6.6 46034] 12084 60116 -0.7 -5.6] 6578 -4.3 -2.2] 93448 40553 134001 3.7 -1.1|81 669858 -14.6 9.1
Textilgewerbe
1788 -2.9 174942] 56342 231284 -0.2 -2.2] 25022 -3.2 4.5] 376657 197622 574279 2.4 3.7|74 3036080 -7.2 12.2
Bekleidungsgewerbe
2469 -3.4 151083] 37658 186741 -1.0 -1.6] 19470 -6.9 3.8] 256666 117001 375669 2.5 4.4|84 1674150 -26,4 4.9
Rep. v. Gebrauchsgütern (oh. elektrische Geräte)

7 40.0 1 68) 4 1 209 -6.7 36.6] 24 0.0 50.0] 382______ 1 1 1______ 493 -5.7 36.5] 0______ 1 1 59 -6.4 76.7
Ernährungsgewerbe
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Im nächsten Heft

Weitere I29a-Prozesse
Vor dem OLG Stuttgart bzw. dem Ba­
yerischen Obersten Landesgericht in 
München haben drei weitere Strafpro­
zesse begonnen,bei denen die Bundes­
anwaltschaft den Angeklagten Mit­
gliedschaft in bzw. Unterstützung 
einer terroristischen Vereinigung vor­
wirft. Zum Teil beruhen die Anklagen 
auf der Konstruktion der Behörde, die

Beschuldigten hätten ihre mitglied- 
schaftliche Betätigung für die RAF 
unter den Bedingungen der Isolations­
haft im Gefängnis fortgeführt. Als In­
diz in diesem Sinne wird u.a. die Teil­
nahme am kollektiven Hungerstreik 
der Gefangenen im letzten Winter ge­
wertet. Das Gesinnungsstrafrecht — 
zu wesentlichen Teilen eine Erfindung 
des Hitlerfaschismus — soll in diesen 
Verfahren weiterentwickelt werden.

Wer will die NATO-Integration Spaniens und warum?
Die spanische sozialdemokratische Regierungspartei PSOE war unter anderem 
an die Regierung gekommen mit dem Versprechen, den Eintritt Spaniens in die 
NATO rückgängig zu machen. Für Frühjahr nächsten Jahres war bisher ein Re­
ferendum vorgesehen. Inzwischen tritt die PSOE offen für die NATO-Mitglied­
schaft ein. Der Oppositionsführer und ehemalige Franco-Minister Fraga unter­
stützt öffentlich die Regierungspolitik. Das spanische Bürgertum propagiert 
ein "modernisiertes Spanien" in einem mächtigen Europa. Wird der Klassen­
kompromiß, den die Regierung Gonzales repräsentiert, ein Referendum über­
stehen, wird es zu einer Europakampagne umgemünzt oder ganz abgesetzt?

Arbeit statt Haft
Die niedersächsische Landesregierng 
hat im Frühsommer 1983 einen "Mo­
dellversuch" gestartet und 1984 lan­
desweit etabliert: Wer seine Geldstra­
fe nicht bezahlen kann, hat die "Wahl" 
zwischen Gefängnisaufenthalt und 
Abarbeitung— es werden 2,50 DM pro 
Stunde bzw. 20 DM pro Tag angerech­
net. Systematisch ausgeweitete Abur­

teilungen vor allem von "Eigentums­
delikten" plus viehische Einpferchung 
der dadurch erzeugten Gefangenen­
masse haben den Aufenthalt in den 
Landesgefängnissen zu einem zynisch 
kalkulierten Abschreckungshorror 
werden lassen. Tausende mußten vor 
diesem Hintergrund ihrer modernen 
Versklavung durch die niedersächsi­
sche Neuauflage des Reichsarbeits­
dienstes zustimmen.

Medienkonzerne und Mediengewerkschaft
Die Herausbildung von Medienkonzernen ist ein Phänomen der letzten Jahr­
zehnte und wird in der BRD erst jetzt aktuell. Auf der technischen Grundlage 
von hochentwickelter Nachrichentechnik, besonders der Satellitentechnik, 
entstehen in Verbindung mit den klassischen Publikationsmethoden Privat­
imperien, die, wie vom Hause Springer oder auch von Burda bekannt, keinerlei 
öffentliche Kontrolle zulassen müssen. Im Unterschied dazu sind z.B. die öf­
fentlich-rechtlichen Anstalten publizitätspflichtig. In den Medienkonzernen ist 
die Bestimmung der Tendenz Privatsache des Verlegers. DerTendenzschutz un­
terminiert außerdem die gewerkschaftlichen Rechte der Beschäftigten.
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